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UWE KREMER, DORTMUND 

NACH DEM ENDE DER UDSSR 

Ich denke, daß man zunächst den Kern 
der Augustereignisse verstehen muß, 
der in der Entmachtung der KPdSU 
besteht. Deren Verrottung offenbarte 
sich ja nicht nur darin, daß sie sich nicht 
gegen Janajew und Co. stellte. Sie war 
auch nicht in der Lage, das Notstands­
komitee zu unterstützen. So oder so 
verwirkte sie damit endgültig jeden 
Anspruch auf eine „führende Rolle" in 
derGesellschaft. UnddadiePerestroika 
als Konzept einer sozialistischen Er­
neuerung an die Refonnfähigkeit und 
Dynamik der Partei gebunden war, ist 
im August die Perestroika nicht etwa 
gerettet, sondern zu Grabe getragen 
worden. Aber man muß sich dariiber 
im klaren sein, da es schon in den 
vergangenen zwei Jahren - und zwar je 
mehr sich das Scheitern der KPdSU 
abzeichnete - immer weniger um den 
,,Sozialismus" bzw. ,,Systemfragen" 
ging,sondemumdieArtundWeiseder 
Eingliederung in die Weltökonomie auf 
der einen und die Vermeidung eines 
inneren Chaos auf der anderen Seite. 
Und so ist auch die Auseinanderset­
zungimAugustnurhedingtalsideologi­
scher Kampf von ,,Prinzipien" oder 
zwischen „Reaktionären" und „Demo­
kraten" zu verstehen, sondern als Rin­
gen zweier Machtblöcke mit einer je­
weils unterschiedlich strukturierten so­
zialen Interessenbasis. 

Es ging also schon seit langem nicht 
mehr um den ,,Sozialismus'', auch wenn 
wir dies manchmal immer noch glaub­
ten (oder hofften). Genausowenig ging 
es im August allerdings um ,,Demokra­
tie" im prinzipiellen ( westlichen) Sinne. 
Boris Jelzin hat dies selbst mit seinem 
jüngsten Hinweis deutlich gemacht, daß 
die westlichen Demokratievor­
stellungen nicht auf Rußland übertrag­
bar seien. Und in der Tat trifft es zu, daß 
auf absehbare Zeit jede Option zur 
Stabilisierung und Modernisierung der 
bisherigen Sowjetunion eine stark au-

toritäre Komponente beinhalten muß 
und sich insoweit Janajew und Jelzin 
nur sehr bedingt anhand der Trennlinie 
,,autori tär''/"dernokratisch" ausein­
anderhalten lassen. Da es also im we­
sentlichen weder um „Sozialismus" 
noch um „Demokratie" geht, muß man 
einenüchtemereBeurteilungdergegen­
wärtigen Prozesse an den Tag legen 
und mit politischen Sympathie- bzw. 
Antipathieerkärungen erheblich zu­
riickhaltender sein. 

Entscheidend ist hierbei, welchen Weg 
Jelzin und die ihn umgehenden Kreise 
einschlagen. Die jüngsten Äußerungen 
zur Schaffung eines gemeinsamen 
Wirtschaftsraumes, die vorliegenden 
Vorschläge zu einem staatlich regulier­
ten Übergang zum Kapitalismus, die 
politische Achse zwischen Rußland 
(Jelzin) und Kasachstan (Nasarbajew) 
und die Ablehnung einer Kornmu­
nistenhatz in Rußland wecken zumin­
dest Hoffnungen darauf, daß eine eini­
germaßen tragfähige Konstellation für 
die weitere Entwicklung geschaffen 
werden kann. Es ist auch die einzige 
Chance, daß sich gegenüber natio­
nalpopulistischen Tendenzen (von de­
nen auch Jelzin nicht frei ist) ein breiter 
angelegter Machtblockherausbildet, der 
auch wesentliche Teile der ehemaligen 
Kommunistischen Partei und der indu­
striellen Technokratie umfaßt. Als ent­
scheidender Maßstab muß dahei gel­
ten, inwieweit Erfolge auf dem Weg 
einer ökonomischen und sozialen 
Stabilisierung erzielt werden können. 

Es sei angemerkt, daß diese Betrach­
tung nicht nurfürdie Staaten der zerfal­
lenden UdSSR, sondern auch für die 
VR China gelten muß: Während die 
ehemals sozialistischen Staaten Ost­
europas einen massiven Rückgang der 

Wirtschaftskraftzu verzeichnenhahen, 
droht China mit Wachstumsraten von 
über 13% gegenwärtig eher ein wirt­
schaftlicher Overkill. Auch diese Fest­
stellung hat nichts mit politischen Sym­
pathien zu tun, sondern verweist einzig 
und allein auf die Tatsache, daß nach­
holende ökonomische und soziale Ent­
wicklungen offenbar bestimmter staat­
licher und gesellschaftlicher Rah­
menbedingungen bedürfen, die in Chi­
na eher berücksichtigt worden sind als 
in anderen Ländern. Dabei gilt auch für 
die chinesische Führung, daß es sich 
beim dortigen ,,Marxismus-Leninis­
mus" der „Kommunistischen" Partei 
im wesentlichen um das ideologische 
BeiwerkeinesrechtpragmatischenMo­
demisierungskurses handelt, der aller­
dings die Eigenständigkeit Chinas auch 
innerhalb der neuen weltpolitischen 
Konstellationen bewahren will. Inso­
weit dürfte auch die vietnamesisch­
chinesische Annäherung eher innen­
und geopolitische als ideologische 
Grunde hahen. 

Der Hintergrund: Die VR China ist wie 
andere Länder Asiens, Afrikas und La­
teinamerikas vom Zusammenbruch der 
UdSSR in erheblichem Maße negativ 
betroffen. Die August-Ereignisse 
bedeutetennichtnurdasdefinitiveEnde 
der Perestroika und der KPdSU, son­
dern auch das Ende des maßgeblichen 
Gegengewichts zu den USA. Dies hat 
nicht nur für ein Land wieCuba weitrei­
chende Konsequenzen, das nunmehr 
dem Imperialismus zum Fraß vorge­
worfen wird. Wenn in der indischen 
Presse durchaus Sympathien für das 
Notstandskomitee erkennbar waren, so 
signalisiert das - weit üher Ghaddafi 
und Saddarn Hussein hinausgehende -
Stimmungslagen in den Ländern der 
sog. 3.Welt, deren Spielräume gegen­
über den kapitalistischen Zentren und 
den internationalen kapitalistischen Ein­
richtungen durch den Zusammenbruch 
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KOMMENTAR 

der UdSSR erheblich verringert wor­
den sind. Diese Umstände müssen bei 
der Einordnung von Jelzin und seinen 
„Demokraten" ebenso nüchtern in 
Rechnung gestellt werden wiedieinne­
ren Konstellationen in der ehemaligen 
Sowjetunion. 

Der westlichen Linken fällt es offen­
kundig schwer, die Ereignisse des 
sowjetischen Augusts zu verstehen. Die 
einen neigen zu häufig zynisch unter­
legten Ausfällen gegen den neuen 
,,Zarismus" in Rußland ( festgemacht 
an Zarenfahne, St.Petersburg und ,,2ar'' 
Boris Jelzin) und pflegten eine gewisse 
,,klammheimliche" Sympathie mit dem 
Notstandskomitee ( wenngleich man um 
seine Perspektivlosigkeit wußte und 
seine Einsetzung ernsthaft verurteilte). 
Die anderen gerieren sich als neu hin­
zugestoßene Helden der freien Welt, 
die den ,,Radikalreforrnern" um Boris 
Jelzin ihre Ovationen entgegenbringen, 
weil sie den Durchbruch zur „demo­
kratischen Weltgemeinschaft" als 
ureigensten Sieg verstanden haben. In 
beiden Fällen zeigt sich symptoma­
tisch die Schwierigkeit, die nüchterne 
Feststellung von Tatsachen mit der 
Wiedergewinnung von politischen 
Standpunkten und Weltsichten zu ver­
binden. Während die einen mit einer 
Tatsache - dem offenkundigen Ende 
der Sowjetunion und ihres real existiert 
habenden Sozialismus - innerlich noch 
nicht fertig geworden sind, weil noch 
keine neuen, den Tatr;;achen angemes­
sene Standpunkte und Weltsichten so­
zialistischer Politik entwickelt werden 
konnten, haben die anderen ihre Stand­
punkte und Weltsichten schon längst 
gewechselt und sich auf die „Seite der 
Tatsachen" (und der Sieger) begehen: 
Hilf- und Sprachlosigkeit auf der einen, 
Identitätsverlust und schlichter Op-

portunismus auf der anderen Seite:Daß 
der Block um Jelzin die einzige Chance 
für eine Stabilisierung der sowjetischen 
Verhältnisse repräsentiert, muß als Tat­
sache anerkannt werden, auch wenn 
Jelzin und Co. dem Sozialismus in die­
ser Weltgegend den Todesstoß versetzt 
hahen. Daß die ,,konununistisch" ge­
führte VR China das erfolgreichste 
Modell einer ökonomischen und sozia­
lenEntwicklunginnerhalbdesehemali­
gen „sozialistischen Lagers" darstellt, 
muß als Tatsache anerkannt werden, 
auch wenn an den Händen seiner Füh­
rer das Blut der Pekinger Demo­
kratiehewegung klebt. Wir stellen Tat­
sachen fest, aher hahen Schwierigkei­
ten, dazu einen „Standpunkt" zu bezie­
hen und dabei Sym- und Antipathien zu 
verteilen. Eine ,,neue Sicht der Dinge", 
die über das Konstatieren von Tatsa­
chen hinausgeht, muß erst noch ent­
wickelt werden. Sie ist an bestimmte 
Vorstellungen gebunden, die die inter­
nationalen Konstellationen. Wechsel­
wirkungen der dort wirkenden Fakto­
ren und die sich daraus ergebenden 
Perspektiven fortschrittlicher Politik 
betreffen. 

Ich denke, daß spätestens mit den Au­
gust-Ereignissen die Aufgabe ent­
standen ist, neue internationale 
Konstellationen zu denken, die weder 
den überkommenen Kategorien des 
Systemgegensatzes noch den Idealis­
men des „neuen Denkens" folgen, son­
dern neue sozialistische Perspektiven 
mitdenmachtpolitischenRealitätender 
heutigen Weltlage verbinden können. 
Die UdSSR hinterläßt eine Lücke, die 
weder durch den Anschluß vieler Ex­
Linker an das Lager des ,,freien We­
stens" noch durch pazifistischen 
Moralismus gefüllt werden kann. Hier­
hin gehört die Feststellung, daß das 
KonzeptdesGlobalismusunddes,,neu­
en Denkens" zunächst einmal als ge­
scheitertangesehen werden muß. Nach 

dem ,,kalten Krieg" zeigt sich immer 
deutlicher, daß die Weltentwicklung 
einerseits - und vielleicht sogar noch in 
wachsendem Maße - von macht­
politischen Optionen von Staaten und 
Staatengruppen, andererseits von 
transnationalen Strategien kapitalisti­
scher Konzerngruppen bestimmt wird. 

Der (sozialistischen) Linken in West­
europa muß klar werden, daß zualler­
erst sie nun selbst gefragt ist: Fort­
schrittliche Perspektiven in der neuen 
Weltordnung setzen voraus, daß das 
faktische Bündnis der kapitalistischen 
Zentren gegenüber den anderen Erdtei­
len aufgebrochen wird und daß manche 
Funktionen, die in der Vergangenheit 
durch die UdSSR wahrgenommen 
worden sind und das positive Verhält­
nis vieler Linker gegenüber diesem 
Land geprägt hahen, auf neue ( und 
sicherlich gänzlich andere) Art und 
Weise ausgefüllt werden. In all~ 
Linie dürfte das bedeuten, C4aß 
('N est)Europa eigenständige Optiorien 
in der Weltpolitik insbesondere gegen­
über den Vereinigten Staaten entwik­
kelt: Denn auf unserem Kontinent beste­
hen zweifellos die größten Chancen 
dafür, daß sich linke Perspektiven in 
internationale Machtkonstellationen 
einschreiben können. Identifikationen 
lassen sich nicht mehr in Bezug auf 
irgendwelche Kräfte und Vorgänge in 
der UdSSR oder in der VR China oder 
sonstwo erzeugen, sondern nur durch 
die Besinnung der westeuropäischen 
Linken auf ihre eigene Rolle und Ver­
antwortung. 
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HEINZ-GERD HDFSCHEN, BREMEN 

STASI-SÄUBERUNGEN 
Über den bösartigen Umgang mit der Stasi-Vergangenheit 

In Deutschland wird gesäubert. Seit 
Monaten beherrschen die Enthüllungen 
über den Staatssicherheitsdienst der 
ehemaligen DDR das öffentliche Le­
ben. Seilschaften werden ausgemacht, 
alle paar Tage gerät ein anderer ehema­
liger DDR-Politikerunterden Verdacht, 
ein Stasi-Mitarbeiter gewesen zu sein, 
und die Entlassungen im öffentlichen 
Dienst bis hin zur ,,Abwicklung" der 
Hochschulen in den östlichen Ländern 
werden zu großen Teilen mit dem Ver­
dacht der Stasi-Tätigkeit der dort Be­
schäftigten legitimiert. Unstrittig ist, 
daß die Stasi-Vergangenheit bewältigt 
werden muß, daß die Verbrechen und 
die Menschemechtsverletzungen die­
ses Unterdrückungsinstruments ver­
folgt und bestraft werden müssen. 
Unstrittig ist auch, daß Menschen, die 
sich an solchen Verbrechen aktiv betei­
ligt haben, nicht in öffentliche Ämter 
und hervorgehobene Positionen einer 
demokratischen Gesellschaft gehören. 
Aber die Art und Weise, in der diese 
Bewältigung zur Zeit abläuft, ist 
gespenstisch. Sie droht, unser öffentli­
ches Leben auf Jahre hinaus zu vergif­
ten, sie ist unehrlich und heuchlerisch, 
und sie ist geeignet dem Rechtsstaat, in 
dessen Namen sie betrieben wird, nach­
haltigen Schaden zuzufügen. 
Deutlich wird das schon, wenn wir uns 
einige der ,,Enthüllungen" über ehema­
lige DDR-Politiker ansehen. Da wurde 
Lothar de Maiziere mit einer Stasi­
Akte in Verbindung gebracht und die 
öffentliche Kampagne - damals recht­
zeitig zur Regierungsbildung - ließ ihm 
nichts anderes als den Rücktritt übrig. 
Die vom „Spiegel" vorgelegten Be­
weise bestanden in der Photokopie ei­
ner maschinengeschriebenen Kartei­
karte, die auf ein Pseudonym lautet, 
und in der Aussage eines ehemaligen 
Stasi-Offiziers. In diesem Zusammen­
hang interessiert nicht, ob eine gründli­
che Untersuchung tatsächlich eine 
Verstrickung de Maizieres ergeben 

könnte. Von Belang ist hier lediglich, 
daß ohne ausreichende Beweise - die 
Karteikarte und ein paar Berichte zu 
fälschen dürfte eine Kleinigkeit sein, 
die Angaben des Stasi-Offiziers sind 
aus mehr als einem Grunde anzweifel­
bar - eine öffentliche Vorverurteilung 
erfolgt ist. Die Beweislast wird umge­
dreht, der Beschuldigte muß seine Un­
schuld nachweisen statt daß er - wie es 
einem der grundlegendsten Rechts­
staatsprinzipien entspricht - bis zum 
Beweis des Gegenteils als unschuldig 
gilt. Und selbst im „Freitag" wurde de 
Maiziere als „einmal IM - immer IM" 
abgetan und seine Politik als Marionet­
teKohlsmitseinerdarausresultierenden 
Erpreßbarkeit begründet. Wer meint, 
weil es diesmal einen Rechten getrof­
fen hat, könne man bei der Hexenjagd 
mitmachen, der sei sich - wenn ihn 
denn schon Rechtsstaat und Fairneß 
nichtinteressieren-wenigstensim Kla­
ren darüber, daß es genausogut dem­
nächst wieder einen Linken treffen wird. 
Denn in den Millionen Akten der Stasi 
- auch zwei Millionen Westler sind 
darunter - dürfte über nahezu jeden 
politisch aktiven Deutschen irgend et­
was zu finden sein. 
Und daß es im geeigneten Moment 
gefunden wird - sei es zur öffentlichen 
Demontage oder zur heimlichen Er­
pressung, dazu haben auch jene beige­
tragen, die seit dem November 1989 
die Stasi-Akten in so offensichtlich 
dilettantischer Weise verwalten und 
auswerten. Die flinken Beschuldigun­
gen, wenn ein Stasi-Auflösungskomitee 
eine Akte gefunden hatte, die Weiter­
gabe solcher Unterlagen an alle mögli­
chen Leute, die Veröffentlichung von 
Namenslisten (wobei sich die TAZ 
besonders hervorgetan hat) waren 
schlimme Verantwortungslosigkeiten. 
Jeder Historiker, der einmal mit Akten 
von Verfolgungsbehörden gearbeitet 
hat, weiß, wie sorgfältig diese geprüft 
und gegengecheckt werden müssen. 

Schutzaussagen der Betroffenen kön­
nen als Mitarbeit mißverstanden wer­
den, sich wichtig machende Geheim­
dienstoffiziere können Informanten 
angegeben haben, die nichts von ihrer 
Rolle ahnten, Akten können aus vieler­
lei Griinden gefälscht worden sein ( auch 
noch im Herbst 1989). Eine griindliche 
Quellenkritik und die Anhörung der 
Betroffenen sind die Mindestvoraus­
setzungen im Umgang mit den Stasi­
Akten. Es müssen die Besonderheiten 
des DDR-Systems beriicksichtigt wer­
den: Auslandsreisende, Vorgesetzte, 
Beschäftigte in zahlreichen Funktio­
nen mußten dienstlich Berichte schrei­
ben und selbstP{arrer und Anwälte von 
Oppositionellen hatten zwangsläufig 
Kontakte zur Stasi und damit wahr­
scheinlich auch Akten dort. Kurz, die 
Existenz einer Stasi-Akte beweist al­
lein noch gar nichts und ihr Inhalt bedarf 
der griindlichsten, quellenkritischen 
Prüfung, bevor er zum Beweismittel 
wird. Und dann wäreninjedemEinzel­
fall die Umstände und die Motive, das 
Ausmaß und der konkrete Inhalt einer 
Mitarbeit beim Stasi zu beriicksichti­
gen - Aspekte, die wohl am wenigsten 
von sensationsgeilen Journalisten und 
selbstgerechten Politiker im Westen 
beurteilt werden können, die zur Zeit 
die Scharfrichter spielen. Ob die Gauck­
Behörde, die ihre Dutzende neue Stel­
len mit dem Hinweis im Fernsehen zu 
besetzten suchte, daß für diese Tätig­
keiten keinerlei Vorkenntnisse nötig 
seien, für eine sinnvolle Aufarbeitung 
dieser Akten geeignet ist, kann wohl 
mit Recht bezweifelt werden. Und 
letztlich ist trotz der Regelungen im 
Einigungsvertrag natürlich keineswegs 
ausgeschlossen, daß auch der Verfas­
sungsschutz und andere westliche Ge­
heimdienste die Stasi-Akten einsehen 
können, was bedeutet, daß diese dann 
in der Lage sind, für die nächsten 40 
Jahre Millionen von Menschen zu er­
pressen oder zu denunzieren. 
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Aber nicht nur beim Umgang mit den 
Stasi-Akten, die von Historikern und 
Juristen ausgewertet gehören, wirdder­
zeit Schindluder getrieben. Auch bei 
der grundlegenden Frage nach der Be­
handlung derjenigen, die in der DDR 
Funktionen und Verantwortlichkeiten 
hatten, zeigt sich eine Mentalität, die 
wenig mit Rechtsstaatlichkeit und de­
mokratischem Verfahren zu tun hat. 
Klar sollte sein, daß jeder Person, der 
Verbrechen und Verstöße gegen die 
Menschenrechte nachgewiesen werden, 
ein ordentlicher Prozeß gemacht wircl. 
Dabei können natürlich nicht riickwir­
kend die Gesetze der BRD angewendet 
werden - es sei denn, man wolle die 
Anerkennung der Staatlichkeit der 
DDR, wie sie spätestens seit deren 
UNO-Beitritt vorgenommen worden 
war, wiederzuriicknehmen. Wenn man 
wirkliche Verbrechen verfolgen wiU, 
braucht man die BRD-Gesetze auch 
nicht, denn die zur Tatzeit geltende 
VerfassungunddasStrafrechtderDDR, 
sowie die allgemeinen, in internationa­
len Abkommen ratifizierten Grundsät­
ze der Menschenrechte, reichten aus, 
Verbrechen wie Gefangenenmi ßhand­
lung, politische Diskriminierung, Er­
pressung, Amtsmißbrauch, u.ä. zu be­
strafen. Auch wenn man gewisse Be­
denken haben mag, diese Straf­
vetfolgung einer Justiz zu übertragen, 
die in der BRD lange von Kontinuitäten 
aus der Nazi-Zeit beeinflußt war, so 
gibt es zu einem solchen Vorgehen 
keine rechtsstaatliche Alternative. Die 
riickwirkende Anwendung des BRD­
Rechtes wäre allerdings nicht nur eine 
Siegerjustiz, sondern auch ein Bruch 
des substantiellen Grundsatzes nulla 
poena sine lege. Der sozialdemokra­
tischen Berliner Justizsenatorin stünde 
gut an, sich dieser Prinzipien zu erin­
nern. 

Was aber soll mit jenen geschehen, die 
sich nicht an justitiablen Verbrechen 

beteiligt haben, aber in der verflosse­
nen DDR Funktionen bekleidet haben? 
Diese Frage scheint klar für diejenigen, 
die wie Theo Sommer in der ,,Zeit" 
davon ausgehen, daß die „Schatten der 
roten Vergangenheit" prinzipiell de­
nen der braunen Vergangenheit glei­
chen. Es ist schon kurios, daß ausge­
rechnet Liberale und Linke mit dem 
Argument, nach 1945 habe man nicht 
gründlich entnazifiziert und dieser Feh­
lersei nun bei der Entkomrnunifizierung 
der DDR zu vermeiden, nicht nur braun 
und rot wieder gleichsetzen, sondern 
im Grundenocheinsdaraufsetzen. Denn 
faktisch heißt ihr Argumentdoch wohl: 
Nach 1945 ist mit den Mördern der 
Kommunisten, den Nazis, nicht gründ­
lich genug aufgeräumt worden, des­
halb muß nun nach 1989 wenigstens 
mit deren Opfern, den Kommunisten, 
Schluß gemacht werden. Eine bemer­
kenswerte Logik. Aber der Eifer von 
,,T AZ" und „Spiegel" ist wohl unnötig, 
denn daß die Herrschenden, die ihre 
Macht durch die Entnazifizierung hin­
durch gerettet haben, und die seit 1917 
versucht haben, den Kommunismus zu 
liquidieren, nun mit den endlich Be­
siegten übermäßig schonend umgehen 
werden, ist nicht zu erwarten. Die Kon­
sequenz aus einer Gleichsetzung von 
rot und braun wäre"daß man die DDR 
und die SED zu verbrecherischen Or­
ganisationen erklären müßte, und da­
mit die Handhabe hätte, gegen alle 
Mitglieder und Funktionsträger vorzu­
gehen. Zwar sagt das so niemand, auch 
wenn Stoiber, der Modrow als Gau­
leiter beschimpft, wohl so denkt. Aber 
schlimm ist, daß man dies wieder ei­
gens schreiben muß: Es ist ein prinzipi­
eller Unterschied, ob man 1933 einer 
erklärt antisemitischen, rassistischen, 
kriegstreiberischen Terrororganisation 
beigetreten ist, oder ob man einer Partei 
angehörte, die die Herstellung einer 
sozial gerechten Gesellschaft, die 
Emanzipation der Besitzlosen und den 

Frieden in ihrem Programm hatte. Aus 
der bloßen Mitgliedschaft oder der 
Übernahme von Funktionen in der SED 
oder im SED-System darf keine Dis­
kriminierung erfolgen, es sei denn, man 
wolle die Tatsache, daß jemand Kom­
munist war oder ist bestrafen. Gründe 
für den Ausschluß aus dem öffentli­
chen Dienst und für die Untauglichkeit 
für Führungspositionen können sich 
nur aus konkretem Verhalten ergeben, 
und sie müssen in einem rechts­
staatlichen Verfahren nachgewiesen 
werden. Wer andere denunziert hat, um 
beruflich Kaniere zu machen, gehört 
nicht in eine Vorgesetztenfunktion. Wer 
bis zuletzt geglaubt hat, die SED könne 
in Richtung auf ihre erklärten Ziele 
verändert werden, oder die DDR sei ein 
Alternative zum Kapitalismus, mag 
manchen heute naiv erscheinen. Ein 
Grund für eine Entlassung ist das nicht 
Aber die jetzt betriebene Säuberunghat 
- wie besonders die Abwicklu.tjg,ii~ 
Hochschulen zeigt- offensichtlicbnlcht 
das Ziel, die für die Zukunft .\n~­
zichtbare Vergangenheitsbewältigung 
in demokratischer und den Grundsät­
zen der Rechtsstaatlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit entsprechender 
Weise zu leisten. Viele der aus Oppor­
tunismus und Kanierismus in die SED 
oder die Blockparteien Eingetretenen 
sind längst bei den neuen gesamtdeut­
schen Parteien und im Staatsapparat 
wieder untergekommen - Opportuni­
sten braucht man eben überall. Nicht 
ihnen gilt die Säuberung, sondern jetzt 
trifft es wohl mehrheitlich die tatsäch­
lich überLeugten Kommunistinnen und 
Kommunisten, die häufig auch in der 
früheren DDR ihre Schwierigkeiten mit 
Partei- und Staatsapparat hatten. Und 
so wird das hinter der Nebelwand der 
Stasi-Diskussion wiedereingeführt, was 
wir im Westen schon fast übeIWUnden 
glaubten: das Berufsverbot wegen ab­
weichender Gesinnung. 
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JUDITH MARSCHALL, HAMBURG 

HINTERGRÜNDE ZUM 
FEINDBILDDRAMA IN JUGOSLAWIEN 
Der Prei.~ße ist strebsam und langwei­

lig, der Bayer querschädlig und 
obrigkeitsvernarrt, der Schwabe gei­

zig, der Sachse geschwätzig, der Nieder­
sachse srur, der Sorbe volkstanz- und 
trachtenbegeistert - und wasfolgt dar­

aus? Variierte Ostfriesemvitze. Der 
Slowene ist strebsam und vornehm, der 

fi!ontenegn·ner stolz und patriarchal, 
der Kroate anspruchsvoll und eigen­
brötlerisch, der Serbe kontaktfreudig 
aber mißtrauisch - und was folgt dar­

aus? Krieg. 

Als Vuk Karadzic und Jakob Grimm 
miteinanderkorrespondierendMittedes 
18. Jahrhunderts ihre Wörterbücher 
schrieben, der eine für die serbokroa­
tische, der andere für die deutsche Spra­

che, hatten sie beide für eine gemeinsa­
me Sprachnorm der Menschen inner­
halb von geographisch benachbarten 
Regionen gearbeitet. Den jugoslawi­
schen Staat hat es damals noch nicht 
gegeben, den deutschen aber auch nicht. 
Nur so viel gegen die Selbstverständ­
lichkeit, mit der die Berichterstattung 
hierzulande von der deutschen Nation, 

aber vom jugoslawischen Vielvölker­

staat spricht. 

Gegen die Inhaltsleere nationali­
stischer Argumentation 

Es soll hier im weiteren gerade nicht 
um den Begriff des Nationalen gehen, 
auch nicht um Volks- oder Starnmes­
bewußtsein. Ich will mich vielmehr auf 
wenige historische und ökonomische 
Grundvoraussetzungen, mit denen der 
jugoslawische Staat nicht erst seit ge­
stern zu kämpfen hat, konzentrieren, 
und damit einen kleinen Beitrag zur 
Enternotionalisierung der Diskussion 
um den Krieg der Südslawen leisten. 
Zum Thema nationale Einheiten vor­
weg nur zwei Anmerkungen: erstens 
sind Sprache und nationale Kultur in 

einem Land nicht von je her vorgege­
ben, sondern werden oft erst von poli­
tischen Kräften geschaffen, und zwei­
tens - und wenn es noch so lapidar 
klingt - haben Nationalismen noch nie 
ein einziges politisches Problem ge­

löst. 

Die deutsche Berichterstattung wird 
nicht müde, die Chauvinismen, die sich 
in Jugoslawien so dramatisch entwik­
kelt haben, auszumalen. Dem Spiegel­
redakteur, der mal wieder das Wört­
chen „großserbisch" benutzt, hält man 
halt das Foto von der Berlin-Demon­
stration mit dem eine „großkroatische" 
Landkarte zeigenden Transparent ent­
gegen, das der Freitag in seiner Ausga­
be vom 12. 7. veröffentlichte ... und 

dann? 

Die Entstehung von Feindbildern hat 
Gründe. Die erdriickende Schwüle ei­
ner nicht auf gearbeiteten faschistischen 
Geschichte ist eine historische Ursache 
für die kriegerische Konfliktentladung 
heute. Z.B. wurde in einer Ausstellung 
über Jugoslawien im 2. Weltkrieg, die 
ich 1989 in Split besuchte, wohl der 
Kampf der Partisaninnen dargestellt, 
nichts zu erfahren war jedoch über den 
von Hitler installierten ,,Unabhängigen 
Staat Kroatien". Kein Wort über Jase­
novac, das jugoslawische Auschwitz. 
700.000 Menschen sind dort allein auf -
grund ihrer serbisch-orthodoxen Reli­
gionszugehörigkeitumsLebengekom­

men. 

Krasse Wohlstandsunterschiede 
z"ischen den Teilrepubliken 

Zum Mief von Geschichtsklitterung -
auch die Geschichte nach '45 ist unter 
Titonurunzureichendgelüftetworden: 
So die Ereignisse um den 1965 gestürz­
ten Chef der Geheimpolizei Rankovic, 
oder die Stalinismus-Auseinanderset-

zung, die nach 1948 gewiß nicht abge­
schlossen war - und ökonomische Pro­

bleme kamen hinzu. 
Eine Hauptschwierigkeit liegt in den · 
strukturellen Unterschieden begründet. 
Sloweniens Bruttosozialprodukt war 
1985 dreimal so hoch wie das Bosnien­
Herzegowinas. 1 Noch krasser ist der 
Unterschied zwischen dem Kosovo und 
Slowenien. Aus Bundesmitteln wer­
den der Kosovo, Bosnien-Herzegowina, 
Montenegro und Mazedonien seit 1965 
gefördert. Eine Steuer auf die Produk­
tionsmittel der jugoslawischen Unter­
nehmen füllte den Bundesfonds zum 
Ausgleich regionaler Unterschiede. Für 
Direktinvestitionen in den unterentwik­
kelten Gebieten wurden seit 1976 Un­
ternehmen aus den entwickelten Re­
gionen belohnt, indem man ihnen 20% 
der Fondabgabe erließ. 

Doch all dies blieb relativ erfolglos: 
War 1966 das reale Gesellschafts­
produkt pro Kopf in der Bevölkerung 
in Slowenien rund fünf mal so hoch wie 
im Kosovo, so ist das Verhältnis 1981 
7: 1 gewesen. Die Erfolglosigkeit der 
Bundesfond-Politik konnte nicht zum 
Vertrauensgewinn der Belgrader Re­
gierung beitragen. Als sich am Ende 
des Vierjahresplans 1976-1980diewirt­
schaftliche EntwickJung in Gesamt­
jugoslawien abrupt verlangsamte, ver­
ringerte sich auch die Bundesfond­
unterstützung. 

Die relativ reichen südslawischen Re­
publiken Slowenien, Serbien und vor 
al lern Kroatien haben in den letzten 
zehn Jahren eine Stagnation ihres wirt­
schaftlichen Wachstums etfahren, die 
zu Unzufriedenheit und individuellen 
Existenzängsten führen mußte. Insge­
samt ist Jugoslawiens Wirtschaft u.a. 
durch die Auslandsverschuldung stark 
gebeutelt. Unter den 17 meist­
verschuldeten Ländern nahm Jugosla­
wien 1985 die bedrückende sechste 

Stelle ein. Doch es gibt keinen Auf­
stand in Jugoslawien gegen die Zins­
politik des Internationalen Währungs­
fonds, stattdessen fühlen sich Slowe­
ninnen und Kroatinnen vom Bund in 
ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
gedrosselt, und suchen die „Schuldi­
gen" im eigenen Land. Wer über Ar­

mutinJugoslawien nicht sprechen will, 
soll über die Vielvölkerstaatsproble­
matik schweigen! 

Getreu meiner Eingangsthese, daß na­
tionale Einheiten Ergebnisse politischer 
und ( weit-)ökonomischer Entwicklung 
sind, ist es selbstverständlich möglich, 
daß sich Kroatien und Slowenien ihren 
neuen westeuropäischen Wunsch­
partnerländern zuwenden. Allerdings 
darf das im 20. Jahrhundert vor dem 
Hintergrund atomarer Bedrohung nur 
auf dem Verhandlungsweg geschehen. 
Warum schreibt niemand in Deutsch­
land über die Koalitionen der Humani­
tät und Vernunft in Jugoslawien? fragt 
sinngemäß die Jugoslawin (nicht 
Bosnierin oder Makedonierin oder 
Slowenin oder wie auch immer) Mira 
Pax im Freitag vom 16.8.91. ,,Meine 

Hoffnung sind die Menschen, die den 
Frieden wollen: nach einer Befragung 
der Zeitung Danas (6.8.91) in Zagreb, 
Belgrad und Ljubljanakommen für die 
Befragten die Aspekte Frieden, Frei­
heit und Menschenrechte vor der Fami­
lie, der Arbeit und dem eigenen Volk. 
Die Mehrheit zeigt eine Antikriegs­
stimmung! Hoffnung sind", so Mira 
Pax, ,,auch Serben und Kroaten, die 
sich gegenseitig schützen (Le Monde 
10.8.)." 

BSP pro Kopf und Jahr betrug 1985 in 
Bosnien-Herzegowina ca.3160 DM, in 
Slowenien ca. 9000 DM im Vergleich dazu 
in der BRD 30122 DM (Zahlen aus Stati­
stischem Jahrbuch und einem Artikel 
Ivanka Durdevlcs im Yugoslav Survey 
4/87, S.21-40) 
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MODERNISIERUNG 
ODER REFORM DER SPD 
Ein Gespräch mit Karlheinz Blessing 
Für spw lührle RaH 1/Jiimer das f,espräc/,. 
Es fand Ende Juni in Bonn s"11/. 

spw: Korlheinz, Du hast Dich in 
einem Interview kurz vor dem 
Bremer Parteitag mehr oder 
weniger vom Begriff des demo-

kratischen Sozialismus distanziert, auf 
den Du Dich in der Vergangenheit ei­
gentlich immer positiv bezogen hattest. 
Dieser Begriff bringt ja auch zum Aus­
druck, daß die SPD so elwos wie eine 
gesellschaftsverändernde Perspektive 
hat, eine Vorstellung von einer Gesell­
schaft, die nicht mehr von der Vorherr­
schall kapilalistischer Prinzipien geprägl 
wird. Siehst Du rur die Parlei und rur Dich 
persönlich noch so eine Perspektive, 
auch nach den Entwicklungen im soge­
nannten realen Sozialismus? 

Blessing:Ja, naJürlich sehe ich die. Ich 
habe mich weder vam Inhalt nach vom 
Begriff distanziert in diesem Interview. 
Vom lnhall schon gar nicht. Da stehe ich 
nach wie vor hinter dem, was wir bereits 
in Godesberg und dann in Berlin fast 
wörtlich noch mal aufgenommen ha­
ben: Demokratischer Sozialismus, als 
dauernde Aufgabe, als die vollsländige 
Herslellung von Demokratie, Freiheil, 
sozialer Gerechtigkeit. Auch mit dieser 
gesellschaftsverändernden, syslemüber­
greifenden oder -überschreitenden Per­
speklive. Ich habe in dem lnlerview, das 
war in der Frankfurter Rundschau, sehr 
wohl diesen Begriff problematisiert, weil 
ich damals Ende '89 noch nichtvollslän­
dig überblickt hatte, wiediskreditiertder 

Begriff Sozialismus in den fünf neuen 
Bundesländern oder in der damaligen 
DDR war. Und ich habe gesagt, daß ich 
mireigen~ich trotz alledem nicht vorstel­
len kann, daß die SPD sich von diesem 
Begriff entfernt und wenn, dann könnte 
ich mir das nur im Zusammenhang eii:-ier 
neuen Gru ndsalzdebalte vorslellen; Mi;!n 
kann ja nicht einfach einen Begri~. 
und auswechseln, damit sind jt,'1!,.·:-r:: · 
lnhalleverbunden. Aber ich sehe dieses 
nicht. Wir haben ja ein neues iPrO­
gramm. 

spw: Die Diskussion um die 
Modernisierung der SPD wird 
sehr stark unter dem Gesichts­
punkt geführt, sogenannte mo-

derne Schichten anzusprechen, die nicht 
traditionell mit Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften verbunden sind. Ich 
wollte nach einer anderen Gruppe fra­
gen. Zuletzt in Hamburg wieder war die 
Wahlbeleiligung sehr gering, und die 
Gruppe der Nichlwählerinnen und Nich~ 
wähler war sogar größer als die der 
SPD-Wählerinnen und Wähler. Hablihr 
genauere Erkenntnisse, aus welchen 
Motiven diese Leute nicht wählen, wie 
diese Gruppe zusammengesetzt ist1 und 
wie man die ansprechen und vielleicht 
auch Leute für die SPD gewinnen kann? 

Blessing: Wir haben vom Parleivor­
stand aus eine größere Untersuchung 



eingeleitet, bei der das ein zentrales 
Element ist, weil das mit Hamburg nicht 
zum ersten Mal der Fall war, daß die 
Zahl der Wahlenthaltungen so hoch ist 
und daß, gemessen an den Wahlbe­
rechtigten, die Nichtwähler die größte 
Partei sind. Das war schon in Frankfurt 
bei den Kommllnalwahlen so. Es kann 
in der Tat wahlentscheidend sein bei 
künftigen Auseinandersetzungen, wel­
cher Partei es gelingt, ihre „Stammwäh­
ler" zu mobilisieren. So daß sich mögli­
cherweise, aber das ist jetzt mehr eine 
These als eine empirische Erkenntnis, 
Wahlkämpfe in der Zukunft nicht mehr 
in erster Linie daran entscheiden wer­
den, ob es gelingt, Wechselwähler 
rüberzuziehen, ungebundene Wähler, 
sondern es hat sich wahrscheinlich eine 
Gewichtsverlagerung dahingehend er­
geben, daß die Mobilisierung der 
Stammwähler vielleicht wahlentschei­
dend sein kann. Aber da wissen wir 
insgesamt noch zu wenig. Ich denke, 
wir haben amJahresendevielleichtwirk­
lich echte empirische Ergebnisse dar­
über, was denn die Motive für 
Wahlenthaltungen sind, denn bislang 
hat jeder seine persönliche Theorie. 

spw: In der Debatte um die 
Erneuerung und organisations­
politische Reform der Partei gibt 
es widersprüchliche Stoßrich-

tungen. So ist in einem aus NRW stam­
menden Papier'ZurMoclernisierung der 
SPD' neben dem Versuch einer 'ideolo­
gischen Entrümpelung' eine meines 
Erachtens einseitig technokratische Her­
angehensweise festzustellen, die vor al­
lem fragt, wie die Parteiarbeit von oben 
effektiver gemacht und für eine bessere 
Darstellung der Partei in den Medien 
gesorgtwerden kann. Eine Herangehens­
weise, die verbunden ist mit einer Ten­
denz zur Entdemokratisierung der Par­
tei: die Partei solle sich sozusagen nicht 
einmischen in das, was die Sozialdemo­
kraten in Regierungsverantwortung tun, 
solle ihnen nicht zu genaue Vorgaben 
machen. Auf der anderen Seite wurden 
auf dem Parteitag und auch von JUSOS 
sehr stark Forderungen nach einer 
Demokratisierung der Partei gestellt, 
nach stärkeren Einflußmöglichkeiten für 
die einzelnen Mitglieder und Gliederun­
gen und Gruppierungen der Partei. Wie 
würdest Du Deine Position da sehen? 

~. _ Blessing: Also ich weiß nicht, ob diese 
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Kategorien stimmen, ob das wirklich die 
Pole sind. Effizienz und Mitglieder­
beteiligung muß sich ja nicht ausschlie­
ßen, ganz im Gegenteil. Auch auf die 
Gefahr hin, wieder in die Managerecke 
gestellt zu werden: in der Tat ist es nun 
mal eine Erkenntnis, die teilweise in 
Unternehmen mehr Verbreitung findet 
als in gewerkschaftlich sozial­
demokratischen Organisationen, daß 
Kreativitätspotentiale nur freigesetzt 
werden können, wenn man Leute mit 
einbezieht. Und zwar nicht paternali­
stisch einbezieht, sondern wirklich im 
Sinne einer echten, demokratischen 
Beteiligung. Das ist gerade in Organisa­
tionen zentral wichtig, die nicht haupt­
sächlich auf technische Produktions­
apparate angewiesen sind, sondern auf 
das, was die Menschen in den Köpfen 
haben. Effizienz und Beteiligung schlie­
ßen sich also nicht aus. Natürlich gibt es 
technische Bereiche, wo man effizienter 
sein muß. Auch die Frage, wie man 
Presse und Öffenrlichkeitsarbeit macht, 
ist nicht unbedingt eine Frage einer 
großen Milgliederbeteiligung. Das was 
ihr teilweise unter dem Stichwort 
Demokratisierung und Mitglieder­
beteiligung fordert, da habe ich große 
Skepsis vor. 

spw: Wir könnnen das Pro­
blem empirisch feststellen auf 
Parteitagen oder erst recht bei 
den Mandaten, daß insbeson-

dere in den Bereichen, wo die Partei 
sehr stark ist und wo sehr stark und 
einseitig das Territorialprinzip sich durch­
setzt, einfach untragbare Ergebnisse 
zustande kommen. Z.B. ist in der SPD­
Ratsfraktion in Dortmund kein Mensch 
unter vierzig. Das hat einfach damit zu 
tun, daß es mehr Ortsvereine als Rats­
mandate gibt und man Ratsvertreter 
wird als Höhepunkt einer zwanzig­
jährigen kommunalpolitischen Karriere. 
Das gilt für Mandate auf anderen Ebe­
nen genauso. Es ist eine Genossin im 
NRW-Landtag knapp unter 35, und aus 
ganz NRW ist niemand im JUSO-Alter 
im Bundestag, weil da immer über die 
Direktmandate, die geholt werden, die­
ses einseitige Territorialprinzip zieht. 

Blessing: Da ist ein bißchen was dran. 
Gerade die Stärke NRW's ist auch ein 
bißchen eine Schwäche. Ich stamme ia 
aus Baden-Württemberg und war da­
mals auch mitbeteiligt bei der Aufstel-

lung von Landeslisten, da kannst Du 
natürlich ein Stück weit mehr steuern. Da 
kannst Du auch dafür sorgen, damals 
auch ohne Quoten, daß Frauen stärker 
repräsentiert werden, daß Jugendliche 
stärker repräsentiert werden oder auch 
Arbeitnehmer, vielleicht auch 
Seiteneinsteiger. Aber dort, wo nicht die 
Landesliste, sondern die Wahlkreis­
konferenz entscheidet, dort hast Du im­
mer ein Stück weit das Phänomen, daß 
derjenige, der am bekanntesten ist, die 
höchsten Startvorteile hat. Und am be­
kanntestensind haltdiejenigen, die schon 
am längsten gearbeitet haben und viel­
leicht auch entsprechende Funktionen 
hoben, als Oberbürgermeister oder sonst 
was, die ihnen die Gelegenheit geben, 
bekannt zu werden. 

spw: Das Problem liegt letztlich 
darin, daß sich immer ein 
Wahlkreis auf einen Bewerber 
oder eine Bewerberin einigen 

muß. Meistens ist es dann ein männli­
cher Bewerber, der es letztes Mal schon 
gemacht hat, und der es dann macht bis 
er in Rente geht. Auch in solchen Regio­
nen, wo die Partei die Wahlkreise holt, 
muß das Gewicht der liste gestärkt 
werden. Man muß über Wahlkreis­
reformen nachdenken. Unter Frauen­
gesichtspunkten hat es ja schon den 
Vorschlag gegeben, Wahlkreise zu 
machen, in denen immer zwei Personen 
zu wählen sind, und zwar immer ein 
Mann und eine Frau. Ich könnte mir 
vorstellen, Regionalwahlkreise zu bi~ 
den, in denen ieweilsca. zehn Mandate 
zu vergeben sind, wo dann jede Partei 
für eine bestimmte Region so eine Art 
liste aufstellt und wo es dann möglich 
wäre zu quotieren usw ... Wir haben 
z.B. im Landtag in NRW -da spielt die 
Listegarkeine Rolle-als die Partei mit der 
Quote die Landtagsfraktion mit dem 
geringsten Frauenanteil, was ein Ding 
der Unmöglichkeit ist. Aber jeder Wahf 
kreis sogt, wir haben nur eine Person, 
die kann man nicht quotieren, und der 
Genosse kandidiert wieder, und dann 
wird er auch mit großen Mehrheiten 
gewählt. Da braucht man dann gar 
nicht antreten. 

Blessing: Ich kenne das Problem, ich 
weiß nur nicht, wie Du das lösen sollst, 
Ich schrecke davor zurück, dies von der 
lokalen Ebene wegzunehmen. Denn 
genau darauf würde Dein Vorschlag 

hinauslaufen, wenn Du sagst, ein be­
stimmter Teil von Mandaten wird quasi 
über die Landesliste vergeben, auch 
dort wo es direkte Wahlkreise gibt. Das 
widerspricht meiner Grundeinstellung, 
daß die höhere Ebene nicht den Leuten 
vor Ort das vorschreiben soll, was sie 
eigentlich nicht wollen. Es ist ein schwie­
riger Prozeß, soweit zu kommen, daß es 
als Normalzustand angesehen wird, 
daß dieses eine Mandat, das man zu 
vergeben hat, auch an eine Frau geht 
oder an einen JUSO geht. 

spw: Ich habe zwei konkrete 
Vorstellungen. Erstmal, daß 
wirklich mindestens die Hälfte 
oder über die Hälfte der Man-

date über die Liste vergeben wird ... 

Blessing: Ja aber dann greift die zen­
trale Ebene wieder ein. 

spw: Nein, dann gibt es ja die 
Kombination von Wahlkreisen 
und Liste, wie jetzt schon beim 
Bundestag. Nur führt das bis-

her in NRW dazu, daß auf der liste die 
Wahlkreisbewerber abgesichert wer­
den, die ihren Wahlkreis wahrschein­
lich nicht holen. Damit gibt es da auch 
wieder keinen Zugang, anders als z.B. 
in Baden-Württemberg. Zweitens müß. 
ten mehrere Wahlkreise zusammenge­
faßt werden und gemeinsam ihre 
Kandidattnnen aufstellen. Wieder Dort­
mund: wir haben sechs Landtags­
wahlkreise, da kandidieren sechs Män­
ner. Es wäre ja eigentlich kein Problem 
zu sagen, wir machen einen Unter­
bezirksparteitag, da werden die Leute 
aufgestellt, dann sind schon mal wegen 
Quotierung mindestens zwei Frauen der 
bei, und dann kann man bei sechs 
Kandidatinnen auch verschiedene Kom­
petenzen und verschiedene Kriterien 
berücksichtigen, so daß sich nicht nur 
immer die Platzhirsche mit 20jährigem 
Platzvorteil durchsetzen. 

Blessing: Das ist aber ein Problem, 
das ich politisch für lösbar halte. Wenn 
es dort sechs Landtagswahlkreise gibt, 
dann liegt es in der Hand der Partei dort, 
des Unterbezirksparteitages, des Unter­
bezirksvorstandes, so steuernd einzu­
greifen, daß hier etwa die Frauenquote 
bei sechs Wahlkreisen eingehalten wer­
den kann. Daß es da möglicherweise 

Friktionen im Übergang gibt, gut, das 
passiert immer. Aber das müßte ein 
Unterbezirksvorstand auch beim jetzi­
gen Wahlrecht und beim jetzigen 
Nominierungsverfahren wirklich hin­
bekommen können. Schwierig ist es in 
der Tat, wenn Du ländliche Wahlkreise 
mit jeweils eigenen Unterbezirken hast. 
Da ist es nicht ganz einfach. Aber bei 
sechs Landtagswahlkreisen in einer 
Großstadt müßte das machbar sein. 

spw: Ja, es müßte. 

Blessing: Ich kenne die Debatten aus 
meinem Unterbezirk Frankfurt. Da läuft 
das eben so. Das ist natürlich für den 
einen oder anderen persönlich sehr hart. 
Aber wenn ich das richtig im Kopf habe, 
haben wir das hingekriegt, daß in den 
Frankfurter Wahlkreisen für die Landtag;. 
wohl entsprechend Frauen aufgestellt 
wurden. 

spw: Wobei das auch nur pas­
siert, wei I der Druck der Quote 
im Hintergrund ist, und das 
Problem besteht, daß dabei 

Jüngere trotzdem runterfallen, wenn es 
nicht irgendwie über die liste Möglich­
keiten gibt. Es ist hier praktisch die 
gleiche Lage wie bei der Frauendebatte 
vor der Quote. Es wird alle paar Jahre 
etwas Appellatives beschlossen und im 
ZWeifelsfall passiert nichts. Inwieweit 
siehst Du die Notwendigkeit, auch da 
beschlußmäßig mehr Druck zu entwik­
keln?. 

Blessing: Ich habe da großen Zweifel, 
ob man dies über Beschlüsse und über 
bürokratische Regelungen hin bekommt. 
Es sind ja zwei Dinge, die hierbei eine 
Rolle spielen. Zum einen sind dieJUSOS 
schwächer geworden. Wir mußten da­
mals nicht groß über solche Regelungen 
diskutieren, wir haben unsschlichtdurch­
gesetzt. Aber das waren andere Zeiten, 
da war die Zahl der JUSOS auch un­
gleich größer als heute, und der politi­
sche Einfluß noch viel größer. Das ande­
re ist, daß offenbar in den 70er Jahren 
eine hohe Zahl von jüngeren zur SPD 
gestoßen ist, also der berühmte Marsch 
durch die Institutionen einsetzte. Die 
marschieren halt heute noch. Nur sind 
sie jetzt nicht mehr 30 sondern 50. 

Durch die Frauenquotierung hat sich 
dieser Generationstrend eher noch. sta­
bilisiert. Wenn ich es richtig beobachte, 
s1ndes nicht die jungen Frauen, sondern 
diejenigen, die schon lange in der Partei 
kämpfen, die ietzt zum Zuge kommen. 

spw: Dazu kommt, daß frei­
werdende Plätze nur von Frau­
en besetzt werden und das 
dann auch oft keine jungen 

Frauen sind. Die Leute sind dann drin in 
den Mandaten, seil ein oder zwei Peri­
oden, und es wird in der Partei praktisch 
so gehandhabt, zumindest bei haupt­
beruflichen Mandaten, daß die Leute 
das machen, bis sie irgendwo ein ande­
res Mandat haben oder bis sie über 60 
sind. Muß man da nicht auch überle­
gen, wie man einen gewissen Mecher 
nismus oder Druck entwickeln kann, da 
stärker zu einer Erneuerung zu kom­
men? Daß es normaler wird, daß Leute 
aufhören, obwohl sie noch nicht im 
Rentenalter sind, daß man auch erleich­
tert, daß sie eventuell auch gegen ihren 
Willen abgelöst werden? Das ist zur Zeit 
fast unmöglich. Die Leute haben Zeil, 
sich ihre Hausmacht zu sichern. 

Blessing: Aber sa ist es halt in. der 
Politik. Das kann man denen ja ~i~ht 
verdenken, daß die ihre H"'!l'!.~ .: ht 
sichern. letztendlich ist es eben d6iil\ioin 
ganz, nicht nur Formaldemokroti_~her, 
sondern wirklich ein demokratischer 
Prozeß bei der Aufstellung von Wahlkreis­
kandidaten oder der Wahl von Partei­
vorständen. Das kannst Du nur durch 
eine Gegenhausmacht auflösen. Die 
andere Frage ist, ob der lebenslange 
Politiker sinnvoll ist. lm Grundegenom­
men müssen wir ganz generell in die 
Köpfe reinkriegen, daß man nicht ein 
Leben lang, oder nur in den seltensten 
Fällen, ein Leben lang Politiker sein 
kann. Daß man sehr viel stärker wech­
seln muß zwischen verschiedenen 
Lebensbereichen. Das ist hier in der 
Bundesrepublik verdammt unnormal. 
Das ist in Amerika viel normaler. Der 
Wechsel zwischen Wirtschaft, Politik, 
Wissenschaft, Medien, Publizistik ist da 
eher etwas normales. Bei uns ist das 
völlig ungewöhnlich. Politiker sein heißt 
dann, fast ein ganzes Leben lang Politi­
ker zu sein. Wissenschaftler zu sein 
heißt auch, Fast ein ganzes Leben lang 
Wissenschaftler zu sein und nicht in die 
Wirtschaft zu gehen oder sonst irgendwo-
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hin. Ich denke, daß wir uns da insge­
samt ändern müssen. Nicht nur die 
Partei, sondern auch diese Gesellschaft, 
denn wenn ich in Richtung Binnenmarkt 
denke, da ist so ein innovativer Wechsel 
unabdingbar. Aber ich bin gegen eine 
prinzipielle Festschreibung, man darf 
nur zwei Legislaturperioden kandidie­
ren. Das ist schwachsinnig. Man hat das 
ja bei den Grünen gesehen. Es gibt 
Leute, die wären ein wahnsinniger Ver­
lust, wenn man die zwingen würde, 
nach zwei Perioden wieder auszuschei­
den. Aber daß man dies auch stärker 
thematisieren müßte in der Partei, da 
stimme ich überein. 

spw: Karlheinz, es gibt einen 
Parteitagsbeschluß zu Verhal­
tensregeln für Funktionärlnnen 
und Mandatströgerlnnen, die 

aber sehr unbekannt in der Partei und 
auch relativ unverbindlich sind. Also wir 
haben bei uns z.B. noch Fälle, wo Leute 
Bürgermeister und gleichzeitig 
Bundestagsabgeordnete sind und gleich­
zeitig im Kreistag und da im Fraktions­
vorsitz. Muß man dem nicht eine größe­
re Verbindlichkeit geben2 Ich finde es 
z.B. völlig abwegig, doß jemand mehr 
als ein Mandat hat. 

Blessing: Ich habe eher den Eindruck, 
daß das abgenommen hat. Einmal weil 
es auch an die Grenzen von Belastbarkeit 
geht, und zum anderen, weil es auch die 
Partei nicht wollte, weil es da nun wirk­
lich einen klaren Trend gegeben hat in 
Richtung stärkere Verteilung von Man­
daten. Wobei ich bei einem Punkt im­
meretwas Skepsis habe. Es gab ja auch 
mal bei uns eine Diskussion in der Partei: 
wer ein Mandot hat, darf nicht gleich­
zeitig im Vorstand sein. Dagegen halte 
ich es politisch sogar für ganz sinnvoll, 
wenn sie auch politische Verantwortung 
in Vorständen zu tragen haben. 

spw: Für uns spitzt sich vieles 
zu auf die Frage, ob diese 
einseitige und in großen Städ­
ten kleinräumige Territorial-

struktur auf die Dauer noch wirklich die 
beste Form ist für die Organisation der 
Partei. Du hast in einem Interview in der 
Taz selbst gesagt, daß mon sich in den 
großen Städten etwas anderes einfallen 
lassen müßte als nur die bisherigen 
Ortsvereine. Wir stellen uns das 
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längerfristig so vor, daß es eine vielfä~ 
tige und je nach den örtlichen Bedingun­
gen auch differenzierte Organisations­
strukrur geben müßte. Wo die Orts­
vereine weiter eine zentrale Rolle spie­
len, aber proktisch den Starus dessen 
haben, was sie tatsächlich auch ma­
chen, nämlich kommunalpolitische, 
wohnortbezogene Arbeit. Aber daß es 
daneben themenbezogene personen­
gruppenbezogeneArbeitsgemeinschaf­
ten oder Arbeitszusammenhänge ge­
ben muß, die Sachen leisten, die die 
Ortsvereine unserer Auffassung nach 
nicht leisten können. Die dann aber 
auch totsächlich Möglichkeiten bieten 
müssen wie die Ortsvereine, sich einzu­
bringen in die innerparteiliche Willens­
bildung. Wir haben die Erfahrung ge­
macht, wenn irgendwo z.B. Umwelt­
AGs gemacht werden, daß die Leute, 
die in der Partei etwas bewegen wollen, 
da erst gar nicht hingehen, weil die 
wissen, daß sie da vielleicht Zeitopfern, 
aber nichts durchsetzen können. 

Blessing: Da muß man zwei Sachen 
unterscheiden. Das eine ist, daß Orts­
vereine in der Regel von ihrer Größe her 
viel zu klein sind, um wirklich relevante, 
themenbezogene Arbeitskreise einzu­
richten. Das mag es in einzelnen Fällen 
geben. Aber wenn ich jetzt on Fronkfurt 
denke, einen Arbeitskreis ökologische 
Stadtgestalrung und Verkehrspolitik oder 
Strukrurpolitik im Frankfurter Raum, das 
kann der Ortsverein Sachsenhausen­
Ost nicht alleine machen. Das ist schon 
eine Sache des Unterbezirks, der so 
eine Arbeitsgruppe einrichten kann. Es 
gibt auch in der Regel gar keinen Streit 
darüber, daß wenn ein Unterbezirks­
parteitag zu diesem Thema stattfindet, 
daß man den Mitgliedern einer solchen 
Arbeitsgruppe Rederecht einräumen 
kann, damit sie sich wirklich voll einbrin­
gen können in die Debatte. 

Aber, wo ich strikt dagegen bin, ist, 
dieses wiederum zu formalisieren, ihm 
einen ortsvereinsgleichen Status zuzu­
billigen. Denn dann hobe ich die 
Segmentierung. Dann gehen die „Dritte­
Welt-Leute" nur noch in den Dritte-Welt­
Bereich, die Ökologen nur noch in die 
Ökologie, die Arbeitnehmer nur noch in 
den AfA-Bereich und nirgendwo fließt 
das mehr zusammen. Was ich in dieser 
SPD immer furchtbar spannend fand, 
ist, wenn ich da saß als Gewerkschafts­
sekretär und nebenan saß ein Mensch, 

Es ist ein 
schwieriger Prozeß, 
soweit zu kommen, 
daß es als 
Normalzustand 
angesehen wird, 
daß dieses eine 
Mandat, das man 
zu vergeben hat, 
auch an eine Frau 
geht oder an einen 
JUSO geht. 

der beim ZDF gearbeitet hat, und einer 
war im Bauamt bei der Stadt, ein dritter 
hat bei einer Bank oder bein einem 
Computerunternehmen gearbeitet, eine 
vierte war Hausfrau. Diese breite Palette 
von Berufen, von unterschiedlichen 
Lebenserfahrungen, die zwar manch­
mal auch zu gegenseitigem Unver­
ständnis führen können, aber in der 
Regel ungeheuer bunt sind. Auch bei 
themenbezogener Arbeit. In Kommis­
sionen der Partei fand ich das immer 
spannend, Leute von ganz unterschied­
licher Herkunft und Sichtweise der Pro­
bleme an einem Tisch zu haben. Das 
macht wirklich die Lebendigkeit der SPD 
aus. Und wenn ich das nicht mehr habe, 
dann habe ich wirklich nur noch die 
Festschreibung einer sowieso schon 
segmentierten Gesellschaft auch in un­
serer Partei. Die Partei wird nur noch 
eine Holding von Interessengruppen, 
und Politik wird dann nur noch aus der 
Froschperspektive gemacht. 

spw: Die These ist ober, daß 
die Ortsvereine nicht mehr ge­
eignet sind, die Ebene zu sein, 
auf der die unterschiedlichen 

Perspektiven zusammengeführt werden, 
sondern daß dies eine Etage darüber 
passieren muß, auf Unterbezirks- oder 
auf Stodtbezi rks- oder Stadtverbands­
ebene. Um etwas zusammenzuführen, 
muß erstmal etwas da sein und viele 
Ortsvereine arbeiten so, daß Leute, die 
andere und themenbezogene lnteres-

,. 

sen haben, nicht den Eindruck haben1 

daß sie sich da einbringen können, und 
da auch nicht hingehen. Wenn von 1Hol­
ding' die Rede ist in vielen Bereichen, ist 
die Partei dann heutzutoge die Holding 
verschiedener Ortsvereine, die ihr Orts­
vereinsspezialinteresse im Auge haben 
und wo es bei Personalauswahl nicht um 
Qualifikation geht, sondern darum, daß 
aus jedem Ortsverein einer dabei sein 
muß. 

Blessing: Also, wie sieht denn die 
Realität aus? Ein Ortsverein ist natürlich 
gehalten, sich um die Probleme seines 
Stadtteils zu kümmern. Da unterschei­
den sich die Ortsvereine dann jeweils, 
weil die Probleme unterschiedlich sein 
können. Manchmal gibt es da auch 
schöne Zusammenarbeit zwischen ver­
schiedenen Stadtteilortsvereinen. Die 
anderen Themen sind in der Regel The­
men der großen Politik. Wenn ich mir 
z.B. den Bremer Parteitag anschaue, 
donn hobe ich nicht den Eindruck, daß 
die Themen der großen Politik in den 
Ortsvereinen nicht zur Sprache kom­
men, wenn ich etwa an die Blauhelm­
debalte denke. Das kann man, jeden­
falls so ist meine Erfahrung, in jedem 
Ortsverein diskutieren. Da ist Interesse 
da, und da sind in der Regel auch immer 
Leute da, die diese Themen transportie­
ren. Meine Erfahrung war eigentlich 
eher, daß von der Themenmischung her 
die ortsbezogenen Themen eher zu kurz 
gekommen sind und nicht die große 
Bundespolitik. Und ein Ortsverein hat in 
der Regel auf die ortsbezogenen The­
men ein bißchen mehrEinAußalsaufdie 
bundespolitischen Themen. 

spw: Es fragt sich nur, ob an 
Themen tatsächlich so gearbei­
tet wird, daß Leute, die sich 
dafür interessieren, zufrieden 

gestellt werden können, und ob es nicht 
oft effektiver und Für die Partei besser 
wäre, wenn man differenziertere Arbeits­
möglichkeiten schaffen würde. Dazu 
kommt als regelmäßige Erfahrung gera­
de auf Neumitgliederseminaren der 
Jusos: Da sind viele Leute, die sagen, ich 
war einmal in unsrem Ortsverein, viel­
leicht auch ein zweites Mal, aber damit 
kann ich nichts anfangen, das ist ziem­
lich unerträglich, da gehe ich nicht mehr 
hin. Auch das ist ein Hintergrund für 
unsere Forderung nach eigenen 
Delegiertenmandaten, Antrags-, Vor-
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schlagsrechten usw .. Viele Genossinnen, 
die in ihrer Arbeitsgemeinschaftsinnvo~ 
le Arbeit für die SPD leisten, hoben keine 
Chance, sich in die Willensbildung der 
Partei einzubringen, wenn sie nicht Frust 
und eine Art Doppelbelastung ouf sich 
nehmen, zusätzlich regelmäßig in den 
Ortsverein zu gehen. 

Blessing: Es gibt einen Punkt, das 
gestehe ich gerne ein, daß das ein 
Problem ist. Wenn ein l 6jähriger zur 
SPD stößt, dann kommt er in der Regel 
zur SPD aufgrund eines Themas, auf­
grund eines Ereignisses, aufgrund einer 
Sache, die ihn berührt. Sei es nun, daß 
er gegen Neonazismus ist und meint, 
man mußt da etwas tun und in der SPD 
kann man da etwas dagegen machen, 
sei es, daß er aus einem friedens­
politischen Engagement oder umwelt­
politischen Gründen kommt. Dann kommt 
er also in den Ortsverein, aufgrund 
dieses einen Themas, und da wird über 
Gewerbesteuerhebesätze diskutiert, 
über Bebauungspläne, über die Erwei­
terung der Südmohle, und was weiß ich 
alles. Und dann fragt er, was soll denn 
das. Sein Thema kommt da überhoupt 
nicht vor und wenn, dann nur am Ran­
de. Dies ist dann schon ein Punkt, wo er 
sagt, ich interessiere mich nun mal nicht 
für Gewerbesteuer und Hebesätze. 

spw: Hinzu kommt, doß der 
Ortsverein nicht Heimat oder 
so etwas für diese Leute sein 
kann. Die haben sozialkulturell 

wenig Bezüge zu den meisten anderen, 
die da sitzen. 

Blessing: Die Frage ist dann, wie löse 
ich das. Und da haben wir doch schon 
ein paar Sachen. Das eine ist, dieser 
junge Mensch kann das, was er an 
Themen wünscht, eher bei den JUSOS 
finden. Da unterstelle ich, daß hier ouch 
generatiosbezogenere Themen da sind. 
Ich habe das damals bei den JUSOS 
gefunden und weniger in meinem Orts­
verein. Deswegen habe ich mich am 
Anfang auch viel stärker bei den JUSOS 
engagiert. Das zweite ist, es gibt natür­
lich die Möglichkeit, daß so jemand in 
einem Antifa-Arbeitskreis oder Öko­
Arbeitskreis auf Unterbezirksebene mit­
arbeitet. Es ist ja mittlerweile nicht mehr 
so, daß w~r so wahnsinnig viele Leute 
haben, wenn wir Arbeitskreise einrich­
ten, selbst auf der Ebene eines Unter-

bezirks, daß man da auf dem Unler­
bezirksparteitag wählen muß, weil die 
Nachfrage so groß ist. Da ist man in der 
Regel dankbar über jeden, der mitarbei­
tet. 

Das dritte ist, in der Tat gehen wir als 
Ortsvereine, als Partei generell, nicht so 
mit Neumitgliedern um, daß die wirk­
lich den Eindruck hoben, sie haben hier 
eine Heimat, sie sind gern gesehen, sie 
sind willkommen. Ich habe das oftmals 
miterlebt. Wir tun auch wenig in Rich­
tung Neumitgliederinformation oder 
Schulung. Das könnten in der Tat die 
Unterbezirke oder in den Stadtstaaten 
die Landesorganisationen eher machen. 
Das wollen aber die Ortsvereine nicht 
unbedingt. Da spielen wieder andere 
Gründe eine Rolle. Da ist ein Defizit. Mit 
neuen Mitgliedern müssen wir anders 
umgehen. 

spw: Aber die Frage verkoppelt 
sich schon mit innerparteilichem 
Zugang zu Willensbildungs­
prozessen und Auswahlpro-

-zessen. Es ist auch für die Partei eventu­
ell sinnvoller, wenn junge Genossinnen 
ihren Schwerpunkt ouf die JUSO.Arbeit 
legen und nicht auf die Ortsve,:ei~s­
arbeit. Die Leute machen dann j~:~r 
oft Arbeit in Schülerinnen- und SdtälM-
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vertretungen, Studierendenvertr~, 
Jugendvertretungen usw. Mit einer.ähn­
lichen Argumentation haben ja die 
Betriebsgruppen oder die AfA durchge­
setzt, daß sie ietzt in Unterbezirken die 
Möglichkeit hoben, eigene Delegierte 
zu schicken, weil es natürlich keinen 
Sinn macht oder auch nicht zumutbar 
ist, von Leuten, die Betriebsräte sind 
oder sehr stork betrieblich aktiv sind für 
die Partei, zu erwarten, daß die noch in 
dem Maße im Ortsverein engagiert sind 
wie andere. Dasselbe gilt, finde ich, in 
hohem Maße für die JUSOS auch. Dor­
aus resultiert die Forderung, einen eigen­
ständigen Zugang zu bekommen. Die 
Betriebsgruppen haben das. Die Frauen 
haben die Frauenquote. Und ich denke 
wirklich, daß zur Zeit für die JUSOS die 
schwierigste Siruation besteht und daß 
wir ohne Regelungen da nicht weiter­
kommen. Wir versuchen es ja schon 
lange. 

Blessing: Ich warne trotzdem vor sol­
chen Regelungen. Im übrigen sieht man 
ja, daßdasmitden AfA.ßetriebsgruppen 



auch nicht optimal funktioniert. Selbst 
wenn sie das Recht haben, heißt das 
noch lange nicht, daß da die entspre­
chende politische Power dahinter steckt. 
Jedenfalls die Statistik, die ich auf dem 
Parteitag über die Betriebsgruppen ge­
sehen habe, die hat nicht gezeigt, daß 
dies optimal funktioniert. Aber ich wür­
de die Betriebsgruppen auch nicht mit 
der Situation von JUSOS vergleichen 
wollen. Das ist ein bißchen was ande­
res. Es gibt nun mal Menschen, die 
kaum eine andere Chance hoben, sich 
politisch zu betätigen als im betrieblichen 
Umfeld. Daß da eine Öffnung gemacht 
wurde, halte ich schon für richtig. 
Das bleibt ja nicht beim Ortsverein ste­
hen. Das geht ja dann weiter, dieses 
Arbeitsgemeinschaftsprinzip mit 
Delegierten und Antragsrecht und alles, 
mit welcher Begründung willst Du das 
auf Unterbezirksebene, auf Bezirks­
ebene, auf Landes-oder dann auf Bundes­
ebene verhindern? Und zum Schluß ist 
die Territorialebene weg, und Parteita­
ge stellen dann nur noch eine Versamm­
lung dar von Arbeitsgemeinschaften, 
Arbeitskreisen ... 

spw: Es ist ja immer nur im 
Rahmen von 20 Prozent, mehr 
läßt das Parteiengesetz ja gar 
nicht zu. 

Blessing: Du redest jetzt über gebore­
ne Delegierte. 

spw: Ja, über solche, die nicht 
aus Gebietsuntergliederungen 
gewählt werden, wie die Be­
triebsorganisationsdelegierten 

sich auch in diesem Rahmen bewegen. 
Dies ist auch ein Hintergrund für unsere 
Forderung nach Abschaffung des Vor­
standsstimmrechts, denn dann ist mehr 
Platz, nämlich diese 20 Prozent. Die 
kann man sich dann sozusagen teilen 
zwischen JUSOS und Betriebsgruppen. 

Blessing: Das mit der Abschaffung des 
Vorstandsstimmrechts halte ich auch nicht 
für in Ordnung. Ich als Delegierter habe 
immer sehr viel Wert darauf gelegt zu 
sehen, wo das Vorstandsmitglied, das 
ich gewählt habe oder wählen möchte, 
in entscheidenden politischen Fragen 
steht. Daran habe ich auch oftmals mein 
Wohlverhalten ausgerichtet, und des­
wegen möchte ich, daß die Stimmrecht 

INTERVIEW 

haben. Die andere Frage ist, ab da nicht 
Relationen verschoben werden. Das hat 
dann aber eher etwas mit der Frage 
nach der Größe von Vorständen zu tun. 

spw: Es gibt, gerade bei den 
JUSOS, viele, die arbeiten even­
tuell ein, zwei Jahre mit und 
sind auch bereit, in einer AG. 

Funktionen zu übernehmen, bevor sie 
sich entscheiden, Mitglied der Partei zu 
werden. Wie stehst Du zu dem Vor­
schlag, Nichtmitgliedern die Möglich­
keit zu geben, arbeitsgemeinschafts­
interne Funktionen zu übernehmen? 

Blessing: Ich habe ja selber auch so 
angefangen, erstmal bei den JUSOS zu 
arbeiten und wollte nicht unbedingt 
gleich der SPD beitreten. Da war noch 
so eine Hemmschwelle aus ganz unter­
schiedlichen Gründen.Aber irgendwann 
sollte ich dann bei denJUSOS für irgend­
etwas kandidieren, und dann hieß es, 
dann mußt du jetzt aber in die Partei 
eintreten. Es hat mir eigenrlich gar nicht 
geschadet, daß ich donn in die Partei 
reingegangen bin. 

spw: Viele wollen das aber 
zunächst nicht. 

Blessing: Weißt Du, es gibt natürlich 
die Riesengefahr, daß sich in Arbeitsge­
meinschaften dann auf hoher und höch­
ster Ebene auch Leute festsetzen, die im 
Namen der Sozialdemokratie sprechen, 
ohne daß sie Mitglieder der SPD sind. 
Da habe ich schon meine Probleme 
damit. Ich bin bereit für Öffnungen, daß 
man wirklich Leute mitarbeiten läßt, ohne 
daß sie das Parteibuch haben. Aber es 
gibt irgendwann mal eine Grenze, wo 
man politische Verantwortung trägt, und 
da denke ich, wer politische Verantwor­
tung in Arbeitsgemeinschaften dieser 
Partei übernimmt, der muß sich auch zu 
dieser Partei bekennen und muß dann 
auch in Gottes Namen betreten. In die­
sem Punkt bin ich Traditionalist. Wer als 
JUSO.Landesvorsitzender beispielswei­
se für die SPD redet und nicht Mitglied 
werden will in der Partei, da stellen sich 
bei mir dann einige Fragezeichen. 

spw: Das ist auch unrealistisch. 
Aber es geht um Leute, die z.B. 
im Unterbezirk für Schülerin­
nen- und Schülerarbeit zustän-

dig sind und gerade mal 18 sind. War­
um sollen die nicht im Vorstand etwas 
machen können? 

Blessing: Darüber läßt sich reden. Die 
Frage ist immer nur, wo ziehe ich da die 
Grenze? Wenn ich das formal nicht 
sauber regle, dann ist eben dieser Fall 
da, wo der JUSO.Landesvorsitzende 
nicht Mitglied in der SPD ist. Über diesen 
Fall kann man mit mir dann nicht mehr 
diskutieren. 

spw: Der Parteitag hat beschlos­
sen, daß die Arbeitsgemein­
schaften ein Antragsrecht zu 
Parteitagen bekommen sollen. 

Es ist zwar nicht ausgezählt worden, 
aber es war eine sehr breite Mehrheit. 
Der Parteitag hat außerdem beschlos­
sen, daß es in den Untergliederungen 
Strukturreformprojekte oder Experimen­
te geben soll, die vom Parteivorstand 
auch gefördert und ausgewertet wer­
den sollen. Was wird der Parteivorstand 
tun, um das umzusetzen? Es müßten z.B. 
die Grundsätze für die Tätigkeit der 
Arbeitsgemeinschaften an verschiede­
nen Punkten geändert werden. Das ist 
ein Parteivarstandsbeschluß, und das 
würde dann zumindest die Möglichkeit 
bieten, daß Bezirke und Unterbezirke 
auch vor einer Satzungsänderung auf 
Bundesebene entsprechende Regelun­
gen beschließen. 

Blessing: Zu dem Punkt hat der Partei­
tag zwei Beschlüsse gefaßt. Das eine ist: 
Bundeskonferenzen der Fach­
arbeitsgemeinschaften oder kleineren 
Arbeitsge.~einschaften. Dies ist in der 
Tat eine Anderung der Richtlinien der 
Arbeitsgemeinschaften. Das kann der 
Parteivorstand machen. Dieser Antrag 
ist zunächst in die organisationspolitische 
Komission verwiesen worden, die dar­
über entsprechend diskutiert und Vor­
schläge macht. Das andere ist das An­
tragsrecht der Arbeitsgemeinschaften. 
Das hat der Parteitag als politische 
Willensbekundung beschlossen, denn 
um dies wirklich umzusetzen, bedarf es 
einer Statutenänderung, die erst beim 
nächsten Parteitag gemacht werden 
kann. Auch dieses Thema wird momen­
tan in der organisationspolitischen 
Komission diskutiert. -,pw 

SPDIN 
SACHSEN-ANHALT 

Im Herbst werden es zwei Jahre, zwei 
Jahre sozialdemokratischer Politik in 
und für Sachsen-Anhalt: Was ist seit­
dem nicht alles geschehen; es fällt 
schwer. dies al1es am geistigen Auge 
vorüberziehen zu lassen. Aufbruch­
stimmung damals, im Herbst '89, Mon­
tagsdemos: ,,Wir laufen, bis wir Blasen 
an den Füßen haben!" 
Fast alles wurde improvisiert, niemand 
wußte so recht, wie denn politische 
Arbeit organisiert wird. Und ständig 
die Angst vor dem allgegenwärtigen 
Staatssicherheitsdienst. Langsam erst 
spielte sich alles ein, doch die Zeit bis 
zu den ersten freien Wahlen am 18. 
März verging wie im Flug. Dabei ge­
schah in dieser '.Zeit soviel: Ein System 
wurde aufgedeckt und umgekrempelt, 
demokratische Strukturen aufgebaut. 
Die SDP/SPD entstand, wuchs und 
wurde fast erwachsen. Die ,.Jungen So­
zialdemokraten - Sachsen-Anhalt" 
wurden als erster ostdeutscher Landes­
verband im Februar 1990 gegründet. 
Und im März gabe es schon die erste 
Landeskonferenz in Quedlinburg. Die 
Partei zog erst rund eineinhalb Jahre 
später nach. 

Das Ergebnis der Voklskanunerwahl 
war mit44.5% für die CDU und 23.7§ 
für die SPD eher typisch in der damali­
gen Situation; obwohl die SPD mit 
Marcus Meckel sicher den qualifi­
zierteren Spitzenkandaten hatte. Zur 
Landtagswahl sah es zunächst etwas 
besser aus, doch auch das ,,Rückspiel" 
endete wieder 38.6% zu 26% für die 
CDU. Die Verluste der CDU konnte 
die SPD leider nicht ganz für sich ver-
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buchen - auch 
Bündnis '90/Grti­
ne, FDP und PDS 
mußten Verluste 
hinnehmen-doch 
viele Bürgerln­
nen gingen über­
haupt nicht zur 
Wahl: genau 35 
Prozent. Das Er­
gebnis der dann 
folgenden Bun­
destagswahlen 
kommentiert man besser nicht. 

Nun ist die Zeit der Wahlen erstmal 
vorbei; man kann endlich „normale" 
politische Arbeit machen. Und die gibt 
es genug, denn die unfähige Regierung 
Gies gab der SPD ständig die Möglich­
keit, ihre eigenen Vorstellungen in der 
Öffentlichkeit zu präsentieren und so­
mit der SPD Sachsen-Anhalt ein Profil 
zu geben. Stasi-Affären nehmen in 
Sachsen-Anhalts Regierung schier kein 
Ende, es geht munter weiter nach dem 
Motto: der nächste bitte! 
Vom neuen Mann an der Spitze des 
Landes, Werner Münch, hat Sachsen­
Anhalt nicht viel mehr zu envarten, 
obwohl er das genaue Gegenteil seines 
Vorgängers darstellt. Jener ein farblo­
ser und plumper Amateuer (Zitat: 
,,Sachsen-Anhalt ist ein hetvorragen­
der Industriestandort im Zentrum Eu­
ropas"), dieser der eiskalte und zyni­
sche Bessserwessei und Politprofi., der 
,,der Opposition einen ruhigen Som­
mer" wünscht, ,,damit sie im Herbst 
genauso ruhig ist wie jetzt". Ob sein 
Wunsch in Erfüllung geht bleibt abzu-

warten.JedenfallsträgtdieSPO~&M:Ji! · 
sen-Anhalt nunmehr die große Veriliit­
wortungdafür,daßdasietzteQuen1ch,n 
Vertrauen, das die Bevölkerung in die 
Politik noch setzt, erhalten bleibt. 

-

Dafür gibt es 
gute V orausset­
zungen. Die Ar­
beit der SPD in 
Sachsen-An­
halt ist neben 
den bekannten 
Organisations­
strukturen 
Sachsen-An­
halt gliedert 
sich als bisher 
einziges Land 
der FNL in 
Unterbezirke -
in sog. Fach­
ausschüssenor­
ganisiert. die 
eine Kopplung 
zwischen Par­
tei und Frakti-
on darstellen. 

Die Arbeitsgemeinschaften beginnen 
;,,,;:1. 

aktiv zu werden, besonders die ASF 
unter Leitung von Ute Fischet/ i!ii.::;:·
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die Jusos mit Tila Kreideweiß als\ .br-
-;,j,\•.::.,' 

sitzendem. Noch liegt der gröllil('l'eil 
der Arbeit im Parteiaufbau, Seminare 
zu Themen wie ,,Organisation derOrts­
vereinsarbeit" sind immer noch sehr 
gefragt. Die Landtagsfraktion leistet 
größtenteils die programmatische Ar­
beit, doch beginnt sich die Partei lang­
sam aus ihrem Schatten zu lösen. Der 
Landesvorstand beschäftigt sich all­
mählich mit den tagespolitischen The­
men ( derzeit vor allem Energiepolitik 
und Radikalismus) und überläßt das 
bisher dominierende Thema Organisa­
tion der Geschäftsführung. Letzteres 
wurde auch durch die Kritik der Jusos 
angeschoben. Die Jusos selbst bereiten 
sich mit aller Kraft auf die Jugend­
initiative im Herbst vor, um die eher 
wenigen Aktiven in den eigenen Rei­
hen zu stärken. 

Mirko Richter, Magdeburg, 
Landesgeschä~sjührer 
der Jusos Sachsen-Anhält 



„UND ES 
BEWEGT SICH 
DOCH ... " 
ZUR JUGENDINITIATIVE 
DER JUSOS 
IN OEN NEUEN BUNDESLÄNDERN 

DieJ ugendinitiative, eine imJ uso-Ver­
band einhellig beschlossene 'Kampa­
gne· der Jusos in den neuen Bundeslän­
dern, trifft aufBegeisterung - vor allem 
in „Ossi-Land". Motto: ,,Und es be­
wegt sich doch ... wenn wir uns ein­
mischen''. Was nun macht die Jugend­
initiative eigentlich aus, und was wird 
sie bewirken können? 

IhredringendeNotwendigkeitistange­
sichts der erschreckenden Perspektiv­
losigkeit Jugendlicher in der Ex-DDR 
unbestritten. Diese besteht nicht nur 
aufgrund des wirtschaftlichen Chaos' 
und der allseits bekannten Massen­
jugendarbeitslosigkeit. Auch die 
Wohnungsnot, die teure und öde 
Freizeitlandschaft und die mangelnden 
Eingriffsmöglichkeiten führen zu Frust 
und Resignation. Sie bieten darüber­
hinaus Nährboden für Gewalt und 
rechtsextreme bis neofaschistische Ten­
denzen. Die Organisationsdistanz und 
- nach den SED-Erfahrungen verständ­
liche - Skepsis gegenüber Parteien ist 
bei Ost-Jugendlichen offensichtlich 
noch größer als die im Westen bereits 
seit einigen Jahren konstatierte. Der 
Anteil von Mädchen und jungen Frau­
en bei den Ost Jusos ist noch immer 
unvorstellbar niedrig; sie Hegt in man­
chen Regionen bei knapp zehn Prozent. 
Von daher verfolgen die Jusos mit der 
Jugendini mehrere Zielsetzungen auf 
einmal: 

,.Jugendliche, vor allem Mädchen 
und junge Frauen erreichen, sie mo­
tivieren, sich zu wehren und sich 
kollektiv für bessere Lebens­
bedingungen einzusetzen. Ihnen 
Möglichkeiten aufzuzeigen, dieses 
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am besten mit und bei den Jusos zu 
tun, bei uns mitzumachen. 

• Die Ost-Jusos durch mehr Mitglie­
derund organisatorisch stärken, den 
Ost-Juso-Verband handlungsfähig 
machen. Das bedeutet auch, die 
Juso-Frauenarbeit im Ost-Teil des 
Verbandes zu stärken, mehr junge 
Frauen für den Verband zu gewin­
nen, die Frauenpolitik im Ost-Teil 
des Verbandes zu verbreitern. 

Unsere Forderungen zur Verbesse­
rung der Lebensbedingungen von 
Jugendlichen und damit auch von 
jungen Frauen und Mädchen in der 
Öffentlichkeit verbreiten, bekannt 
machen, überzeugen. Die Situation 
kennen wir (fast 50% Arbeitslosig­
keit, keine Ausbildungsplätze, 
Schließung der Kinderkrippen, 
Abwicklung,§ 218, wenige Woh­
nungen ... )" (so beschlossen auf dem 
Vorbereitungstreffen zur Jugend­
initiative am 7.7.91 in Berlin). 

Diese Zielsetzung aufzustellen, ist noch 
einfach, Erfolge allerdings werden nur 
schwer zu erreichen sein. Anfangs gab 
es sehr unterschiedliche Vorstellungen 
zur inhaltlichen Schwerpunktsetzung. 
Während die 'Juso-Linke' als inhalt­
lichen Ausgangspunkt an der Perspek­
tivlosigkeit durch Jugendarbeits­
losigkeit und -Ausbildungsplatzman­
gel, Wohnungsnot und mangelnden 
Freizeitmöglichkeiten ansetzen wollte, 
formulierte die Strömung der 'Undog­
matischen' als Schwerpunktthemen 
Ökologie und Gewalt, da dieses angeb­
lich die Jugendlichen in den neuen Län­
dern intensiv beschäftige. Auf dem er­
sten Vorbereitungstreffen mit den Ost­
Jusos mußten sie sich eines besseren 
belehren la,;;sen. Die inzwischen gefun­
dene Stoßrichtung: ,,Es geht um die 
Lebensperspektive von Jugendlieben 
und jungen Frauen, also um einen 
Ausbildungs- und Arbeitsplatz, um 
Wohnung oder Bude, um Knete und es 
geht um Freizeitmöglichkeiten sowie 
um Eingriffsmöglichkeiten für Jugend­
liche.,." (ebd.) drückt sich im Aufruf 
der Jusos aus. 

Bisher besteht die Initiative aus 
Öffentlichkeitsarbeit durch Faltblätter, 
Plalcate, Spuckies, Aufkleber, Anzei­
gen und einen Info-Bus, der durch die 
Landes reist, sowie aus einer Reihe von 
Veranstaltungen. Von Seminaren, mehr 
an die Juso-Basis gerichtet, bis zu Kon­
gressen und fünf gestreuten Theater­
aufführungen der Roten Grütze. Der 
neue 'Tag der Einheit', der 3. Okt., ist 
erster Höhepunkt: ein Politspektakel 
auf dem Leipziger Marktplatz mit 
Straßenaktionen in der Stadt. Motto: 
"Einheit kommt von unten". 
Zweiter Höhepunkt ist der Ost-West­
Schülerlnnenkongreß der Jusos in 
Wolfsburg am 2./ 3. Nov. Es folgen 
dezentrale Werkstattgespräche und 
Abendveranstaltungen der neuen Lan­
desverbände in Kooperation mit dem 
Bundesverband, eine Konferenz gegen 
Jugendarbeitslosigkeit im Februar als 
Kooperationsprojekt der Jusos Bran­
denburg und NRW und schließlich ein 
- hoffentlich jugendpolitischer - Ab­
schlußkongreß, mit dem die Initiative 
im März '92 enden wird. 

Gemeinsame Forderungen für die In­
itiative zu finden, war bereits nicht ganz 
einfach. Neue Probleme erfordern 
schließlich neue Antworten. So klin­
gen beispielsweise die griffigen und 
sinnvollen Forderungen 

• ,,Wer nicht ausbildet soll zahlen!" -
für eine Umlagefinanzierung bei Be­
trieben unter zehn Prozent Aus­
bildungsplatzanteil oder 

,,LOOO DM Mindestsicherung" 
durch BAFÖG, Grundsicherung, 
Arbeitslosen- und Sozialleistungen 

in den Ohren vieler „Ossis" wie Hohn, 
denn viele Ost-Betriebe sind bereits 
pleite und: l .()(X) DM ist schon eine 
höhere Lohn-Kategorie. 600-800 DM 
Mindestsicherung, das klänge doch 
schon viel realistischer oder einfach 
(wie es jetzt heißt): ,,Bedarfsgerechte 
Mindestsicherung",derenHöhemitden 
sich irgendwann hoffentlich bessern­
den Verhältnissen steigen muß. Die 
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Forderung einer Umlagefinanzierung 
wurde im Bundesvorstand nun ausge­
weitet auf öffentliche Zuschüsse und 
überbetriebliche Ausbildungsstätten. 
Forderungen aber sind unabdingbar bei 
dem Anspruch, Jugendlichen Mut zu 
machen, um Verbesserungen durchzu­
setzen, sich für eben solche Forderun­
gen zu engagieren! Ein Sofortprogramm 
für Schule, Jugend und Kultur, das von 
den Bundes-Jugend-und Schülerinnen­
kommissionen der Jusos erarbeitet und 
beschlossen wurde,stehtdaherzurdrin­
genden Diskussion im Juso-Verband 
an. Es enthält Positionen zur Gesamt­
schule anstelle des in fast allen neuen 
Ländern - bis auf Brandenburg- über­
nommenen zwei- bis dreigliedrigem 
Schulsystem sowie zu Stasi-Lehrerin­
nen, Maßnahmen für ein Recht auf 
Arbeit und Ausbildung und eine Aus­
bildungsplatz-Quotierung für Mäd­
chen. Da dieses Sofortprogramm zu­
nächst von Sitzung zu Sitzung im 
Bundesvorstand verschoben wurde, 
konnteeserstimSeptemberimBundes­
ausschußdiskutiert werden. Das Sofort­
programm ist unverzichtbar, wollen die 
Jusos nicht als Verband dastehen, der 
nur hohle Phrasen zu bieten hat. 

Nicht zu unterschätzende Schwierig­
keiten bei der Umsetzung der J ugendini 
liegen im technisch-organisatorischen 
Bereich begründet. Da ist zum einen 
das Juso-Bundesbüro, das nach wie vor 
Wochen und Monate braucht, um Ma­
terialien oder Einladungen zu verschik­
ken - von politischer Veranstaltungs­
organisation ganz zu schweigen. Da ist 
ztim anderen eine im Jugendbereich 
ziemlich geizige Partei, die bei Zu­
schüssen zur Jugendini um jede DM 
feilscht. Und da ist nicht zuletzt ein 
Juso-Verband Ost, der kaum überorga­
nisatorische Infrastruktur verfügt. Von 
durchgehender 'Basis' über SPD-Un­
terstützungen bis hin zu Telefon­
möglichkeiten innerhalb der Ost-Jusos 
fehlt alles, was zur 'Kampagne­
fähigkeit' nötig ist. Ein weiterer Fehler 
liegt darin, daß bisher keine bündnis­
politischen Gespräche mit anderen 
Jugendverbänden oder der DGB-Ju­
gend stattgefunden haben, Erst jetzt, 
während die Initiative läuft, stehen sol­
che Gespräche- zaghaft vereinbart- an. 
Das ist um so ärgerlicher, da die DGB­
Jugend eine ähnliche Ost-Kampagne 
mit einem eigenen Jugend-Forderung­
sprogramm in Angriff genommen hat. 

Trotz all der Schwierigkeiten sind die 
Jusos - und zwar alle Strömungen und 
Teile des Verbandes - zum Erfolgßer 
Jugendinitiative verpflichtet. EinAQp 
der Jugendini würdenichtnur~:Y"~-
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band in den Augen von Pruuii,:lmd 
Öffentlichkeit in weitergehende 
Bedeutungslosigkeit bringen, sondern 
auch zu einer maroden Struktur der 
Ost-Jusos auf Dauer führen - ein läh­
mender Faktorfürden Gesamtverband. 
Ohne unangebrachte Illusionen in die 
Jugendini zu setzen, ist daher eine öf­
fentliche Wirkung und dadurch eine 
innerverbandliche Motivation in den 
neuen Ländern das mindeste, was sie 
zu leisten hat. Diese Jugendini könnte 
außerdem den positiven Nebeneffekt 
haben, den durch die zunehmend klein­
karierten Fraktions- und Büro-Reibe­
reien ermatteten Juso-Verband durch 
ihre Herausforderung wachzukitzeln. 

Cathi Hoffinann, 
München, 
Claudia Walther, 
Aachen, 
beide stv. Juso-Bundesvorsitzende 
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Bilder einer 
neuen 
Utopie 
Erneuerungspolitische Gedanken zum 
70. Gebumtag Joseph Beuys' 

Die Feldgottesdienste zur siebzigsten 
Wiederkehr Joseph Beuys' Geburtstages 
konfrontieren viele Küns~er mit der Er­
fahrung, daß eine Ära künstlerisch 
inspirierten Umbruchs, in der sich man­
cher gerade noch selbst aktiv wähnle, 
historisch geworden ist. Der Aufbruch 
der siebziger blieb slecken. Die Revolu­
tion fand nicht statt, der Kunstmarkt 
wurde nicht unterlaufen, stattdessen die 
Antikunst vom Markt geschluckt. Die 
kritische Kunst, wenn es sie denn über­
haupt noch gibt, arbeilet heule wie mit 
Schalldämpfer. Ihre fast geräuschlos 
abgefeuerlen Geschosse fangen sich in 
der Watte der gnadenlosen Akzeptanz 
des Kunstmarktes. Die explodierende 
Zahl von Vernissagen, Kunshnärkten und 
Kunsttempeln vereinnahmt noch die 
revolutionärste Grimasse mit diskreter 
Kultiviertheit, schmückt sich noch immer 
gerne selbstinszenatorisch mit dem 
Unverstondenen und Ungelebten. So 
wächst neuerlich ein Unbehagen der 
Kunst über ihre windstille Nischen­
existenz und ihre - durch den Preissturz 
in den USA im verg~.ngenen Jahr nur 
mühsam gebremste - Uberkommerziali­
sierung. Ebenso die Unlust über die 
Rollenzuweisung als Schmiermittel für 
sich separierende gesellschaftliche 
Diskurse und als lebendiger Appetit­
happen kommunaler Standortpolitik. 
Spätestens seit der Kontroverse um die 
Kunst aus der ehemaligen DDR schwelt 
sie jetzt erneut - die Debatte um die 
gesellschaftliche Rolle der Kunst. 
Die 68er Avantgarde definierte Kunst 
als tätige Organisation des politischen 
Kampfes. Aber viel von dem sozialöko­
logischen Änderungsprozeß, den Beuys 

Ingo Arend, Journalist und Politologe 
(Bonn), Redakleur der spw 
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gewollt, aber mit der Kunst nicht erreicht 
hat, isterstdurch neue soziale Bewegun­
gen schrittweise initiiert worden, nach­
dem sich die Kunst nach soviel Aufbruch 
Mitte der siebziger Jahre schon wieder 
auf die „individuellen Mythologien" 
{documenta V, 1972) zurückgezogen 
hatte. 
1968 war der Bildersturm angesagt: 
Die Kunst war, als Abbild der Inflation 
von Blaupausen einer neuen Gesell­
schah, analytische Proposition. Bei der 
prinzipienfesten linken herrschte die 
Vorliebe für ein konzeptionell-konstruk­
tivistisches Kunstverständnisa la Lissitzky 
vor; sie stand der kleinbürgerlichen Kue 
tur- und Kunstabwehr in nichts nach mit 
ihrer Mischung aus Berührungsscheu 
und Naserümpfen über die beunruhi­
gend pluralistische und subjektive Kunst, 
deren glitschiges Terrain sie fürchtete. 

Demokratische Kreativität 

Gründe für einen neuen kritischen Auf­
bruch der Kunst heute gäbe es genug in 
dieser Zeit epochalen historischen Um­
bruchs_ Jetzt, wo unsere Gesellschafts­
form alternativlos ihren keineswegs aus 
dem Weg geräumten sozialen und 
ökologischen Widersprüchen ausgelie­
fert ist, wäre, um einen Begriff ihrer radi­
kalen Zivilisierung zu gewinnen, ein 
Höchstmaß an Einsatz desjenigen ge­
sellschaftlichen Kapitals nötig, das nach 
Beuys die dafür notwendige demokrati­
sche Kreativität ermöglicht - der Kunst. 
Freilich liefe sich eine Kunst tot, die sich 
nur noch als sozialer Prozeß oder gar 
als kollektiver Agitator verstünde, der 
sich bedingungslos an ein historisches 
Subiekt zu ketten hätte. Käme es in Zu­
kunft nicht vielmehr auf das Zusammen­
spiel von sozialer Bewegung und künst­
lerischer demokratischer Kreativität an, 
in dem sich die Kunst als unabhängige 
ästhetische Sonde eines erneuerten, 
widerständigen gesellschaftlichen En­
sembles von Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur versteht? 
Die Verwirklichung einer gesellschaftli­
chen Utopie ist nur denkbar als ein Akt 
der ganzen Gesellschaft. Die Kunst_darf 
nicht mit einer konstruktivistischen Uber­
erwartung überfordert werden, die zu­
meist nur die Ohnmachtsprojektion der 
sozialen Subjekte spiegelt_ Eignet sie 
sich nicht vielmehr dazu, mit der Vor­
gabe eines alternativen Bildeseinedia­
lektische Spannung in die Gesellschaft 

einzubauen, die einen Prozeß hin zur 
Veränderung bewirkt? Nicht sie selbst 
wird Robert Filliou's 1973 nur schriftlich 
fixierte herrschaftslreie „Republique 
geniale" durchsetzen. Ein neuer kriti­
scher Aufbruch könnle heißen, diese 
Alternative als utopisches Bild in einem 
r:!lehr als zufälligen Lernprozeß von 
Asthetik und Demokratie bereitzuste~ 
len. Die neue Avantgarderolle der Kunst 
manifestierte sich dann in der ästheti­
schen Radikalität des neuen Utopie­
horizonts. ,,Fassen wir doch die Kunst 
als etwas Zukünftiges auf", sagte Felix 
Droese 1991 , zwar „gibt es nicht dos 
Bild für die Zukunft, aber es gibt Bilder, 
die fragen nach dem, was fehlt. Die 
freilich brauchen den Partner, der sie 
aufnehmen kann" (in: Art Nr. 6/ Juni 
1991). 

Aufbruch 

Mit dieser Forderung nach einem inten­
siven, erneuerten Dialog Kunst-Gesel~ 
schah schließt sich der Kreis zu den 
Jahren des Aufbruchs. Beuys' Honig­
pumpe, energistisches Symbol für einen 
Nährstoffkreislaufzwischen Lebens-bzw. 
Arbeitsort und der Kunst, ist nun zwar 
skulpturales Relikt einer abgeschlosse­
nen Epoche. Das Desiderat des Aus­
tauschs bleibt richtig. Der Blick zurück 
auf "68"-folgende zeigt, worin die Be­
deutung des Aufbruchs dieser Tage lag: 
Er gibt mit den Begriffen „soziale Plo­
stik" und dem „erweiterten Kunstbegriff" 
als Aufgabe der Kunst einen ständig neu 
an den ieweiligengesellschaftlichen und 
historischen Umständen umzusetzenden 
sozialen Bezuges vor. 
In diese neuen Veränderungspotentiale 
könnte die Kunst vor allem ihre sinnliche 
Kraft einbringen. In einer Zeit, in der 
alles auf der Suche nach dem subjekti­
ven Faktor ist, tickt in den Museen eine 
Zeitbombe der Sinne und bislang ver­
nachlässigter subjektiver Erfahrungen: 
Die Erfahrung des Körpers, der Erinne­
rung und des menschlichen Umrisses, 
sinnlich wahrnehmbare Kämpfe zwi­
schen realer Entfremdung und der Vision 
einer Humanität. Die Kunst der ehema­
ligen DDR hat widrigen gesellschaftli­
chen Umständen ein Bild der Emanzipa­
tion des Individuums abgerungen. Dem 
wäre bei der Suche nach einem neuen 
Verhältnis zwischen individueller und 
gemeinschaftlicher Identität und Gestal­
tung einiges abzugewinnen. Viele 

Künstlerinnen haben ein neues Verständ­
nis von Arbeits- und Lebenszeit, .ein 
neues Bild der Natur, der Geschlechler­
beziehungen vorgedacht. Nancy Spero, 
künstlerisch in der amerikanischen Frau­
en- und Friedensbewegung gewachsen, 
malt Bilder vom aufrechten Gang der 
befreiten Frau, setzt den Zusammen­
hang zwischen Militär und Patriarchat 
ins Bild. Felix Droese beantwortete be­
reits auf der Biennale 1988 die Frage 
noch einer neuen deutschen Rolle in der 
Welt mit dem Entwurf eines Hauses der 
Waffenlosigkeit. Gerhard Richler hat 
mit seinem Zyklus zum RAF-Terrorismus 
das slelig wiederkehrende deutsche Trau­
ma unbewältigter Trauerarbeit und das 
Scheitern eines Stückes Gesellschafts­
veränderung gezeichnet, das uns noch 
1.<?nge beschäftigen wird. Der utopische 
Uberschuß der Kunst existiert also. 

Ästhetik und Wahrheit 

Die „68"erlegten sich beiderEnfoltung 
dieser emanzipativen Potenzen mit ei­
nem monolithischen Syslembegriffselbst 
Steine in den Weg. Die „große Weige­
rung" verlangte den Rückzug aus Muse­
en und Kunstmärkten, Reduktion auf die 
angenommene anarchische Sprengkraft 
einer von den Spuren jeder Herrsch?ft, 
aber damit auch von subjektiV811:'l;mp­
findungen, getilgten minimali@n 
Form. Der Blick auf die aldilellen 
Verwertungsbedingungen der· KlJnst 
unterstreichtdie ungebrochene No1wen­
digkeit harter Kritik an Kunstmarkt und 
Kunstbetrieb. Und wie kein anderer 
gesellschaftlicher Bereich ist die Kunst 
nebst der Philosophie von dem tödli­
chen Eindringen von allerlei Unsinn und 
Belanglosigkeilen bedroht, wo sich oft 
genug Substanzlosigkeit mit Ironie oder 
Pseudotiefe verkleidet. Vielleicht gibt es 
deshalb noch immer ein Unbehagen 
über Ästhetik als Mittel der Wahrheits­
findung. Der Kunstbetrieb, die durch die 
Losung „Kultur für alle" in zwei.Jahr­
zehnten entstandene kulturelle Offent­
lichkeit, ermöglicht aber a.~ch Freiräume. 
Ließe sich der utopische Uberschuß der 
Kunst und der Ästhetik nicht mit neuen 
Vermittlungsformen, mit einer intensiven 
Befragung, aus gesellschahlichem wie 
linkem Erneuerungsinteresse heraus, 
nicht aus seiner luxuriösen Narkose in 
Museen, Kunsthallen und Festsälen be­
freien? Vielleicht lernen wir so endlich, 
in Konzepten und in Bilderneinerande­
ren Befreiung zu denken? 
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Whither 
lndia? 

Zur gleichen Zeit als H.M. Enzensberger 
in seinem symptomatischen „Spiegel"­
Essay die Menschen des indischen 
Subkontinents ausdrücklich in die liste 
der potentiellen Menschheitsfeinde auf­
nahm, beschäftigte der Golfkrieg auch 
die indische Innenpolitik. Auf Druck der 
größtenteils US-feindlichen, teilweise 
sogar trotzig Irak-freundlichen öffenrli­
chen Meinung und der damals noch 
oppositionellen Kongreß-Partei, mußte 
der damalige PremierChandra Shekhar 
die Auftankgenehmigung für die von 
der US.Base Diego Garcia im Indischen 
Ozean kommenden Bomber widerru­
fen. War dies zumindest ein schwacher 
Widerhall der einst globale Hoffnungen 
weckenden Politik Nehrus, als Indien 
eine Sprecherin der Blockfreien war, so 
blieben weitere Bemühungen Indiens in 
der Golfkrise um Vermittlung und Gehör 
vergeblich. Daß quasi „nebenbei" durch 
die zwangsweise Heimkehr vieler Golf­
Gastarbeiter Indiens Devisenproblem ver­
schärft und neue soziale Probleme ge­
schaffen wurden, verstärkt nur den Ein­
druck der HilAosigkeit. 

Die indische „Bombe11 

Mit dem Bedeutungsverlust der Block­
Freien und ihrer Möglichkeit, mit der 
Sowjetunion als globaler Gegenmacht 
zu kooperieren, wuchs auch für die 
politischen Kräfte Indiens die Frageei­
ner neuen Einordnung in den internatio­
nalen Kontext. Die herrschende Rhelorik 
ist oftantii mperialistisch, die Praxis zeigt 
den Anspruch einer südasiotischen 
Regionalmacht mit stetig wachsenden 
Rüstungsausgaben und dem Versuch, 
lnferventionsmachtaufzubauen und auch 

Jürgen Neitzel und Gregor Ziese, 
Stud.d.Politologie, Berlin, Felix Welti, 
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einzusetzen (zuletzt, recht erfolglos, in 
Sri Lanka). Daneben hat der Golfkrieg 
die Diskussion um die indische Atom­
rüstung neu belebt; die Stimmen derer 
wurden vernehmlicher, die die 11 Bom­
be" zur Abschreckung Chinas und Paki­
stans und - in einer militarisierten Welt­
als einzig akzeptiertes Zeichen von 
Souveränität Fordern. Programmatisch 
fordert dies insbesondere die hindu­
nationalistische BJP. Gerade angesichts 
deren betont moslem-feindlicher Rhetorik 
und dem seit 1947 schwelenden, im­
mer wieder blutig eskalierenden Kon­
flikt zwischen dem säkularen, mehr­
heiHich von Hindus bewohnten Indien 
und dem Moslem-Staat Pakistan, ist jede 
neue Eskalationsstufe in ihrem Wettrüsten 
ein Vorgang, der Sorge bereiten muß. 
Neuere Stimmen in Washington oder 
Bonn wollen das bisher hofierte Regime 
Pakistans kurz vor seiner Atomwaffen­
fähigkeit fallen lassen und Indien als 
regionale Ordnungsmachtstärken. Dies 
ist aber weniger besserer Einsicht oder 
einer konsequenten Politik für Frieden 
und Demokratie geschuldet als der ge­
schwundenen strategischen Bedeutung 
Pakistans, nachdem der Afghanistan­
KonAikt niedriger gekocht wird. 

Verluste für die 
Kongress-Partei 

Doch nicht nur in der äußeren, auch in 
der internen Politik Indiens müssen die 
verschiedenen Kräfte neu zu sich fin­
den. Auch nach den 10. Wahlen zur Lok 
Sabha, dem indischen Parlament, die 
am 20.5. und dann - noch dem Attentat 
auf Rajiv Gandhi verschoben - am 12. 
und 15.Juni stattlanden (gleichzeitig mit 
Landtagswahlen in einigen wichtigen 
Unionsstaaten), sind die inneren Ver­
hältnisse ungewiß. 

Die stärkste Fraktion stellt mit 224 Sitzen 
die Kongreß.Partei, die damit aber das 
Ziel einer absoluten Mehrheit verfehlt 
hat. Ihr 70-jähriger neuer Präsident 
Narashima Rao ist als Premierminister 
einer Minderheitsregierung darauf an­
gewiesen, mit Hilfe vonJanata Dal oder 
Kommunisten Mehrheiten zu finden. 
Obwohl die „sympothy wave" nach 
dem Attenlot auf Rajiv Gandhi als ein 
wahlentscheidender Faktor gelten kann 
- neben regional sehr unterschiedlichen 
Wahlkampfthemen und der Unzufrie­
denheitvieler Wählerinnen und Wähler 

mit den jeweils in den einzelnen Union­
sstaaten dominierenden Parteien -, ist 
der Stimmenanteil des Congress gegen­
über den letzten Wahlen 1989 von 
39,5 % auf 35 % zurückgegangen. Die 
parlamentarische Stärke ist also vor al­
lem dem Mehrheitswahlrecht und der 
Zerstrittenheit der anderen politischen 
Kräfte geschuldet-deren Anti-Congress­
Bündnis von 1989, das alle Kräfte von 

Der Golfkrieg 
hat die 
Diskussion um 
die indische 
Atomrüstung 
neu belebt 

BJP bis Kommunisten vereint hatte, frei­
lich nicht wiederholbar war. Relativstar­
ken Gewinnen im Süden der Indischen 
Union standen erdrutschartige Verluste 
in den nördlichen Bundesstaaten Bihar 
und Uttar Pradesh gegenüber. Im 140-
Millionen-Staat Uttar Pradesh erreichte 
der Congress noch 19 % (l 989: 32%). 
Die Congress-Partei, hervorgegangen 
aus dem Indian National Congress 
Jawaharlal Nehrus und Mahatma 
Gandhis und bis zur Ermordung Rajiv 
Gandhis fast ununterbrochen durch die 
Nehru-Familie geführt, hat nicht nur ihre 
Fähigkeit, absolute Mehrheiten zu errin­
gen, wohl nachhaltig eingebüßt. Sie 
befindet sich darüberhinaus in einer 
programmatischen und personellen Kri­
se, entbehrtweitgehend innerparteilicher 
Demokratie und Innovation und hat vor 
allem den Kontakt mit den poliHschen 
Basisbewegungen des Landes, in de­
nen gondhianische Gedanken eine gro­
ße Rolle spielen, weitgehend eingebüßt. 
Als „Partei der Stabilität" wird sie von 
den Wohlhabenderen und in den west­
lichen Industriestaaten geschätzt. Ob 
aber jenseits hohler Rhe!orik und der 
Berufung auf den Geist Nehrus eine 
Erneuerung möglich ist - und gegebe­
nenfalls durch die Zusammenarbeit mit 
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den Linksparteien gefördert wird - muß 
mit Skepsis abgewartet werden. 

Die Oppositian 

Stärkste Oppositionskraft ist nun die 
Bharatiya Janata Party (BJP), die sich 
von 86 auf 119 Sitze steigern konnte 
und ihren Stimmenanteil sogar mehr als 
verdoppelte, wobei sie auch erstmalig 
in allen Landesteilen, auch im Süden, 
Fuß Faßte. Im einwohnerstärksten Bun­
desstaat Ultar Pradesh im Narden Indi­
ens kannte sie sogar mehr als die Hälfte 
der Lok Sabha-Mandate gewinnen und 
erstmalig die Landesregierung überneh­
men. Eine Ursache dafür ist sicher die 
„Ayodhya lssue": In Uttar Pradesh liegt 
auch die Kleinstadt Ayodhya, in der 
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militante Hindu-Organisationen mit vol­
ler Unterstützung der BJP eine im 16. 
Jahrhundert nach den Invasionen 
moslemischer Herrscher errichtete Jv..o­
schee, Babri Masjid, schleifen wollen. 
Ayodhya gilt als Geburtsort Roms, einer 
wichHgen Hindu-Gottheit und die Mo­
schee soll einem Rom-Tempel weichen. 
Nachdem der Vishwa Hindu Parishad 
(VHP; Welthindurat) den KonAikt 1984 
neu entfacht hatte, sprangen die BJP und 
ihre militante Schwesterorganisation 
1989 voll auf diese Thema auf und 
mochten es zu einem Schwerpunkt ihrer 
Agitation. Nachdem der BJP-Vorsitzen­
de Advani im November 1990 nach 
blutigen Zusammenstößen in Ayodhya 
verhaftet warden war, beendete die BJP 
die Tolerierung der Janata Dal­
Minderheitsregierung von V.P.Singh. 

INDIEN 
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Der Hinduismus der BJP 

Die RSS war schon von Nehru als 
faschistisch bezeichnet worden: aus ih­
ren Reihen kam der Mörder Mahatma 
Gondhis. Mit straffer Partei-und parami­
litärischer Organisation, teilweise unter 
lndienstnahme religiös geachteter 
„Sadhus" (heiliger Männer), konnten 
RSS und BJP in den achtziger Jahren in 
dem von der Kongreß-Partei, aber auch 
von den schwachen Alternativen ent­
täuschten, durch Modernisierung und 
Armut gebeutelten Indien viel Boden 
gewinnen. Ihr Programm rütteltamSelbst­
verstöndnis Indiens als eines „säkularen" 
jdie Präambel zur Verfassung nennt 
außerdem: demokratischen und soziali­
stischen) Staates, in dem religiöse Min­
derheiten - wie die 100 Millionen 



Moslems - Sicherheit und staatlichen 
Schutz genießen. Mit der Rhetorik vom 
„positiven Säkularismus" !,,Indio is 
secular, because it is predominantly 
Hindu", sagt Advani) versucht die BJP 
faktisch, Indien zum Hindu-Staat umzu­
werten. In Kombination mit der von BJP / 
RSS geschürten Gewalt und dem Pro­
gramm äußerer Stärke und wirtschaftli­
cher Liberalisierung ergibt dies eine 
gefährliche Mischung. Neben den all­
gemein Enttäuschten spricht die BJP 
natürlich insbesondere die an, die ihre 
Interessen im Hinduismus und seinem 
Kastensystem gut aufgehoben sehen, 
das über Jahrtausende in Indien Herr­
schaft stabilisierte und soziale Dynamik 
auf ein sehr geringes Maß reduzierte. 
So kann auch der Hinduismus neben 
seiner bekannten assimilierenden Tole­
ranz und Vielfalt ein intolerantes, 
fundamentalistisches Gesicht hervorbrin­
gen, wenn die historische Situa!]on ent­
sprechend ist. Da erscheint der Ubertritt 
von Kastenlosen zum Islam oder 
Christentum - der immer wieder vor­
kommt- als Bedrohung, der Kommunis­
mus sowieso. Allerdings hat die BJP 
dort, wo sie bereits Landesregierungen 
stellt, insbesondere inMadhya Pradesh, 
deurliche Stimmenverluste hinnehmen 
müssen: ein Zeichen erster Enttäuschung. 
Eindeutige Verliererin der Wahl ist die 
Janata Dal unter Führung des ehemali­
gen Premiers V.P. Singh. Ihr Versuch, 
den sozialen Wandel zu steuern, indem 
die verfassungsmäßigen Quoten im öf­
fenrlichen Dienst - Indiens größtem Ar­
beitgeber · und im Ausbildungswesen, 
die bislang für Kastenlose und Stammes­
angehörige (,,SceduledCasts/Sceduled 
Tri bes") 22,5 % betrugen um weitere 27 
% für „Other Backword Casts" erweitert 
werden sollten, muß als gescheitert an­
gesehen werden. Dem 1990 nahezu 
handstreichartig lancierten Vorschlag 
fehlte wohl eine soziale Durchsetzungs­
strategie. Dazu kommt, daß die sozia­
len Bruchlinien mittlerweile oft durch die 
alten Kastengrenzen hindurchgehen, 
außerdem dem Quoten-Plan vorgewor­
fen wurde, die Kostenstruktur nur zu 
zementieren. Die Janata Dal, eine in 
lockerer Verbindung zur Sozialistischen 
Internationale stehende Partei, verlor 2/ 
3 ihrer Mandate ihr Stimmenanteil redu­
zierte sich von 17,8 auf 12 Prozent. 
Die Bilanz der beiden kommunistischen 
Parteien (CPI/M . ,,China- orientiert" • 
und die kleinere CPI - ,,Moskau-orien­
tiert") ist ambivalent. Von Bedeutung ist 
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der Verlust der Landesregierung im 
südindischen Kerala, dem Staat, der mit 
über 70 Prozent einsamer Spitzenreiter 
in der Alphabetisierung unter Indiens 
Bundesstaaten ist. Allerdings liegt dem 
lediglich ein Stimmenrückgang von ca. 
3% zugrunde, der Ausschlag in Rich­
tung Congress ist mit der 11 sympathy 
wave" erklärbar. In West Bengal be­
hauptete die Left Front ihre Position und 
errang allein 30 ihrer jetzt 47 [statt 45) 
Sitze auf Unionsebene sowie erneut 
eine Zweidrittelmehrheit im Landes­
parlament. 

Politische Basisbewegungen 

Viele politische Basisbewegungen im 
Land halten sich bewußt fern von allen 
politischen Parteien und staatlicher Poli­
tik und versuchen, in lokalen Initiativen 
Demokratie und eine Sicherung sozialer 
und ökologischer Lebensgrundlagen 
durchzusetzen; so die bekannt­
gewordenen Bewegungen gegen riesi­
ge Staudammprojekte, die Chipko-ße. 
wegung zum Schutz der verbliebenen 
Wälder oder die „Sangams" auf Dorf. 
ebene. Sie arbeiten oft sehr konsequent 
aus Sicht der Frauen und sozial Schwä­
cheren, die bei der Modernisierung der 
letzten Jahrzehnte weit mehr Verliere­
rinnen gewesen sind, als sie Chancen 
zum selbstbestimmten Wandel der Ver­
hältnisse hatten. Trotz ihrer meist lokalen 
Begrenztheit und geringen materiellen 
Möglichkeiten verfügen diese Initiativen 
über eine recht starke Vernetzung. 
Während zwischen diesem Teil der indi­
schen politischen Praxis und Theorie­
bildung (vgl z.B. Vandana Shiva, Maria 
Mies) und dem eher alternativ orientier­
ten Teil der wesrlichen Linken ein Aus­
tausch besteht, vernachlässigt die Sozial­
demokratie es sträAich, in Ländern wie 
Indien nach Partnern für eine neue, 
global orientierte Friedens-, Umwelt- und 
Entwicklungspolitik zu suchen. Wäre 
dieses Einmauern in Europa bei Ansicht 
der Wirtschaftsdaten und mit dem genü­
genden Zynismus mit den Programmen 
der Siebziger noch „vertretbar": Vor 
dem Hintergrund des Berliner Programms 
ist es das nicht mehr. 

Ethnisch-religiöse 
Radikalisierung 

In der etablierten Politik Indiens selbst 
gibt die gegenwärtige Lage Anlaß zu 

der Einschätzung, daß es noch um eini­
ges schlimmer werden kann. Die 
Congress-Minderheitsregierung-mitder 
oben skizzierten zweifelhaften Hand­
lungsfähigkeit - steht enormen Schwie­
rigkeiten gegenüber: Die Auslands­
schulden sind mit 76 Milliarden US.$ 
die größten Asiens, das Land steht kurz 
vor der Zahlungsunfähigkeit. Premier 
Rao muß als erstes mit dem IWF verhan­
deln und beabsichtigt, das Haushalts­
defizit von 7% des BIP 1991 drastisch 
zu verringern. Schon in den achtziger 
Jahren haben kräftige nominelle 
Wachstumsraten vor allem die sozialen 
Gräben vertieft. Wenn jetzt die zu er­
wartende weitere Verschlechterung, die 
Folgen der angekündigten Deregulie­
rung und des Abbaus von Subventionen 
und Krediten, nicht von einer Linken mit 
politischen Alternativen aufgegriffen 
wird, steht zu befürchten, daß nicht nur 
die BJP, sondern auch andere Gruppen 
an Boden gewinnen, die soziale Unzu­
friedenheit mit ethnisch-religiösen Span­
nungen verbinden. So kämpfen Grup­
pen von Sikhs {eine moslemisch-hin­
duistische Reformsekte; diese stellt die 
Bevölkerungsmehrheit im relativ wohl­
habenden Punjab) um Unabhängigkeit, 
in Assam und Maharashtra wird gegen 
Einwanderer aus anderen Teilen Indiens 
Stimmung gemacht. Und das mehr­
heitlich moslemische Kashmir, seit 1947 
zwischen Indien und Pakistan geteilt, 
bleibt ein Spannungsfaktor von Welt­
bedeutung. Mehr durch Zugeständnisse 
als durch Festigkeit hat die Indische 
Union seit 1947 ihre staarliche Einheit 
wahren können. Allein aufgrund der 
Größe Indiens und der Unterschiedlich­
keit seiner Regionen erscheint eine wei­
tere Dezentralisierung durchaus nicht 
abwegig zu sein. Voraussetzung dafür, 
daß rational begründbare Maßnahmen 
hier noch greifen, ist allerdings ein ra­
scher Schub von Innovationen und 
Reformvorschlägen in der indischen Poli­
tik, der die Menschen und ihre Eigen­
initiative und Bewegung mobilisiert, statt 
sie mit haltlosen Versprechungen aufs 
Neue zu enttäuschen. Hierzu wäre wohl 
ein neuer Aufbruch der Basisbewe­
gungen in die staatliche Politik nötig-mit 
einem globalen Horizont, an dem stär­
kere Freunde auch in den Industrie­
ländern wichtig wären. 

OKO·UMBAU 

Andreas Bach 

Ökologische 
Unternehmenspolitik!? 
MANAGEMENT UND 
OKOLOGIE 

RISIKEN 

Unter diesem Schlagwort finden sich in 
den einschlägigen Organen der Arbeit­
geber in den letzten Monaten zahlrei­
che Artikel. Jeden Monat erscheint ein 
neues Buch unter dem Obertitel 
„Ökologisch produzieren". Immer mehr 
Unternehmen werden Mitglied in 
ökologischen Unternehmerverbänden 1• 

Die Sensibilität vieler Manager/innen 
in Umweltfragen ist iri letzter Zeit deut­
lich gewachsen. Die Realitäten im Sinne 
einer ökologischen Produktion haben 
sie jedoch kaum verändert. Produktion­
sumstellungen im Interesse der Umwelt 
sind nach wie vor die Ausnahme. Schon 
häufiger werden bestimmte Teilbereiche 
z.B. der Verpackungssektor' umgestellt, 
um Produkte mit Hilfe eines Umwelt-

Andreas Bach, Dipl. Ökonom und Ge­
schäftsführer des spw-Verlages, 
Dortmund 
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marketings besser absetzen zu können. 
In der Regel geht die Industrie in ihren 
Umweltanstrengungen jedoch selten 
über die gesetzlichen Regelungen hin­
aus. Das Ergebnis ist eine „Endof-Pipe­
Technologie", die Schadstoffe und 
Emissionen nichtvermeidet, sondern nur 
verlagert. Ziel muß es jedoch sein, die 
vorhandenen Produktionsanlagen zu 
verbessern, aber auch neue energie­
sparende, emissionsorme Technologien 
für die Produktion von morgen zu ent­
wickeln. Der Gesichtspunkt der Umwelt­
verträglichkeit der Produktion und der 
Produkte muß bei zukünftigen lnve­
stitionsentscheidungenein bedeutsames 
Kriterium werden. Bisher ist ein solcher 
integrierter Umweltschutz in den Betrie­
ben die Ausnahme. Dafür gibt es ver­
schiedene Gründe. 

Die ökologische Dimension spielt in der 
Betriebswirtschaftslehre - wie sie auch 

heute noch gelehrt und angewendet 
wird - keine Rolle. Dies ist auch nicht 
verwunderlich, da der BWL-Ansatz nur 
die Kostenseite im engeren Sinne be­
rücksichtigt. Bei einer umFassenden Be­
trachtung des Problems wird deuttich, 
daß Umweltverschmutzung nicht nur 
volkswirtschaftliche Kosten verursacht 
sondern auch betrieblicher Kostenveru:­
sacher ist und damit betriebswi rtschahl ich 
relevante Fragestellungen aufgeworfen 
werden. Die traditionelle BWL betrach­
tet diesen Faktor nicht, da Rohstoffe für 
Energie, Betriebs-und Arbeitsmittel falsch 
bewertet werden. Die tatsächliche 
Knappheit der Rohstoffe (dies gilt in der 
Regel für alle Rohstoffe) findet im jewei­
ligen Weltmarktpreis keinen Ausdruck. 
Der Weltmarktpreis ist viel zu niedrig, 
was dazu führt, daß die Rohstoffe in 
ihrer jetzigen verschwenderischen Men­
ge weiter eingesetzt werden und 
Substitutions-oder rohstoffsparende Pro­
zesse nicht vorangetrieben werden. 
Auch die sogenannten freien Güter, wie 
Luft, Wasser und Erde, haben in der 
betrieblichen Praxis und auch in der 
Theorie der BWL keinen Preis, so daß 
das Abkippen von Abfällen immer noch 
eine kostengünstige Angelegenheit ist. 
Zwar bestehen inzwischen in der BRD 
viele Schutzvorschriften, wie z.B. die TA~ 
Luft (Technische Anleitung Luft), d~~a­
de die Emissionen senken solt:!,l@t·'ch 
werden diese Schutzvorschriftentjh -ih­
ren Grenzwerten so angelegt; -·c:lciß· sie 
technisch ohne weiteres realisiert wer­
den können, ohne grundlegende Um­
stellungen der Produktion vornehmen zu 
müssen. Die Umwelt wird jedoch genau­
so weiterbelastet, da die Schadstoffe 
nun konzentriert in anderer Form an die 
Umwelt abgegeben werden [z.B. 
Deponierung statt Luftemission}. 

Gleichzeitig ist festzustellen, daß ein 
verträglicher Umgang mit der Natur, 
etwa in Form der Nutzung von 
regenerativen Energiequellen, relativ 
teuer ist. Dementsprechend erfolgt die 
Markteinführung sogenannter alterna­
tiver Technologien nur sehr langsam. 
Die Folge dieser Entwicklung ist, daß ein 
einzelnerBetriebeineumweltverträgliche 
Energienutzung kaum praktizieren kann, 
ohne zugleich seine Konkurrenzfähigkeit 
am Markt zu gefährden. Entweder zieht 
das Unternehmen zumindest langfristi­
ge Vorteile aus seiner Umweltinvestition 
oder die Maßnahme wird nicht durch­
geführt, um weiterhin wettbewerbsfähig 
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zu bleiben. In dieser Situation kann nur 
eine betriebsübergreifende Institution 
bzw. Regelung dafür sorgen, daß um­
weltverträgliches Verhalten von Betrie­
ben nicht zum Verlust ihrer Wettbewerbs­
fähigkeit führt. 

Neue Argumente 
in der Diskussion 

Zunehmend entwickeln sich auf der 
anderen Seite betriebswirtschaftliche 
Gründe, die Produktion in den Betrie­
ben umweltverträglicher zu gestalten. 
Hier einige Argumente, wie sie auch in 
einschlägigen Publikationen des 
Unternehmerlagers diskutiert werden: 

1 . Die Verbaucherlnnen legen zuneh­
mend Wert auf ökologische Gesichts­
punkte und bringen diese Vorstellungen 
auch in ihre Kaufentscheidung ein. Durch 
Berücksichtigung des ökologischen 
Aspektes in der Produktion und/oder 
den Produkten können sich Wettbewerb;­
vorteile ergeben. 
2. Die Berücksichtigung von 
ökologischen Fragestellungen beeinflußt 
das Unternehmensimage und kann da­
her als Marketinginstrument eingesetzt 
werden. 
3. Die Beschäftigten der Unternehmen 
legen zunehmend Wert auf eine 
ökologische Produktion, da diese in der 
Regel deuttich geringere Gesundheit;­
belastungen bedeutet. Zudem kann 
durch eine entsprechende Identifikation 
mit den ökologischen Produkten die 
Mitarbeiterinnen-Motivation gesteigert 
werden. 
4. Das Management von heute ist einer 
ökologischen Unternehmensführung 
deurlich aufgeschlossener, als dies noch 
vor einigen Jahren der Fall war, und 
damit auch eher bereit ökologische 
Aspekte in die strategischen Unter­
nehmensziele zu integrieren. 
5. In vielen Bereichen besteht für das 
Unternehmen die Möglichkeit, die 
betrieblichen Kosten durch ökologisch 
verträgliche Einzelmaßnahmen, die nicht 
mit integrierten Konzepten zu verwech­
seln sind, zu senken.3 

6. Mögliche neue gesetzliche Regelun­
gen bzw. Verschärfungen vorhandener 
Regelungen z.B. in Bezug auf Grenz­
werte machen eine frühzeitige Umste~ 
lung der Produktion sinnvoll. 
7. Durch neue ökologische Produkte 
und Techniken können neue Märkte und 
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Marktsegmente erschlossen werden. 
Diese Argumente hören sich überzeu­
gend on und haben im begrenzten 
Maße auch Einfluß auf die vorhande­
nen Produktionsstrukturen gewonnen. 
Bei genauerer Betrachtung wird jedoch 
deuttich, daß im großen und ganzen die 
betriebliche Produktion noch weit von 
einem integrierten Umweltschutz ent­
fernt ist. Was zahlreiche Umwelt­
verbände, Wissenschaftlerinnen und 
zunehmend auch gewerkschaftliche 
Funktionärlnnen schon seit Jahren an 
grundlegenden Anforderungen an eine 
ökologische Unternehmenspolitik formu­
lieren, nämlich: 
• ökologische Schäden und Probleme 

dürfen in der Produktion nicht entste­
hen, 

• nichtvermeidbareökologischeSchä­
den müssen nach ökologischen Kri­
terien aufgearbeitet werden jz.B. 
Recycling), 

• entstandene ökologische Schäden 
müssen sofort repariert werden, 

wird in dieser Form nicht beherzigt. 
Nach wie vor leben und arbeiten wir in 
einer Wirtschaftsgesellschaft, in der 
neben dem hohen Wohlstand zugleich 
lebensbedrohliche ökologische Proble­
me täglich verschärft werden. 

Die entscheidende Frage ist daher, wie 
es gelingen kann, die ökologische Kom­
ponente tatsächlich in das Verholten der 
Unternehmen einzubeziehen. Offen 
bleibt hier inwieweit staarliche Hebel 
wie Steuern und Gesetze brauchbare 
Instrumente sind, um entsprechende 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Ich 
konzentriere mich in meinem Betrog 
bewußt auf Ansätze unterhalb der staa~ 
lieh-administrativen Ebene. 

Ökologische Instrumente 
in der Praxis 

Da in der BWL - wie ausgeführt- keine 
Bewertungsmaßstäbe für umwelt­
verträgliche Produktion bestehen und 
hier in der Regel auch keine Regulierung 
über die Kostenseite erfolgt, ist es not­
wendig, die Folgen unternehmerischer 
Aktivitäten auf die Umwelt zu bewerten. 
Aus der Reihe von ökonomischen Mo­
dellen zur Darstellung von umwelt­
relevonten Situationen seien hier nur 
einige genannt: 
• Okologische Buchhaltung 
• Umweltkennzahlen 

• Betriebsabrechnungsbogen mit Aus­
weisung der Umweltkosten 

• ?toff- und Energiebilanzen/ 
Okobilonzen 

• Produktlinienanalyse bzw. Produkt­
folgematrix 

• Gesellschaftsbezogene Rechnung;-
legung/Sozialbilanzen 

• Simulation mit Umweltmodellen 
• Umweltinformationssysteme 
• Umweltorientierte Absatzstrategien 

(Ökomarketing) 
• Ökocontrolling 

Es wird deutlich, daß es schon zahlrei­
che, auch ökonomische Instrumente, mit 
deren Hilfe eine ökologisch orientierte 
Betriebspolitik vorgenommen werden 
könnte, gibt. In der betrieblichen Praxis 
mangelt es jedoch bisher an konkreten 
Beispielen. 

Die Öko-Bilanz einführen 

Seit 1987 wird seitens des IÖW4 an der 
E_rprobung und Einführung von 
Okobilanzen im Industriebetrieb g~r­
beitet. Der Grundgedanke der Oko­
bilanz ist eine präventive Umweltpolitik 
im Unternehmen. Notwendig ist aller­
dings eine ausreichende Informations­
basis über die betrieblichen Abläufe, 
Roh- und Hilfsstoffe, Arbeitsbeziehungen 
und Produkte. Nur dann kann eine 
Ökobilanz die Abbildung und Bewer­
tung der ieweiligen Unternehmens­
aktivität erreichen. So wird sie zu einem 
internen Hilfsmittel der ökologischen Pla­
nung und Kontrolle, ols auch zum Infor­
mations- und Dialogmedium zwischen 
dem Betrieb und seinem Umfeld. Die 
Ökobilanz, die aus Stoff- und Energie­
bilanzen besteht, zeigt alle Wege, den 
Verbleib und den Verlust von Stoffen und 
Energien auf. Die lnputseite listet also 
Stoffe und Energien auf, während die 
Outputseite Produkte, Emissionen und 
freiwerd_ende Energie betrachtet. Dort 
wo z.B. Okobilanzen in der betrieblichen 
Praxis bisher zur Anwendung gekom­
men sind, zeigt sich, daß ein optimales 
Ergebnis nur dann zustande kommt, 
wenn eine ganz-heitliche Betrachtung 
des Unternehmens unter Einschluß der 
Lieferanten-und der Kundenbeziehungen 
stattfindet. Eine solche ganzheittiche Be­
trachtung erfordert jedoch außerordent­
lichen Aufwand, den zu betreiben viele 
Unternehmen nicht bereit sind. Es kann 
daher Sinn machen, als Vorstufe zu 
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~_inem ganzheitlichen Vorgehen die 
Okobilonz punktuell z.B. für ein Produkt 
oder für eine Produktlinie einzusetzen. 

~ls Beispiel möchte ich hier eine 
Okobilanz darstellen, wie sie 1990 bei 
einem großen Waschmittelkonzern5 

durchgeführt wurde. Hier wurde keine 
ganzheittiche Betrachtung durchgeführt, 
sondern man beschränkte sich auf die 
Bewertung von Verpackungseinheiten 
Für einen Allzweckreiniger. Vier 
Verpackungsbehälter standen zur Aus­
wahl und sollten bewertet werden, wo­
bei als Bewertungskriterien der Energie­
verbrauch, Luft- und Wasserschadstoffe 
und Abfallvolumen festgelegt wurden. 
Beim Energieverbrauch wurde sowohl 
der Verbrauch an Erdöl, Erdgas, Kohle 
und Elektrizität bei der Produktion als 
auch beim Transport berücksichtigt. Die 
Luft- und Wasserschadstoffe, die bei der 
Produktion und dem Transport zustande 
kommen, wurden nach der Summierung 
von einzelnen Schadstoffen zu kritischen 
Volumina zusammengefaßt. Bezogen 
ouf die Abfälle zeigte sich, daß Recycling 
für olle vier Verpackungsarten proble­
matisch ist. Eine mögliche Wieder­
verwendung wurde daher nicht betrach­
tet, sodaß nur das Abfallvolumen festge­
stelltwurde. Das Zwischenergebnis wird 
in der Abbildung, bezogen auf je l 0-
Liter Allzweckreiniger, dargestellt. Hier­
bei zeigte sich, daß die Zwei-Liter 
Dosierflasche in allen betrachteten Be­
reichen „am besten" abschnitt. Bei der 
Erweiterung der Ökobilanz durch öko­
nomische Kriterien zeigte sich, daß auch 
der Kostenvergleich, bezogen auf je 
1000-LiterEinheiten, günstig fürdiezwei­
Liter Flasche ausfällt (Abbildung). 

Diese Verpackungsart ist also sowohl 
ökologisch als auch ökonomisch den 
anderen drei überlegen. Das betroffene 
Unternehmen hat sich dann auch Für 
dieses Verpackungsmaterial entschie­
den. Deuttich wird, daß das erläuterte 
Beispiel bereits viele innere Restriktionen 
aufweist. So wird die Frage einer völlig 
anderen, besser verwertbaren Verpack­
kungsort genauso ausgeklammert wie 
dieNotwendigkeitdesAllzweckreinigers 
allgemein bzw. der von ihm verursach­
ten Umweltbela~tungen. Dennoch zeigt 
sich, doß eine Okobilanz punktuell ein 
sinnvolles Entscheidungsinstrument sein 
kann. Umfassendere Erkenntnisse wer­
den iedoch nur bei einem ganzheirlichen 
betrieblichen Ansatz möglich. 
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Die Umweltberichterstattung 

Das weitest entwickelte bekannte Bei­
spiel, welcheshiergenanntwerden kann, 
ist die Umweltberichterstattung der Kunert 
AG, die Bekleidung herstellt. Die Kunert 
AG6 hat in ihrer Umweltberichterstattung 
199 l den Versuch unternommen, eine 
ganzheittiche Erfassung oller umwel~ 
relevanten Faktorendurchzuführen. Hier­
bei ist die Kunert AG tatsächlich soweit 
gegangen, auch ihre Lieferanten bezüg­
lich der eingesetzten Stoffe genauestens 
zu befragen. Dazu wurden für olle Input­
Güter/Stoffe sowie für den gesamten 
Output zahlreiche Einzelökobilonzen 
aufgestellt. So wurde es möglich, 
Schwachstellen im System systematisch 
zu erkennen und ggf. zu beseitigen. Im 
Schlußwort des Kuner,Berichtes wird 
a_usdrücklich festgehalten, daß eine 
Okobilanz jährlich fortgeschrieben wer­
den sollte, um den Ökobericht zu einem 
festen betrieblichen Bestandteil und 
Informationsträger für die Teil­
organisationen des Unternehmens zu 
machen. 

Neben den aufgezählten Instrumenten 
einer ökologischen Unternehmenspolitik 
sind noch weitere Maßnahmen notwen­
dig. Hierzu gehört z.B. die gesetzliche 
Schaffung eines betrieblichen unabhän­
gigen Umweltschutzbeauftrogten, der 
nicht nur über eine entsprechende Aus­
bildung verfügt, sondern eine eigen­
ständige Einrichtung in der betrieblichen 
Organisation wird. Bei der Berufung 
ITiuß auch der Betriebsrat ein 
Mitbesttmmungsrecht haben. Darüber 
hinaus sind dem Umweltbeauftragten 
weitreichende Kompetenzen einzuräu­
men, die ausreichend sind, um im Sinne 
einer ökologischen Unternehmenspolitik 
tätig werden zu können. Daher ist auch 
eine Einbindung seiner Arbeit in ein 
betriebliches Umweltinformationssystem 
erforderlich. Zur Zeit gibt es jedoch die 
Funktion eines Umweltbeauftragten in 
diesem Sinne nicht. Dort, wo nach ge­
setzlichen Vorschriften Gefahrstoff­
beauftragte bzw. Betriebsbeauftragte für 
Abfall, Gewässerschutz, Emissionsschutz 
oder die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
tätig sind, spielt der ökologische Aspekt 
nur eine sehr untergeordnete Rolle. Eine 
umfassende Betrachtung findet schon 
aufgrund der qualifikatorischen Ausbil­
dung selten statt, noch wird sie seitens 
der Unternehmen gewünscht. Die Praxis 
zeigt, doß die Gefahrstoffbeauftragten 

i.d.R. unter starkem DruckderGeschäfts­
leitungen stehen. Maßnahmen mit dem 
Ziel der Verbesserung der Arbeits­
sicherheit und des betrieblichen Um­
weltzustandes werden nur dann gerne 
gesehen, wenn unmittelbar keine Ko­
sten entstehen. Die Erfahrungen zeigen 
daß m~n auch davon ausgehen muß'. 
daß Te,le der Belegschaft für den Um­
weltgedanken" bisher nicht a~
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srei­
chend sensibilisiert sind. Es gibt jedoch 
erste Versuche, hier eine Verbesserung 
Zl!, schaffen, indem man das Thema 
,,Okologie" in die Ausbildung integriert'. 
Auch zeigt die Praxis, daß die Gefahr­
stoffbeauftragten nicht nur eine bessere 
Ausbildung, sondern auch eine ausrei­
chende technische Ausstattung benöti­
gen, um z.B. Einsatzstoffe vor Ort ana­
lysieren zu können. 

Für eine ökologische Umgestaltung rei­
chen diese Institutionen nicht aus. Viel­
mehr sind Maßnahmen zu treffen, die 
über die bisherigen Ansätze hinausge­
hen. Solche Maßnahmen sind die Her­
stellung der Betriebsöffenttichkeit, um­
fangreiche Weiterbildung der Beleg­
schaft und verschiedene betriebliche 
Beteiligungsformen mit dem Ziel, die 
ökologische Betriebspolitik ständig zu 
optimieren. 

Mitbestimmungsrechli,:': ' 
unzureichend · 

Unter dem gewerkschaftlichen Aspekt, 
aber auch im Interesse einer positiven 
Entwicklung von ökologischer Unter­
nehmenspolitik ist die Bedeutung der 
Arbeitnehmerinnenvertretung ausdrück­
lich hervorzuheben. Die Betriebsräte 
haben allerdings nach den geltenden 
Mitbestimmungsrechten so gut wie kei· 
ne Einwirkungsmöglichkeiten, wenn es 
z.B. darum geht, eine neue Produktions­
anlage nach ökologischen Kriterien zu 
bewerten. Erste Schritte sind jedoch in 
der Chemieindustrie gemocht worden. 
Dort gibt es in etwa 70 Unternehmen 
Betriebsvereinbarungen zum Umwelt­
bereich. Hier werden umfassendere 
Informationsrechte geregelt, sowie die 
Möglichkeit, sich auch noch BetrVG § 
37,6 zu Umweltfragen schulen zu las­
sen. Dies ist nach den bestehenden 
gesetzlichen Regelungen nicht möglich. 
Es besteht ein paritätisch besetzter Arbei~ 
sschutzousschuß8 der Einsicht in Daten 
und Meßwerte erhält, über 
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Gesamtkosten der Verpackungsalternativen 

Kosten tor (in DM) 101-Kanister 101 bag in box 21-Dosierflasche 20ml-Beutel 

Herstellung/AbfOllung 293,30 422,79 248,18 822,90 
Transport 75,68 76,09 16,67 18, 18 

Entsorgung der Packmittel 74,00 41,50 45,60 50,30 
Gesamtkosten 442,98 540,38 310,45 891,38 

Belastungswerte der Verpackungssysteme bei der Herstellung 

der Packstoffe 

1 OI-Kanister 1 01 bag in box 21-Dosierflasche 20ml-Beutel 
Energiebedarf MJ th eq 
Krit. Luftmenge m3 
Krit. Wassermenge dm3 
Volumen fester Abfälle cm3 

meldepflichtige Störfälle informiert und 
im begrenzten Maße auch an Planungs.­
aufgaben im Unlernehmen beieiligtwird. 
Schwierig wird es, wenn externe Sach­
verständige durch den Betriebsrat zur 
Beurteilung herangezogen werden so~ 
len, um das fehlende Know-how zu 
liefern bzw. Erfohrungen in den Betrieb 
zu transferieren. Hierzu enthalten die 
Betriebsvereinbarungen der Chemie­
industriebisherkeinerlei Regelung. Sinn­
voll wäre es, dem Betriebsrat die Mög­
lichkeit einzuräumen, auf Umwelt­
sachverständige im KonRiktfalle zurück­
greifen zu können, wie dies heute schon 
das Betriebsverfassungsgesetz für an­
dere Fragen vorsieht9 . In einigen weni­
gen Großbetrieben anderer Branchen 
gibt es auch paritätisch besetzte Um­
weltausschüsse, in denen jedoch die 
Betriebsräte nur begrenzte rech~iche 
Möglichkeilen haben. Solche Umwell­
ausschüsse bieten jedoch die Möglich­
keit, einen umfassenden betrieblichen 
Ansatz im Sinne einer ökologischen 
Betriebspolitik entwickeln zu können. 

Neue Aufgaben 
für Betriebsräte 

lm Rahmen einer ökologischen Unter­
nehmenspolitik kommen daher auf den 
Betriebsrat neue Aufgaben zu: 

30,83 11,90 
272138,00 168976,00 

190, 16 218,87 
14,40 10,93 

1 . Der Betriebsrat muß dem Informations.­
und Schutzbedarf der Beschäftigten zum 
Arbeits.- und Umweltschutz verstärkt nach­
kommen. Der Betriebsrat wird so zum 
Gesundheits- und Umweltschützer im 
Betrieb. 

2. Der Betriebsrat muß Initiator von 
neuen Informations-, Aufklärungs- und 
Qualifikationsstrategien werden, um die 
Beschäftigten für den Umweltschutz im 
Betrieb zu sensibilisieren. 

3. Der Betriebsrat muß Promoter zur 
Nutzung des betrieblichen Innovations­
potentials werden. Dabei sind die Kennt­
nisse der Beschäftigten, die sie an ihrem 
individuellen Arbeitsplatz erworben 
haben, zu nutzen, um praxisnah 
Lösungmöglichkeiten im Sinne einer 
ökologischen Umstellung der Produkti­
on entwickeln zu können. Damit neh­
men die Arbeitsnehmervertreter auch 
EinAuß auf die strategischen Unler­
nehmensplanungen. 

Die gesetzlichen Möglichkeilen der Be­
triebsräte sind hierfür deu~ich zu verbes­
sern. Daher sind entsprechende 
Mitbestimmungsregelungen im Betriebs­
verfassungsgesetz neu zu fassen. 
Ich habe versucht deuttich zu machen, 
daß es inzwischen erste Ansätze für 
eine ökologische Unlernehmenspolitik 

14,52 21,57 
154598,00 280176,00 

167,36 260,26 
6,50 17,58 

gibt. leider geht die notwendige Enl­
wicklung aufgrund der bestehenden 
Hemmnisse nur sehr langsam voran. 
Alle Maßnahmen werden jedoch nur 
bei einem vernetzten Vorgehen die ge­
wollte Wirkung erzielen. Die 
innerbetrieblichenAktivitätenmüssen mit 
den Forderungen der Umweltbewegung 
gekoppelt werden, um den ökologischen 
Umbou der lndustriegesellschah zu er­
möglichen. Nicht zuletzt gilt es EinAuß 
auf die Politik zu gewinnen, um auch 
entsprechende gesetzliche Regelungen 
zu erwirken. 

1 Unternehmerverband Baum, Hamburg; 
Unternehmerverband Future, Osnabrück 

2 POPP&Ca GmbH, Elektrotechnische Fabri· 
ken, Bad Berneck 

3 Bei Energie- und Rohstoffeinsatz wird inzwi­
schen anerkannt, daß Einsparung bis 40% 
möglich ist. 

4 lnstitutfürökologischeWirtschaftsforschung, 
Berlin 

5 1990 bei der Firma Henkel 
6 Ökobericht 1991, Kunert AG, Immenstadt 
7 IKS, 1991 
8 Vereinigte Aluminium Werke, Neuss 

9 BVe,IG § BO Abs.3 
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DETLEF BIMBOES 

•• 
DIE KOPFE 

•• 
MUSSEN RAUCHEN 

UND NICHT 
DIE SCHLOTE 

Internationale Stoff- und Energieflüsse und 
ihre Herausforderungen für Politik und Gesellschaft 

Die Art und Weise des zwischen 

Natur und Gesellschaft betriebe­

nen Stoffwechsels hat zu schweren 

Umweltschäden geführt. Er beginnt 

in einer Reihe von Bereichen außer 

Kontrolle zu geraten. Die stoffliche 

Seite des Problems ist bekannt. 

Weniger bis gar nicht wahrgenom­

men wird, daß die Aufblähung des 

Stoffwechsels 1n den hoch­

industrialisierten Staaten auch ent­

scheidend damit zu tun hat, wiesich 

diese in den Besitz von (Energie) 

Rohstoffen und/ oder Produkten brin­

gen, mithin also die gesellschaftli-

chen und stofAichen Beziehun', 
zwischen den Völkern gestalte ···· 

Eine vernünftige Steuerung des~lf­

wechsels zwischen Natur und$& 

sellschaft setzt daher die Kenntnis 

und Bewertung der lokalen, regio­

nalen, nationalen, europa-und welt­

weiten Stoff- und EnergieAüsse vor­

aus. Stoff- und Energieflüsse g& 

meinsam deshalb, weil die Gewin­

nung, Herstellung, Nutzung und 

Beseitigung von Stoffen stets an den 

Verbrauch und Verlust von Energie 

gekoppelt ist. 

Dr Detlef 81rnboes D1::i 1 81010 e \1V1esoaden 
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Rohstoffwirtschaft widerspiegeln die Art und Weise ihres 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Umgangs. 

• --Dabei werden wirtschaftspolitische Abhängigkeiten in mehr­
facher Hinsicht deurlich. So besteht beispielsweise für die 
kapitalistischen Zentren Nordamerika !USA und Kanada), 
Westeuropa und Japan !sog, Triade) eine durchweg hohe, 
z.T. wechselseitige Importabhängigkeit von mineralischen 
Rohstoffen !Metalle, Industrieminerale und Düngemittel). Die 
_Importe werden in wichtigem Umfang aus in den Zentren 
befindlichen Rohstoffquellen !bes. ous Kanada) oder vielfach 
durch Importe aus den rohstoffreichen Ländern Südafrika und 
Australien gedeckt. Aus den sogenannten Entwicklungslän­
dern kommen derzeit in die westlichen Industriestaaten insge­
samt mehr als 30 % aller benötigten strategischen Metalle. Für 
eine Reihe von Metallen bestehen ober weitaus höhere 
Lieferquoten. Wirklich abhängig sind die Industriestaaten 
jedoch nur im Nachschub für die technologisch bedeutsamen 
Metalle Niob, Tantal, Kobalt, Zinn und Kupfer. Lieferausfälle 
können hier den wirtschaftlichen Lebensnerv der Industrie­
nationen empfindlich treffen, zumal sich die Förderung dieser 
wichtigen Metalle - bei zu erwartender technologischer 
Entwicklung - noch verstärken wird. Die Länder der sog. 
„Triade" sind im übrigen darüberhinaus sehr abhängig von 
der Zufuhr beispielsweise von Mangan, Chrom, Nickel, 
Wolfram und Platinmetollen. Allerdings ist dies nicht mit einer 
generellen Lieferabhängigkeit der Industriestaaten von den 
sog. Entwicklungsländern verbunden. Von den 154 nominell 
bestehenden Staaten verfügen 7 4 über keine Vorräte und von 
den übrigen 80 Ländern lediglich 32 über nennenswerte 
Rohstoffreserven. Demgegenüber verfügen - zum Vergleich -
die USA, UdSSR, Australien und Südafrika über mehr als zwei 
Driltel des Gesamtbergbaus der Welt. 

Ein großer Exporteur für mineralische Rohstoffe - auch strate­
gisch wichtiger-istdie Sowjet-Union, deren weltwirtschaftli<;::he 
Bedeutung zur Rohstoffversorgung durch die mögliche Off­
nung der Schatzkammer Sibirien zur raschen Devisen­
beschaffung noch erheblich steigen dürfte. Hoffenrlich gelingt 
es im Interesse der ganzen Menschheit wenigstens, in den 
nächsten Jahrzehnten die Nutzung der riesigen Rohstoffvor­
kommen der Antarktis nicht anzutasten. Die -Realität wird 
zeigen, ob der kürzlich abgeschlossene Vertrag das Papier 
wert ist, auf dem er geschrieben wurde. 

In den Zentren verwandeln sich die Rohstoffströme in Produkt­
und Worenströme für den Welthandel. Hierbei hat der 
Handel innerhalb der Blöcke ein merklich größeres Gewicht 
als jener zwischen den Blöcken. Vor allem der innereuropäische 
Handel, aber auch der zwischen den USA und Kanada 
sowie den asiatischen Ländern ist größer als die meisten 
Handelsströme zwischen den Blöcken der Triade. Zugleich ist 
der Warenexport der sog. Entwicklungsländer in diese Zen­
tren bescheiden geblieben. Bereits Ende der siebziger Johre 
wickelten die kapitalistischen Industriestaaten über 70% ihres 
gesamten Handels vorzugsweise untereinander ab. Ihr Waren­
austausch mit den Ländern der 3. Welt betrug dagegen wenig 

'"mehr als 20% !Fidel Castro, 1984). Die kapitalistischen 
. Staaten bilden, z.T. gestützt auf die einheimischen Mach~ 
·eliten'in Ländern der "Drilten Welt", gleichsam eine Rohstoff-

pumpe, die die dortigen Vorräte absaugt und für den eigenen 
Warenaustausch verbraucht. 

In den Ländern der "Drilten Welt" hat die Schuldenkrise die 
wirtschaftliche und technologische Entwicklung stranguliert 
und den technologischen Abstand in überschoubarer Frist 
uneinholbar werden lassen. Dabei bewirkt die Strategie der 
technologischen Blockade jenseits der militärischen und 
sicherheitspolitischen Dimension, daß die nicht zum „Nor­
den" zählenden Nationen von der technologischen Entwick­
lung noch mehr als bisher schon abgekoppelt werden. Dieser 
Au.sschluß von Staatengruppen der südlichen Welt von tech­
nischer Modernisierung zementiert die Ungleichheit und läßt 
so auch keine effiziente und gleichzeitig schonende Nutzung 
eigener Rohstoffquellen zu. 

Auf diese Weise halten die Länder des „Nordens" in 
neokolonialer Manier über die Beschaffung der Rohstoffe 
hinaus diese Länder in tiefer Abhängigkeit und Armut. Die 
dortige, deuHiche Abnahme von Rohstoffvorräten oder die 
Erschöpfung der Natur, der z.B. durch Monokulturen pflanz­
liche Rohstoffe abgepreßtwerden, sind Ausfluß dieser Poli~k. 
Beides führt zur Zerstörung von Umwelt. 

Das ständige Scheitern der Suche nach gerechteren „ Terms of 
Trode" auf der internationalen Bühne bei den GATT- und 
UNCTAD-Verhandlungen ist Ausdruck der Spannungen über 
die Form der ungleichen Beziehungen zwischen den „rei­
chen" und „armen" Ländern. So hat der Verfall der internatio­
nolen Rohstoffpreise durch Wechselkursspekulafionen und 
künsrliche Rohstoffverknappung allein in Afrika im Jahre 
1986 zu einem Verlust von über 16 Mrd. Dollar an Exporter· 
lösen geführt. 

Diese gewalttätigen Beschaffungsformen sind nicht spezifisch 
für den Kapitalismus, sondern haben viele Vorläufer in 
vergangenen Gesellschaftsepochen und -Formationen. Eine 
solche Feststellung ist - so banal wie sie ist - dennoch von 
großer aktueller und künftiger Brisanz für Positions­
bestimmungen in Politik und Gesellschafislehre. So ist der 
Besitz, Nichtbesitz oder eine schlechte Verfügbarkeit von 
Rohstoffen in der Geschichte in Abhängigkeit von den jewei­
ligen Machtkonstellationen stets von gewalttätigen Auseinan­
dersetzungen (mittels kriegerischen oder politisch-wirtschaft­
lichen Pressionen) begleitet gewesen. So die Ausplünderung 
Lateinamerikas durch die Spanier und ihre Nutznießer im 
übrigen Europa, die Niederwerfung Fortschrittlicher Regimes 
Anfang de.r fünfziger Jahre im Iran !Präsident Mossadegh · 
Britische Olblockade), in Guatemala !Präsident Arbenz · 
United Fruit Compony), 1973 in Chile !Präsident Allende. 
Kupfer) oder jüngst der Goll-Krieg. Bei diesem Konflikt 
stonden für die USA herrschaftssichernde Gründe deutlich 
stärker im Vordergrund, denn die Ölversorgung war durch 
gestreute Bezugsquellen in Wirklichkeit_ nicht gefährdet !of­
fenkundig deswegen hielt sich auch die Olwirtschaftder USA 
im Golfkonflikt sehr bedeckt). Dies besagen jedenfalls Analy­
sen der Hessischen Stiftung für Friedens-und KonRiktforschung 
[FR vom 8Juni 1991). 

Die Aufrechterhaltung der Zufuhr strategischer Rohstoffe wird 
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von den USA als wichtiger Kriegsgrund angesehen !Air-Land­
Battle 2000 Konzept und Low-lntensity-Conflict Strategy). So 
bezieht das NATO-Bündnis über 90 % seiner unverzichtbaren 
Mineralien aus Quellen außerhalb seines Territoriums, wobei 
übrigens die USA eigene Lqgerstätten für eine ganze Reihe 
von Metallen aus politischen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht antasten: SüdClfrika ist eines der ganz großen 
Förderländer für strategische Metallrohstoffe. Dies erklärt 
auch, weswegen sowohl die USA als auch die EG so lange 
bereits das Apartheid-Regime am Kap stützen.-Erst aufgrund 
der unübersehbaren Erfolge der Freiheitsbestrebungen des 
Volkes werden nun Veränderungen im politischen System 
gerade auch für eine Absicherung des Zugangs zu Rohstoffen 
auf neuer Grundlage unterstützt. Strategische Metalle sind 
entscheidend für technologische Durchbrüche und ihre Um­
setzung in Produktionsverfahren und Produkte im Bereich von 
Wirtschaft und Rüstung. Ihr Besitz entscheidet über Konkurrenz­
fähigkeit auf den internationalen Märkten, über die materielle 
und soziale Absicherung des eolitischen und wirtschaftlichen 
Systems- und sichert die Uberlegenheit des rüstungs­
technologischen Drohpotentials. Der Aufbau einer internatio­
nalen militärischen Eingreiftruppe durch die USA oder die 
Instrumentalisierung einer UNO-Eingreiftruppe für solche 
Zwecke gewinnt vor diesem Hintergrund seine eigenrliche 
Erklärung und seine bedrohliche Funktion für die Zukunfi. 

Diese Sichtweise geht dovon aus, daß die USA infolge der 
Kombination von militärischer, wirtschaftlicher und politischer 
Macht über imperiale, d.h. globale Reichweite verfügen. 
Dom it wird nach der Aufhebung der bipolaren Weltordnung 
aUF das Fortbestehen einer unipolar geprägten Weltordnung 
uater der Führung der USA abgestellt. Das aber ist nur eine 

der denkbaren Varianten künftiger weltpolitischer Entwicklun­
gen. 

Wesenrlich unübersichrlicher wird die globale politi 
Großwetterlage aber, wenn sich längerfristig eine mUlti ' 
Weltordnung einstellen sollte. Hierfür bestehen begr·' 
Hinweise. Der neue Merkantilismus, die Regionalisf_ _. _ 1~ • 

und der neue Protektionismus (z.B. in Form nichttariförär-~ 
Handelshemmnisse, bilaterale Selbstbeschränkungsab­
kommen) markieren Tendenzen einer Desintegration bzw. 
Segmentierung der Weltwirtschaft, die sich vor allem dadurch 
auszeichnet, daß auf der einen Seile die globalen 
gegenseitigen Abhängigkeiten zunehmen, während auf der 
onderen Seite das "globole Regime", das die USA nach dem 
Kriege ausgeübt hatten, verfällt und durch politische 
Regulationsformen oder Regime ersetzt wird, bei denen 
nationale bzw. jim Falle der EG} regionale Interessen, die von 
den Regierungen der Nationalstaaten wahrgenommen wer­
den, die Oberhand gewinnen. Sollte sich jedoch diese 
Widerspruchskonstellation zwischen wirtschaftlicher 
Globalisierung und politischer Segmentierung in der Welt­
wirtschaft I die zudem den Schwankungen der welt­
wirtschaftlichen Konjunktur höchst sensibel reagiert] verstär­
ken, und sollte es nicht zu einem neuen politischen Aus­
OOlancieren dieser drei Elemente kommen, so werden die 
Gefahren, die von weiteren merkantilistischen KonAikten 
sowie von einem weiter destabilisierendem wirtschaftlichen 
Nationalismus ausgehen, in der Zukunft hoch zunehmen. 
Der amerikanische Ökonom C.Fred Bergsten schließt für die 
Entwicklung der Weltwirtschaft nach dem Ende des kolten 
Krieges, das eine allgemeine Aufwertung der wirtschaftlichen 
gegenüber den militärischen Strategien in der Weltpolitik 
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beinhaltet, die Gefahr eines Rückfalls der internationalen 
Beziehungen zwischen den USA, Japan und Europa ouf jene 
Konfliktformationen nicht aus, die die weltpolitische lnstabiliiöt 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts charakterisiert 
hatten. Weil die Japaner und Westeuropäer nicht länger der 
US-amerikanischen, atomaren Sicherheitsgarantie bedürfen, 
wächst Für ihn die Gefahr von Handelskriegen. Es gibt einen 
engen Zusammenhang zwischen den grundlegenden politi­
schen und wirtschaftlichen Veränderungen in der Welt : die 
Beseitigung des „Sicherheitsschirms" erhöht das Risiko von 
wirtschaftlichen KonRikten, die die Sicherheitsbindungen weiter 
auAösen könnten. Das Risiko wirtschaftlicher Konflikte ist 
bereits höchst aktuell. Der iapanische Politiker Shintaro lshihara 
hat vorausgesagt, daß das 21 . Jahrhundert ein Jahrhundert 
von Wirtschaftskriegen sein wird. 

Damit rücken unmittelbar Fragen der Versorgung mit Rohstof­
fen aller Art, nicht nur strategisch wichtiger, und der Austausch 
von Produktströmen im zwischenstoarlichen Handel in den 
Miltelpunktder künftigen Beziehungen zwischen den Völkern 
einzelner Staaten oder zwischen denen regional miteinander 
verbundener Staaten. Bei stockenden Versorgungslagen ge­
rade z.B. technologie-bestimmender und die wirtschaftliche 
Prosperiiöt berührender Rohsloffe i stder Ei nsatzwechselseitiger 
politisch-wirtschahlicher Pressionsmittel vorhersehbar. Dabei 
ist auch die Verwendung militärischer Mittel zur Aufrechter­
haltung eines ungehinderten Stoffflusses nicht auszuschlie­
ßen. letzteres ließe sich besonders leicht gegenüber kleine­
ren, schwächeren Staaten des Südens anwenden. Das Gan­
ze wird sich entsprechend den bisherigen Erfahrungen gera­
de dann auf Massenloyalität und die nach wie vor wirksame 
Feindlichkeit gegenüber dem fremden. abstützen können, 
wenn Wohlslond und Arbeitsplätze real oder auch nur 
vermeinrlich berührt sind. Hier erwächst unmittelbar die 
Brisanz des Themas RohstofFRüsse in den großen Verbrau­
cher- besser Verschwenderländern. Es erheben sich für fort­
schrittliche Politik Fragen danach, wie denn drohende Ein­
schnitte in Arbeitsvolumen, Außenhandelsbilanzen und sozia~ 
spezifische Wohlfahrt nicht nur wirtschaftlich-technologisch, 
sondern auch psychosozial und kulturell so verarbeitet wer­
den, daß nicht alte, nationalistisch unterlegte Aggressions­
muster gegen den Nachbarn und das fremde wieder und 
wieder belebt und für entsprechende Machtpolitiken 
instrumentalisiert werden können. Oder einfacher ausge­
drückt und was doch so schwierig ist: wie es geschafft werden 
kann, daß die Völker, anstatt sich gegeneinander aufhetzen 
zu lassen, sich besser mit den dafür verantwortlichen Macht­
und Herrschaftsverhältnissen auseinandersetzen, diese durch­
schauen, ihre Träger beiseite schieben und Vernunft unterein­
ander und auch auf der Ebene ihrer selbst geschaffenen 
Stoffflüsse einkehren lassen. 

Die Auswege bestehen nur in einer demokratisch verfaßten, 
ressourcenschonenden Weltwirtschaftmitgerechten Terms of 
Trade, die beispielsweise auf GATI und UNCTAD-Konferen· 

_ zen ausgehandelt werden müßten. Hierzu müßte den Ent­
wicklungsländern machtpolitisch mehr Gewicht zur Durch­
setzung gerechter Rohstoffpreise eingeräumt werden. Die 
großen kapitalistischen Staaten müßten bereit sein, Rohstoffe, 
Technologien, Informationen zur Verfügung zu stellen, die 

Das 21. Jahrhundert wird 

ein Jahrhundert von 

Wirtschaftskriegen sein. 

überhaupt erst den Aufbau moderner, ressourcensparender 
Industriestrukturen ermöglichen würden. 

Gerade das wäre die Voraussetzung für den Beginn einer 
nachhaltigen, schonenden gesamtwirtschoftlichen Nutzung 
von Arbeitsvermögen, gegenständlichem Notionalreichtum 
und Naturpotentialen in den Rohstofflieferländern der Drilten 

Welt. 

Eine weitgehende Gerechtigkeit müßte gerade mineralische 
Rohsloffe aus den großen Förderländern in die „3.Welt" zu 
günstigen Preisen umlenken. Hinzutreten müßten auch Pro­
dukte, Waren und vermehrte OienStteistungen. Das wäre nur 
zu gerecht, beruht doch ein Großteil des Reichtums der 
reichen Industrienationen auf der Ausplünderung ferne~ Kon­
tinente. Dies könnte mit deurlichen Abstrichen im Verbrauch 
kostbarer Rohstoffressourcen für die großen kapitalistischen 
Wirtschaftszentren verbunden sein. Hierauf müßten die Völ­
ker sozial und kulturell langfristig vorbereitet werden. 

Die künftigen Beziehungen zwischen rohstomiefernden Ent­
wicklungsländern und Verbraucherländern werden im übri­
gen möglicherweise durch im Werden begriffene Tendenzen 
zu einer weitgehend eigenständigen Regionalentwicklung 
der Subkontinente Afrika, Lateinamerik<J und Asienmitregio­
nal bedeutsamen Stoff- und EnergieAüssen mit beeinAußt 
werden. Vor dem Hintergrund der desaströsen weh­
wirtschahlichen Gegebenheiten wird derzeit von den Verein­
ten Nationen mit wachsender Zustimmung der betroffenen 
Entwicklungsländer das Konzept der Entwicklung ihrer Regio­
nen mit entsprechenden Mä~~ten vorgeschlagen. Dies trifft 
sich nicht zufälligerweise mit Uberlegungen der internationa­
len Geschäftswelt. Zum einen zwingt der verschärfte interna­
tionale Konkurrenzkampf seit geraumer Zeit die Konzerne in 
die regionale Tiefe, insbesondere Schwellenländer, um dort 
Positionen zu besetzen, Marktpotentiale zu entwickeln und 
auszuschöpfen. Zum anderen wird mit dem Konzept langfri­
stig eine gewisse Linderung der Folgewirkungen der Schulden­
krise verfolgt. Eine Tendenz wird dabei sein, daß mit dem 
dortigen Aufbau von Industrien durch die selbständig 
agierenden Tochterunternehmen RohstoffzuAüsse in die Me­
tropolen abnehmen und sich in ProduktzuAüsse verwandeln 
werden { z.B. Halbfertigerzeugnisse). Damit dürfte sich zwar 
die Abhängigkeit z.B. der EG-Mitgliedstaaten von Rohstoffen 
verringern, nicht aber iene von „veredelten" Rohstoffen. 
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Der Aufbau regionaler Wirtschafts- und Stoffkreisläufe wird 
sich solange ungehinder.t entfalten können, solange nicht 
Weltwirtschafts-bzw. weltweitoperierendeKonzerninteressen 
berührt werden. 

Sollte nämlich der Abfluß von Rohstoffen und/ocer Procukten 
zugunsten mehr eigenständiger Entwicklungen jz.B. im Rah­
men von Nationalisierungen) verändert werden und dies 
zugleich ein erhöhtes Maß an eigenständigem Verbrauch 
strategisch wie auch sonstiger weltwirtschaftlich bedeutsamer 
Rohstoffe einschließen würde, wären erhebliche Spannun­
gen gerade mit davon betroffenen kapitalistischen Rohstoff­
verbraucherländern absehbar. Auch hier ist dann der Einsatz 
poli tisch-wi rtschaftl icher Pressionsm ittel vorhersehbar und auch 
militärischer Mittel zur Aufrechterhaltung des ungehinderten 
Rohstoffflusses nicht auszuschließen. 

Tiefgreifendes Umdenken und Reformstrategien müssen jetzt 
beginnen. Einstiegspfade bestehen hierfür. Für ihre Verwirk­
lichung werden ökologisch-soziale Umbauprogramme von 
Volkswirtschaften mit realistischen, sozial verantworrlichen 
Zeithorizonten jz.T. über mehrere Jahrzehnte) unabdingbar 
sein. Derartige Zeithorizonte sind auch deshalb erforderlich, 
weil die vielfältigen und weit reichenden Verflechtungen 
nationaler Volkswirtschaften mit denen auf internationaler 
Ebenen icht kurzfristig aufhebbar sind. Sozial verantworrliche 
Zeithorizonte sind im übrigen erst die Voraussetzung für die 
notwendige gesamtgesellschaftliche Akzeptanz. 

111. 1 nternationale 
(Schad-)Stoffflüsse 
und glob~le 
Umweltprobleme 

Die mit der gewaltigen Steigerung von industrieller Produktion 
und Energienutzung ·freigesetzten Schadstoffströme haben 
für die Umwelt Gefahren heraufziehen lassen, die inzwischen 
den nationalen Rahmen gesprengt haben. Längst sind globale 
~aturstoffkreisläufe betroffen und beginnen durch 
Uberfütterung und Vergiftung aus den Fugen zu geraten. In 
den Kreislauf von Kohlenstoff ist durch die enorme Zufuhr von 
Kohlendioxid aus Verbrennungsprozessen eingegriffen wor­
den. Als Folge sind nun klimatische Veränderungen auf 
längere Sicht {Treibhauseffekt) zu verzeichnen. Der Problem­
druck erhöht sich zudem dadurch, daß zusätzliche Faktoren 
wie die lange in der Atmosphäre verweilenden FCKW oder 
Ozon als Folge der Emission von Stickoxiden das Ausmaß der 
Veränderungen mitbestimmen. 

Die gewaltigen Emissionen vo_n Stickoxiden sind im übrigen 
nicht nur Energieerzeugung und Verkehr geschuldet. Verant­
worrlich sind auch großAächige Brandrodungen von Tropen­
wäldern. Ihre Ursachen wurzeln in erster Linie in den rabiaten 
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Der Stickstoffkreislauf ist durch den gewaltigen Ei~satz · [:'il!1iI 
Stickstoffdüngern insbesondere in den kapitalistischen s~~n :':i:!!I 
längst lokal und regional aufgebläht worden und hat zu~ i 
Belastung der Grund- und Trinkwasservorkommen mit Nitra-
ten sowie zu Bodenschäden geführt. 
Der Schwefel- und Phosphatkreislauf sind ebenfalls aufgebläht 
worden und tragen zu ernsthaften Beschädigungen von Na. 
tursystemen (Stichworte „Waldsterben", ,,Bodenversa~rung" 
und „Eutrophierung der Gewässer") bei. _ .. 

Der Export großer Mengen an Pestiziden durch diefüh,.;~den 
Industrienationen • vornehmlich kapitalistiSche lä~/·_·, in 
Entwicklungsländer hat dort zu beträchttichen Schöde~' Jon 
Mensch und Natur geführt. Die Ursachen sind mannigfaltig. 
Sie reichen vom Gewinnstreben, über systembedingte man­
gelnde Ausbildung der Anwender, achttosen Umgang bis hin 
zu einem rabiaten Menschenbild der für die Anwendung 
Verantworrlichen. Die Pestizid-StoffRüsse haben überdies weit 
verzweigt Eingang in Nahrungsketten gefunden und kehren 
in bestimmten Mengen fein verteilt mit den Produktflüssen· in 
Form von tierischen und pAanzlichen Nahrungsgütern in ihre 
Erzeugerländer zurück. So hat z.B. die frühere immense, 
weltweite Verwendung von DDT inzwischen zu ei_nerglobalen, 
allerdings regional und lokal unterschiedlichen Belastung der 
menschlichen Muttermilch geführt. • . 

(Schad).Stoffflüsse haben entscheidenden Anteilar f, 
Problemen. Sowohl die Durchsetzung einer neuen'_, 
kraftlogik, als auch die dazu erforderliche "' 
Kooperationsordnung verlangen deshalb naCh·.';t· -··· 
Strukturreformen. Der Begriff „Strukturreform" soll ~ii'.~n; 
daß es um mehr geht als um Reformen im Sirlll81i'HE!r 
Anpassung einzelner quantitativer Parameter und·ei~löer 
Wirkungsmechanismen. Esgehtum die Veränderu119Q~l~r 
Strukturmechanismen, um die Abschaffung aller, den Um'*'u 
vorhandener und um ganz neue Mechanismen. Der·Begrfffs-
teil „Reform" steht dafür, daß es nicht primär um die 
revolutionäre Umgestaltung einzelner GesellschaftssySleme 
geht, sondern darum, ausgehend von den heutigen Rt30litäten 
verschiedener Gesellschaftssysteme kooperative Lösungen 
zu schaffen. Dem widerspricht nicht, daß es als Voraus-
setzung globaler Strukturreformen Veränderungen der heuti-
gen Gesellschaftsorganisationen bedarf bzw. solche daraus 
folgen werden. Der Begriffsteil „global" steht dafür, daß es 
erstmals nicht um einen einzelstaatlichen Reformprozeß geht 
oder um einen einer Gruppe von Staaten, ein „Lager", 
betreffenden. Es geht um globale Strukturreformen als dem 
notwendigen Instrument zur Lösung weltweiter Probleme. 

Einen brauchbaren Einstieg in solche Strukturreformen er­
möglicht das Globalprogramm „Umweltperspektive der Ver-
einten Nationen bis zum Jahr 2000 und danach", in die im 
übrigen auch eine von der UN-Wirtschaftskommission für 
Europa {ECE) verabschiedete und langfristig angelegte regio-
nale Umweltschutzstrategie eingebettet worden ist. 
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Entscheidend für die Umsetzung solcher Regiona~ und 
Globalstrategien ist die Ausstattung der Fonds der Vereinten 
N9tionen mit genügend Finanzmitteln. Dies ist bislang nicht 
geschehen. Gerade die reichen kapitalisttschen Industrie­
staaten müßten - gemessen an ihrem Bruttosozialprodukt -
nennenswerte Finanzmittel dauerhaft bereitstellen. Dies dürf­
te p61itisch oußerordenriich schwierig durchzusetzen sein. 
Abstriche an gewachsenen Bedürfnisstrukturen - noch dazu 

solchen Realsteuerungssystems stehen für eine derartige 
Form des Vorgehens noch nicht zur Verfügung. 

So notwendig auch weiterhin noch Erfolge bei der Begrenzung 
von Emissionen sind, es muß dennoch das Feld der primär 
emissions-orientierten Umweltpolitik der letzten 20 Jahre 
verlassen werden. Zukünftige, vorausschauende Umwelt­
politik muß sich vielmehr auf dje die Unternehmen verlassen­
den Stoffe - die Produkte - konzentrieren. vor dem Hintergrund eigener sozialer, ökologischer und 

materieller Problemlagen -werden von der Bevölkerung nicht 
ohne weiteres hingenommen werden. Hier ergeben sich 
ganz praktische Fragen on die Gesellschaltspolittk, wie und 
auf welche Weise eine Bevölkerung dennoch dazu als 
ganzes motiviert werden könnte. Vorstellbar ist u.o. ein 
prozeßhalter Charakter mit langsamer Anhebung der Finanz­
mittel über einen größeren Zeitraum, der auch vom Massen­
bewußtsein her verkraftbar ist. Er könnte auch einen neuen a) 
Zugang zur Notwendigkeit internationaler Solidarität bi~ b) 
den, der über das vom Mitleid getragene Spendenauf­
kommen hinausreicht. 

Für eine am nachhaltigen Wirtschaften 9rientierte ökologische 
Produktpolitik ist hierfür am Freiburgerüko-Jnstitutdie Produk~ 
linienanalyse en~ickelt worden, die gleichzeitig auch die 
Aufstellung von Okobilanzen ermöglicht. 

Sie beruht auf vier Leitideen: 

Bedürfnisorientierung (Hinterfragung des Bedürfnisses); 
Verttkalbetrachtung (Untersuchung eines Produktes über 
seinen ganzen Lebenszyklus, also von der Rohstoffer-
schließung und Verarbeitung, über den Transport, die 
Produktion, Handel und Vertrieb, Konsum und 

Entsorgung); 

IV. Zur Bedeutung 
nationaler Stoff- und 
Energieflüsse 

Globale Lösungsansätze zur Problem- und Krisenregulierung 
erldngen keine Wirksamkeit, wenn nicht zugleich ein Zu­
gang zu ihrer Lösung „von unten"-gefunden wird. Globales 
Denken und Handeln erlangt seine Wirksamkeit erst durch 
das Handeln „vor Ort". 

Die Instrumente müssen vor allem auf eine vorausschauende, 
umfassende und vorsorgende Steuerung energetischer und 
stoffiicher Umsätze setzen, insbesondere durch Prüfungen 
der Umwelt- und Ressourcenverträglichkeit nicht nur großer 
Projekte, sondern auch der Planungen und Gegebenheiten 
von Nutzungen und Belastungen von Mensch und Natur in 
der Fläche. Im folgenden seien einige wichtige Aspekte 
hierfür herausgegriffen. So bedarf es neben einer Um­
gestaltung des Systems der preislichen Steuerung in der 
Energie- und Stoffpolitik sicherlich einer entschiedenen Weiter­
entwicklung des vorhandenen Systems der sachlichen Steu­
erung, also der Limitierung und Kontrolle energetischer (z.B. 
kommunale Bauleitplanung) und stofflicher (z.B. 
Immissionsschutzrecht) Inputs und Outputs der Approprienten 
(Nutzer, Besitzer) bzw. Emittenten von Stoffen und von 
Energie. Bei den aktuellen Problemen des Stoff- und Energie­
umsatzes handelt es sich wesen~ich um quantitative und 
zugleich qualitative, oft durch die Mengensteigerung hervor­
gerufene oder veranlaßte Toxizitäts-Probleme. Deshalb ist 
hier das Postulat einer dynamischen Minimierung stofflicher 
und energettscher Inputs und Outputs wichtig. Ordnungs­
~Miche Mittel als eines der möglichen Instrumente eines 

c) Horizontalbetrachtung (für jede Lebenszyklusphasewer­
den die jeweiligen Auswirkungen auf Natur, Gesel~ 
schalt und Wirtschaft untersucht); 

d) Variantenvergleich (dabei kann eine der Alternativen 
auch aus einer Nullvariante bestehen). 

In Verbindung mit den chemiepolitischen Leitsätzen des 
BUND (Minimierungsgebot Für den Chemikolienverbrauch, 
Recyclinggebot und Grundsatz des ökologischen Designs, 
sozialer Nettonutzen) werden damit Kernelemente zukünfti­
gen politischen Handelns im Bereich von Stoff- und Energie­
ffüssen sichtbar. Das Konzept der Produktlinienanalyse ist 
auch deshalb so bedeutsam, weil es im kleinen den Blick 
freigibt auf das gesamte Verhältnis zwischen Natur und 
Gesellschaft, auf Abhängigkeitsverhältnisse im Hinblick auf 
(Roh)stoffe und zwischen Völkern, auf Zusammenhänge 
zwischen Produktion, Konsum und Lebensweise etc. 

Die Produktlinienanalyse verweist auf komplexe Sachverhal­
te im stofflich-energetischen Bereich. Sie zwingt im Hinblick 
auf die notwendige Akzeptanz für eine ökologisch-strukture~ 
le Umsteuerung in Industriegesellschaften wie die der Bun­
desrepublik dazu, auch eine grundlegende Veränderung 
und Demokratisierung der Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozesse vorzunehmen. 

Entscheidend bleibtober, daß auch eine ökologische Produkt­
politik gleichzeitig als konstituierender Bestandteil eines 
sozial verträglichen Umbaus einer Industriegesellschaft be­
griffen wird. Er muß von verantwortbaren, längerfristigen 
Zeiträumen ausgehen, um damit auch iene Akzeptanz 
innerhalb einer Bevölkerung zu finden, die für einen demo­
kratisch organisierten Umgestaltungsprozeß notwendige 

Voraussetzung ist. 

l 

Rott Krämer 

''Subsistenzielle Effizienz'' 
versus ''Gewalttätigkeit der 
Produktionsweise''? 
Kritische Anmerkungen zum Atmotz von K. H. Tioden in spw 57 

1. Zur Problematik der 
,,subsistenziellen Effizienz" 

Tjaden kritisiert bisherige Kriterien vo1ks­
wirtschaftlicher Effektivität: Selbst bei 
(versuchter) Internalisierung aller sozia­
len Kosten und Berücksichtigung nur 
„nützlicher" (wer immer das beurteilen 
mag) produzierter Gebrauchswerte 
werde die Bewertung und Kritik der 
technischen Struktur, der Beanspruchung 
der natürlichen, menschlichen und 
sächlichen „Vermögen" und der Quali­
tät und Effizienz von Konsumtion und 
Bedürfnisbefriedigung ausgeblendet. Er 
postuliert dagegen als notwendiges Maß 
einer vernunftgemäßen Wirtschafts­
verfassung und Politik die „subsistenzielle 
Effizienz", in der all dies berücksichtigt 
werden soll. 

Die Kritik an geläufigen Effektivitäts­
kriterien ist berechtigt, aber sie kann 
sinnvoll nie mehr sein als Kritik, und sie 
muß letztlich konkret sein gegenüber 
bestimmten Momenten der Produktions­
und Lebensweise. Insbesondere eine 
Quantifizierung und Zusammenfassung 
der zu berücksichtigenden Kriterien in 
einem Gesamtmaß „subsis_tenzielle 
Effizienz" (dessen Entwicklung dann 

Rolf Krämer, Sozialwissenschaftler 
!Dortmund), Juso-Landesvorsitzender 
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etwa der des BSP gegenübergestellt 
würde) wäre mehr als problematisch. 
Die Vorstellung, ,,subsistenzielle 
Effizienz" könnte als solche zu einem 
real wirksamen Kriterium der Entwick­
lung gesellschaftlicher Produktions- und 
Lebensprozesse gemacht werden, wäre 
unter mehreren Gesichtspunkten unsin­
nig. 

1. Erstens ist eine solche Größe als 
vermeintlich objektive gar nicht bestimm­
bar. Eine monetäre Bewertung externer 
Effekte wie sozialer und ökologischer 
Kosten (oder auch positiver Nebenwir­
kungen) ist immer ein Stück weit willkür­
lich, eine politische Entscheidung. Dies 
schon deshalb, weil diese Effekte nie 
auch nur annähernd vollständig und 
schon gor nicht wertmäßig zu erfassen 
sind. Denn die Wertbestimmung kann 
sich immer nur auf reproduzierbare Pro­
dukte beziehen. Dabei muß streng ge­
nommen immer von irgendwelchen 
externen Effekten abgesehen werden. 
Der zur Reproduktion natürlicher Zu­
stände oder zur Vermeidung externer 
Effekte gesellschaftlich notwendige 
Arbeitsaufwand wäre nicht zu bestim­
men oder unendlich hoch, weil diese 
Effekte nicht (jedenfalls nicht völlig) zu 
vermeiden oder die Ausgangszustände 
nicht zu reproduzieren sind. 

Auch ein Ausgleich von Beanspru­
chungen durch entsprechende Verbes-

ldi würde 
vorschlagen, 
die Verwendung 
der Kategorie 

D-.1::..L.: H auf „DelM°IUS 

Lebewesen zu 
beschränken, cle 
diese Bediifiisse in 
hem Verflalten 
äußern kömen. 

serung anderer natürlicher oder mensch­
licher „ Vermögen" istnichtobjektivierbor. 
Die Bestimmung des Maßstabs, was 
und in welchem Maße als negativ oder 
positiv zu bewertender Effekt zu be­
trachten ist, ist mehr als problematisch. 
Dies wird besonders deutlich bei der 
Betrachtung der hier verwendeten Kate­
gorie der Bedürfnisse. Die „Bedürfnis­
se" der Bevölkerung, des Noturhaushalts 
und des Sochreichtums der Gesellschaft 
sollen bestimmt und „vernünftig" befrie­
digt werden. Was sollen bitte die „Be­
dürfnisse" des Naturhaushaushalts und 
des Sachreichtums sein? ,,Erhaltung" 
dieser Vermögen? Unmöglich, alles ist 
in ständiger Veränderung. Nicht­
Ausbeutung oder gor Steigerung/Ver-
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besserung dieser Vermögen? Wer soll 
das bewerten, was ist das Kriterium? Ich 
würde vorschlagen, die Verwendung 
der Kategorie „Bedürfnis" auf Lebewe­
sen zu beschränken, die diese Bedürf­
nisse in ihrem Verhalten äußern können: 
nur dann kann man auch sinnvoll davon 
sprechen, daß Bedürfnisse befriedigt 
werden sollen. 

Wer sich um Essen, 

Wohnung, Kleidung 

sorgen muff, wird sich 

im Zweifelsfal wetig 

um die Natur 

kümmern 

Die Bewertung jeglicher Beanspruchung 
der Natur, der Menschen und der Pro­
dukte ihrer früheren Arbeit ist immer 
eine gesellschaftliche Entscheidung, die 
vordem Hintergrund materieller Lebens­
bedingungen, sozialer Strukturen und 
Kräfteverhältnisse, der Definition und 
Durchsetzung von widersprüchlichen 
Interessen getroffen wird. Es geht immer 
um Prioritätensetzung in mehrdimensio­
nalen Alternativen der Gebrauchswert­
produktion und -konsumtion und der 
Beanspruchung der „Vermögen". Es geht 
in ökologischer Hinsicht um Entschei­
dungen, welche Zustände und 
Entwicklungstendenzen der natürlichen 
Umwelt die Gesellschaften und die 
Menschheit insgesamt anstreben und 
was sie sich das gesellschaftliche Be­
dürfnis an gesunderUmweltund langfri­
stiger Entwicklung der natürlichen Lebens­
grundlagen kosten lassen wollen. Kon­
kret: einen wie großen Teil der gesell­
schafttichen Arbeitszeit können und 
wollen sie dafür aufwenden, der damit 
nicht für die Befriedigung anderer Be­
dürfnisse genutzt werden kann. 

Diese Kritik richtet sich gegen jeden 
vorgeblich objektiven oder gar 
monetarisierten Wohlfahrtsindikator. 
Maßstab kann letztlich immer nur die 
Befriedigung der Bedürfnisse der lndivi-
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duen sein, die können nur von ihnen 
selbst definiert und begründet werden. 
Für Sozialistinnen muß der gleiche An­
spruch aller Individuen auf Achtung !un­
ter Berücksichtigung zukünftiger Gene­
rationen) ihrer Bedürfnisse und Interes­
sen Ausgangspunkt von Politik sein. Dies 
kann nur als regulatives Prinzip in 
Diskurse und Auseinandersetzungen 
eingebracht werden, in denen real ent­
schieden wird, was als „gesellschaftli­
ches Bedürfnis" wirksam wird, und ist 
nicht verobjektivierbar. Auch „Bedürf­
nisse" der Natur werden nur dann wirk­
sam für die Tätigkeit der Menschen !und 
darum geht es ja wohl), wenn sie von 
ihnen zum eigenen Bedürfnis gemacht 
werden. 

Dabei muß das Ziel realistisch gesetzt 
werden: Die Beanspruchung natürlicher 
Vermögen ist unvermeidbar (=Arbeit, 
als Stoffwechselprozeß mit der Natur 
ewige Naturbedingung menschlichen 
Lebens, vgl. auch MEW 23/198). Die 
Kreislaufförmigkeit des Stoffwechsel­
prozesses kann aus naturgesetzlichen 
Gründen nur annäherungsweise erreicht 
werden. Diese Annäherung aber ist 
notwendig für eine nachhaltige und lang­
fristig tragbare Entwicklung. Trotz aller 
Sparsamkeit und effektiven Verwendung 
von Energie wird Energieumwandlung 
immer notwendige Lebensbedingung 
sein, undvieleAktivitätenzurVermeidung 
von Rohstoffverbrauch und Müll­
produktion oder zum Recycling werden 
mit erhöhtem Energieaufwand verbun­
den sein. Neben Einsparung muß es 
hier darauf ankommen, diesen Energie­
bedarf aus regenerativen Quellen zu 

decken. 1 

Problematisch ist auch die Bewertung 
,, vernünftiger Bedürfnisbefriedigung" 
und die damit zusammenhängende 
Differenzierung des Gebrauchswert­
begriffs jvgl. Anm. spw 57, S. 47). 
,,Vernünftige Bedürfnisbefriedigung" 
darf nicht als „objektives" Kriterium ver­
standen werden. Dieser Anspruch kann 
nur durch die konkrete Kritik bestimmter 
Lebens-, Produktions- und Konsumtions­
weisen und die Formulierung von Alter­
nativen inhaltlich gefüllt und aufklärerisch 
ins Bewußtsein der Individuen und in 
demokratische Entscheidungsprozesse 
eingebracht werden. Alles andere wäre 
der ökologisch motivierte Versuch der 
„Diktatur über die Bedürfnisse" und 
würde auch nichtfunktionieren. Die Diffe-

renzierung des Gebrauchswertbegriffs 
kann auch nur diesen argumentativen 
Sinn haben, sie ist identisch mit einer 
Kritik entsprechender Bedürfnisse. 2 

Es muß auch vermieden werden, in eine 
Kritik vielfältiger entfalteter Bedürfnisse 
insgesamt zu verfallen. Denn diese Be­
dürfnisse und die Produktion der zu ihrer 
Befriedigung geeigneten Gebrauchs­
werte sind der materielle Kern 
zivilisatorischen und kulturellen Fort­
schritts !vgl. ouch MEW 3/28). Sie ist 
nicht bzw. nur unter äußerem Zwang 
zurückzudrängen und auf dem gegen­
wärtigen Produktivkraftniveau schon gar 
nicht, weil sie ein notwendiges Moment 
dieser Produktivkroftentwicklung ist. Es 
kommt olso darauf an, grundlegenden 
ökologisch (und sozial) orientierten 
Umbau der Produktions- und Lebens­
weise so voranzutreiben, daß er mit der 
Entwicklung differenzierter und höch­
stem Produktivkraftniveau entsprechen­
der Bedürfnisse und ihrer Befriedigung 
kombiniertwird. Im Gesamtprozeß muß 
dabei eine -Steigerung von Bedürfnis­
befriedigung für die Mehrheit der Men­
schen erzielt werden. Nur dann wird 
dies demokratisch durchsetzbar sein. 

Dies ist schwierig, aber nicht unmöglich. 
Einerseits kann Entfaltung der Bedürfnis­
se durchaus verbunden sein mit weitaus 
geringerer und sinkender Naturbean­
spruchung. Andererseits geht es eben 
nicht nur um individuelle Bedürfnisse an 
Warenkonsum, sondern auch und im­
mer mehr um die Entfaltung der Bedürf­
nisse an gesunder Umwelt und dauer­
haft gesicherten natürlichen Lebens­
grundlagen, an Muße und Lebenskultur, 
sozialer Kultur und Solidarität, um zu­
nehmend ethisch motivierte Bedürfnis­
se. Die Grundlage für die Entwicklung 
all dieser Bedürfnisse ist aber die gesi­
cherte Befriedigung grundlegende-rer 
Lebensbedürfnisse und damit ein hohes 
Produktivkraft- und Zivilisationsniveau. 
Wer sich um Essen, Wohnen, Kleidung 
sorgen muß, wird sich im Zweifelsfall 
wenig um die Natur kümmern. Diese 
Bedingungen für die ganze Menschheit 
zu realisieren istvielleichtdasschwierig­
ste Problem. Da es darum geht und dies 
etwas anderes ist als was normalerwei­
se unter dem Begriff subsistenzieller 
Ökonomie verstanden wird, halte ich 
auch die Bezeichnung „subsistenzielle 
Effizienz" für die Zielorientierung für 
nicht geeignet. 

2. Zweitens besteht das Problem, daß 
mit der Konstruktion eines Kriteriums wie 
der „subsistenziellen Effizienz" nicht viel 
gewOnnen wäre, wenn es um die prak­
tische Veränderung geht. Denn es han­
delt sich zunächst um ein theoretisches 
und von außen an die realen Prozesse 
herangetragenes Konstrukt, das deshalb 
keineswegs reale Wirksamkeit für die 
ökonomisch und sozial handelnden Sub­
jekte hätte. 

Der Profit ist ja auch nicht deshalb das 
zentrale ökonomische Steuerungs­
kriterium in kapitalistischen Gesellschaf­
ten, weil prokapitalistische Wissenschaft­
ler es theoretisch so konstruiert und dann 
gesellschaftlich durchgesetzt hätten, son­
dern weil er in der Realität das Erfolgs­
kriterium ist, das vom Kapital als der 
beherrschenden ökonomischen Macht 
der bürgerlichen Gesellschaft allgemein 
entwickelt und durch die Konkurrenz 
den Einzelkapitolen gegenüberverobjek­
tiviert wird. Er ist in der Realität als 
solcher zu entdecken, die „subsistenzielle 
Effizienz" dagegen muß erfunden wer­
den. Im übrigen darf in diesem Zusam­
menhang nicht vergessen werden, daß 
das wirkliche Kriterium der ökonomi­
schen Subjekte joder genauer gesagt: 
der Einzelkapitale) auch nicht Maxi­
mierung „des Profits" auf gesamt­
wirtschaftlicher Ebene ist, sondern 
Maximierung ihres konkreten einze~ 
kapitalistischen Profits. Dieser wie auch 
die Wertschöpfung stellen sich aller­
dings überall in der gleichen und sich 
nur quantitativ unterscheidenden Form 
des Gelds dar und können daher durch 
Addition zu einem Gesamtindikator 
zusammengefaßt werden (im Gegen­
satz zur „subsistenziellen Effizienz"). · 

Nun könnte eingewendet werden, daß 
es ja gerade um ein Steuerungskriterium 
gehe, das im Rahmen fortschrittlicher 
Wirtschaftssteuerung und Gesellschafts­
verfassung als solches erst realisiert 
werden müßte. Sozialismus soll sich ja 
auch gerade dadurch auszeichnen, daß 
die Gesellschaft planvoll und nach be­
wußten Kriterien ihren Lebensprozeß 
gestaltet. Genau dann stellen sich aber 
alle obengenannten Fragen und Proble­
me und zusätzlich eine ganze Reihe 
weiterer: 

Wie und von wem soll diesesaufgesamt­
gesellschoftlicherund letztlich in globaler 
Interdependenz zu formulierende Krite-
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rium für das ökonomische (und außer­
ökonomische) Handeln der einzelnen 
Subjekte (vom Nationolstoot bis zum 
Gemeindehaushalt, vom multinationalen 
Konzern bis zum Tante-Emma-laden, 
vom Deutschen Sportbund bis zu den 
einzelnen Individuen in ihren Eigen­
schaften als in den verschiedenen For­
men Erwerbsarbeitende, Konsumen­
tenlnnen, Hausarbeitende, Heimwerke­
rinnen, sich im Raum und in der Natur 
Bewegende etc.) operationalisiert und 
dann diesen vielfältigen Subjekten ge­
genüber und in ihren vielfältigen Aktivi­
täten als wirksam durchgesetzt werden? 

Die Vielfalt der ökonomischen und so­

zialen Subjekte ist nicht aufhebbar. Be­
zogen auf die Individuen ist die mög­
lichst freie Entwicklung dieser Subjekte 
sogar Ziel sozialistischer Politik. Diese 
Subjekte und ihre Freiheit zeichnen sich 
u.a. dadurch aus, daß sie !natürlich in 
ihrem sozialökonomischen Zusommenw 
hang) ihre Bedürfnisse, Interessen und 
Effizienzmaßstäbe selbst definieren und 
durchzusetzen versuchen. Es muß aber 
immer darum gehen, 1. soziale und 
ökologische Kriterien in die Definition 
und Umsetzung der Interessen der ein­
zelnen Subjekte aller Ebenen einzubrin­
gen und 2. komplexe Systeme.der Wech­
selwi rkung dieser Subjekte (Okonomie, 
sonstige soziale Systeme} so zu gesta~ 
ten, daß sozial und ökologisch schädli­
che Aktivitäten möglichst unterbunden 
oder konterkariert werden können. Die 
dazu nötigen Maßnahmen sind inhalf-. 
liCh und von den Mechanismen her 
jeweils konkret zu diskutieren und zu 
gestalten, abzuwägen und durchzuset~ 
zen gegenüber konkurrierenden Kriteri­
en. Abgesehen davon, daß die 
ökologischen und sozialen Gesichtspunk­
te, die sich in dem Begriff widerspiegeln 
sollen, dabei im einzelnen jeweils kon­
kret zu beachten sind, wüßte ich nicht, 
was die Konstruktion eines Kriteriums 
„subsistenzielle Effizienz" dabei helfen 
sollte. 

II. Zur Problematik der 
„Gewalttätigkeit" bisheriger 

Produktionsweisen 

Nach Tjaden basiert die antagonistische 
Weise der Produktion auf dem Grund­
satz der mengenmäßigen Steigerung 
des Stoff- und Energieumsatzes. Dies 

geschehe nicht nur durch Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit bzw. effek, 
tiveren Einsatz der Arbeits- und Natur~ 
kräfte, sondern auch durch die immer 
weiter gesteigerte Ausnutzung und 
Nichtregeneration der natürlichen Ener­
gie- und Rohstoffquellen, der domes­
tizierten PAanzen und Tiere, der Gebär­
fähigkeit und „hausfrauisierten Tätigkei­
ten" der Frauen und des Arbeitsvermö­
gens unterdrückter Menschengruppen 
und Völker. Insoweit trägt für ihn das 
System der materiellen Transaktionen 
der modernen Gesellschaften noch we­
sentlich neolithischen jd.h. jungstein­
zeitlichen) Charakter und handelt es 
sich um eine „gewalttätige" Form des 
gesellschaftlichen Stoff- und Energieaus­
tausches zwischen Mensch und Natur. 

Bei dieser Darstellung werden m.E.: 

1. die stomichen und die gesellschaftli­
chen Dimensionen vermischt und 
durcheinandergeworfen, 

2. eine Nichtreproduktion !Erschöpfung 
und Aufbrauch) bzw. regelmäßige 
Beschränkungen der Reproduktions­
kapazität nicht nur der natürlichen, 
sondern auch der menschlichen Fä­
higkeiten und Leistungen behauptet, 
was der Realität nicht entsp~;':, 

!.Jti:iw-::-: 
3. pauschal und unangemes_,tidie 

Kategorie der „Gewolttätigke(t'.' ver­
wendet, 

4. der „Gewalttätigkeit" als ,Produk­
tionstyp" quasi derStatuseinergesell­
schaftsformati onsübergreifende n 
Triebkraft der antagonistischen Ge­
sellschaften zugemessen, wodurch 
diese ,,Gewalttätigkeit" fetischisiert 
und nichts real erklärt wird, 

5. dabei !und durch die Charakteri­
sierung als „neolithisch) die realen 
Triebkräfte und formationsspezifi­
schen Mechanismen ausgeblendet. 

Zur Begründung meiner Auffassung: Der 
Antagonismus der Produktion wird von 
Tjaden bestimmt durch zwei Momente: 
a) Produktion und Aneignung von Mehr­
arbeit über das zur Reproduktion nötige 
hinaus, und b) Nichtreproduktion natür­
licher und menschlicher Vermögen. Bei 
b) werden menschlich-gesellschoftliche 
Seiten mit natürlich-stofAichen vermischt. 
Die gesellschaftliche Seite von b) wäre 



marxistisch als Überausbeutung zu be­
zeichnen. Seit Marx wissen wir, daß 
dies ein eher ausnahmsweises Phäno­
men und iedenfalls nicht grundlegend 
und notwendig für ökonomische 
Ausbeutung ist, die wesentlich auf a) 
beruht. 

Fine Beanspruchung 

der Natur 111d 

insbesondere cle 

tfichtreproduktion von 

Bodenschätzen ist in 

emeblchem Maße 

unvermeicla. 

Im Gegensatz zur These fortschreiten­
der Nichtreproduktion ist in der Ge­
schichte der Menschheit und insbeson­
dere in der Entwicklung des Kapitalis­
mus eine massiv erweiterte Reprodukti­
on der Menschen zu verzeichnen jin 
jeder Hinsicht, sowohl bezogen auf die 
Anzahl der Menschen, ihre Lebensdauer, 
ihre Fähigkeiten und Leistungen, das 
Niveau ihrer täglichen Reproduktion). 
Dasgiltauch für die Frauen und hier bei 
aller Doppelbelastung und „Hausfrauisie­
rung" !hierbei ist das Problem v.a. die 
persönliche Abhängigkeit und nicht 
unzureichene Reproduktion) insbeson­
dere für die Frauen in den kapitalisti­
schen Zentren. Diese Aussage bezieht 
sich auf die Gesamttendenz, sie stimmt 
m.E. trolz kapitalistischer Ausbeutung 
und der damitverbundenenen Prozesse 
von Ausgrenzung und Armut, Dequalifi­
zierung, gesundheitsgefährdender Pro­
duktion, rassistischer und sexistischer 
Diskriminierung usw. Problematischer 
ist diese Aussage vielleicht für die Men­
schen in den armen Ländern, aber auch 
da ist differenziertere Analyse nötig. 
Zentral ist in keinem Fall „Nichtrepro­
duktion", sondern die Deformation und 
Zurichtung der Individuen und ihrer Re-

produktion und des Stoffwechsels zwi­
schen Menschen und Natur gemäß den 
spezifischen Anforderungen der jeweili­
gen Produktionsweise. Das hat aber mit 
,,neolithisch" gar nichts zu tun. 

Ich halte es insgesamt nicht für sinnvoll, 
die Nutzung bzw. den Verbrauch 
reproduzierbarer „Vermögen" {Arbeits­
kraft, produziertes Sachvermögen) 
analytisch in einen Topf mit dem Ver­
brauch nichtregenerierbarer Ressourcen 
zu werfen. Eine Beanspruchung der 
Natur und insbesondere die Nicht­
reproduktion von Bodenschätzen ist in 
erheblichem Maße unvermeidbar und 
kann nicht sinnvoll pauschal als „Gewalt­
tätigkeit" bezeichnet werden. Das wird 
auch daran deutlich, daß die Menschen 
praktisch überall in „Kulturlandschaften" 
leben, die ökologisch anders als unbe­
rührte Naturökosysteme sind !dennoch 
z.T. relativ stabil und teilweise schützen­
swert). Diese „Kultivierung" der Naftir 
und ihrer Landschaften ist die notwendi­
ge Grundlage des gesellschaftlichen 
Lebensprozesses. Dies als „Gewalttätig­
keit" zu bezeichnen und damit negativ 
bewerten oder in der Konsequenz ab­
schaffen zu wollen, wäre identisch mit 
der negativen Bewertung und dem Ziel 
der Abschaffung der menschlichen Zivi­
lisation. Außerdem könnte man auch 
bei Jäger- und Sammlergesellschaften 
und selbst bei Naturprozes_sen ohne 
Eingreifen der Menschen ständig Pro­
zesse der Zerstörung und Nichtreproduk­
tion bestimmter Naturbedingungen 
I= zugleich Produktion anderer Bedin­
gungen, Veränderung) feststellen. That's 
life. 

Eine andere Frage ist die Notwendig­
keit, die Eingriffe in die Natur so zu 
gestalten, daß dauerhaft stabile 
Reproduktionskreisläufeermöglichtwer­
den. Dies ist auf einem hohen Niveau 
der menschlichen Reproduktion aller­
dings erst auf Grundlage entwickelter 
Produktivkräfte möglich. In früheren Epo­
chen war die einzige Alternative zur 
„linearen" Produktion, bei der die Natur 
praktisch als Rohstoffquelle und univer­
selles Endlager genutztwird, eine Lebens­
weise auf niedrigstem Niveau oder so­
gar überhaupt keine Lebensmöglichkeit 
in weiten Teilen der menschlich besie­
delten Regionen der Erde. Realhistorisch 
war das natürlich überhaupt keine Alter­
native. Allerdings wurden in jeder Epo­
che Verwüstungen angerichtet, die über 

die für die Produktion des menschlichen 
Lebens unvermeidliche Beanspruchung 
der Natur hinaus gingen. Diese sind 
einerseits auf die mangelhaften Kennt­
nisse und Fähigkeiten der Menschen zur 
Reduzierung und zum Ausgleich dieser 
Belastungen zurückzuführen, anderseits 
auf destruktive Kräfte und Wirkungen, 
die im antagonistischen Charakter der 
Gesellschaften und in 
zwischengesellschaft-lichen gewalttäti­
gen KonAikten begründet sind. 

Die Menschen haben sich immer und 
überall die Natur zunutze gemacht und 
mußten dies, um ihre Bedürfnisse zu 
befriedigen. Im Maß wie ihre Produktiv­
kräfte wuchsen, weiteten sie diese 
Beabspruchung und Veränderung der 
Narur für ihre Zwecke aus. Die Natur 
wurde dabei insoweit geschont, wie es 
sich als praktisch erfahrbares Erforder­
nis aufdrängte oder sich als Ergebnis 
der geringen Stufenleiter der Produktion 
von selbst ergab. Die im Zuge der Pro­
duktion eines Mehrprodukts sich entwik­
kelnden Klassengesellschaften führten 
systematisch zu „Gewalttätigkeiten" ge­
genüber der Natur, die nicht der Befrie­
digung menschlicher Reproduktions­
bedürfnisse dienten, sondern der Siche­
rung und Ausweifting der Herrschaft 
und Aneignung von Mehrprodukt. Die­
se Mechanismen und deren geschichrli­
che Entwicklung sind dann für jede 
Gesellschaft konkret zu analysieren. 
Durch die Fetischisierung von „Gewalt­
tätigkeit" als bestimmendem Inhalt der 
bisherigen Zivilisotionsentwicklung wird 
diese Aufgabe geradezu wegdefiniert 
und Erkenntnis blockiert statt produziert. 3 

„Gewalttätigkeit" gegenüber der Natur 
ist eine Dimension, aber nicht Ursache 
der Entwicklung, genausowenig wie eine 
abstrakte „Ausbeuterigkeit" der Gesell­
schaften als Ursache der Entwicklung 
auf Ausbeutung beruhender Klassenge­
sellschaften betrachtet werden könnte. 
In den modernen auf industrieller Pro­
duktion beruhenden Gesellschaften wird 
die Schonung der Natur immer mehr zu 
einem Erfordernis der weiteren Entwick­
lung und zu einem Bedürfnis der Men­
schen, weil die Eingriffe in die Natur im 
Vergleich zu früher weit größere Dimen­
sionen haben und mittlerweile die 
Akkumulation der Folgen bisheriger Ein­
griffe immer deutlicher wird. Dies ist der 
Ausgangspunkt für die Diskussion und 
die politische Anstrengung für einen 
ökologischen Umbau. Dieses Bedürfnis 

gilt es zu entwickeln und durchzusetzen 
gegen Interessen, die auf die rücksichts­
lose .Steigerung der Produktion von 
Gütern und Diensten und Aneignung 
und Akkumulation von Mehrwert ge­
richtet sind. In Richtung Sozialismus geht 
es darum, den Gesamtkomplex der 
Wechselwirkungen des gesellschaftli­
chen Lebensprozesses mit der Natur im 
Sinne menschlicher Bedürfnisbefriedi­
gung im Rahmen stofflich möglichst ge­
schlossener, energetisch effektiver und 
aus regenerativen Quellen gespeister 
Produktions- und Konsumtionskreisläufe 
und langfristig stabiler Ökosysteme zu 
gestalten. 

III. Strategie des 
ökologischen Umbaus 

Zu Tjadens Vorschlägen für eine Politik 
des ökologischen Umbaus gibt es aus 
meiner Sicht keinen Dissens. Sie be­
schreiben aber erst die Aufgabe, einen 
gesellschaftlichen !und globalen) 
Regulierungsmechanismus zu entwik. 
kein, der in diesem Sinne wirkt. Dies ist 
nun aber in der Tat das Problem und 
nicht so einfach, wie man bei Tjaden 
den Eindruck haben könnte, wenn er 
schreibt, daß es sich bei „Plan" oder 
,,Markt" ,,nur um Steuerungsmittel han­
delt, die man so oder so verwenden und 
miteinander verbinden kann" lspw 57, 
S.45). Der Text leistet leider nur wenig 
~.ur angekündigten „politischen 
Okonom ie der Stoff. und Energieströme" 

opw 

,,Regenerativ" sind diese Quellen streng ge­
nommen auch nur relativ, für die Erde und 
sehr lange Zeiträume. letztlich handelt es sich 
immer um Energie aus den Kernfusions­
prozessen in der Sonne, und als solche be­
trachtet sind die natürlich nicht regenerativ 
und auch nichl ewig. Mit gesundheits­
gefährdenden Wirkungen sind die übrigens 
auch verbunden, z.B. krebserzeugende 
kurzwellige Sonnenstrahlung - einige Men­
schen setzen sich dem sogar bewußt und 
freiwillig mehr als nötig aus, um mit Pigment­
produktion verbundene Abwehrreaktionen 
der Haut hervorzurufen. Diese unnötige 
,,Beanspruchung ihres Hautvermögens", ge­
kennzeichnet durch Beschleunigung der 
Hautalterung und Erhöhung der Wahrschein­
lichkeit der Entwicklung von Hautkrebs, nen­
nen sie dann auch noch „Urlaub". Eigentlich 
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müßten unter Arbeitssschutzgesichtpunkten 
für im Freien ausgeübte Berufe maximale 
jährliche San nenexpositionen festgesetzt-bzw. 
das Recht auf Arbeit im Schatten verankert 
werden- ähnlich der maximalen jährlichen 
Dosis an Radioaktivität oder Röntgenstrahlung, 
der Beschäftigte ausgesetzt werden dürfen. 
Fazit: Realität ist immer Veränderung, nichts 
ist wirklich regenerativ, die Natur bleibt nie 
unberührt und istouchkein Paradies, und das 
leben ist auf jeden Fall beanspruchend und 
ziemlich tödlich. 

2 Beispiel: Kritik des Bedürfnisses nach Kahle, 
weil es auch andere Möglichkeiten zum Hei­
zen gibt; des Bedürfnisses nach Heizung, 
weil bessere Isolierung auch zu entsprechen­
der Raumtemperatur führen kann. Man könn­
te es auch weiter treiben und das Bedürfnis 
nach dieser Raumtemperatur kritisieren, weil 
man sich ja auch wärmer anziehen oder 
durch körperliche Bewegung die gewünschte 
Körpertemperatur und Wärmeempfindung 
herstellen könnte, was bei hinreichender Er­
nährung vielleicht sogar gesünder wäre. Al­
lerdings dürfte diese Argumentation auf weni­
ger Akzeptanz bei den Betroffenen treffen als 
die vorgenannten. 

3 Z.B.: ,,Um sie (die bis in die Urgeschichte 
zurückreichende Gewalttätigkeit) geschicht­
lich durchsetzen und immer wieder fortsetzen 
zu können, wurden die Klassengesellschaf­
ten erfunden" jspw 57, S. 44). Erfunden?, 
deshalb?, von wem?, wie durchgesetzt? Oder 
ähnlich dubios: Die umweltschädliche Form 
der modernen Industrie „ist jedoch nicht 
unvermittelte Folge dieser (der kapitalistischen) 
Herrschaftsform, sondern vorab Steigerung 
des Wesens eines Produktionstyps, der diese 
ökonomisch-soziale Form brauchte, um sich 
weiter entwickeln zu können, was schließlich 
diese Substanz hervo1bringen sollte" [ebd.J. 
Unzutreffend ist m.E. Tiodens Aussage, daß 
antagonistische Produktion auf dem Grund­
satz der mengenmäßigen Steigerung des 

. Stoff-und Energieumsatzes beruht (ebd.). Die 
Reproduktion vorkapitolislischer Klassenge­
sellschaften ist nicht notwendig erweiterte 
und dies auch vielfach real nicht gewesen. Im 
Kapitalismus ist erweiterte Reproduktion zwar 
immanenter Zwang bzw. Tendenz, aber das 
bedeutet hier Akkumulation von Kapitol, also 
Werl, nicht notwendig stofflich erweiterte 
Reproduktion. Die Entwicklung des Kapitalis­
mus wird uns vielleicht noch zeigen, daß es 
auch mit sinkendem Stoff- und Energieumsatz 
geht. Mon sollte auch in ökologischer Hin­
sicht die Flexibilität kapitalistischer Produkti­
on nicht unterschätzen, wenn genug Druck 

ausgeübt wird. 
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Was war nochmal die Frage? 

Wenn sich einer auf die Straße stellt 
(oder an ein Rednerpult) und redet von 
einem neuen Wohlstandsmodell, einem 
Modell mitvielweniger Naturverbrauch, 
dann setzt er sich dem Gelächter aus. 
Wir haben doch Wohlstand, tönt es ihm 
entgegen, und er vermehrt sich immer 
weiter. Wir haben doch verbindliche 
Umweltgesetze und ausgefeilte Geneh­
migungsverfahren. Wozu brauchen wir 
irgend etwas anderes? Komme uns kei­
ner mit Verzichtspredigten. So tönt es 

aus dem Runde der Realisten. Tatsache 
ist aber, daß ungeachtet aller Bekennt­
nisse zum Umweltschutz die konkreten 
Entscheidungen in der Wirtschaft sowie 
in Kommunen, Ländern, Bund und EG 
noch immer im Mittel auf mehr Ver­
brauch der Umwelt und der natürlichen 
Ressourcen hinauslaufen. Trotz aller 
Bekenntnisse zum Umweltschutz stehen 
wir noch fest und uneingeschränkt im 
Jahrhundert der Ökonomie. Die Forde­
rung nach einem neuen Wohlstands­
modell, einem dauerhaften und ökolo­
gisch verträglichen Wohlstand wider-

spricht der heutigen Realität noch 
diametral. Und doch ist sie unabweisbar. 

Die jetzige Form von 

WoNstand, den wir für 

erreicht, für cle 

Ausgangsl"lllie künftiger 

goldener Zeiten halten, 

ist nicht dur~ltbm. 

Zur Erinnerung: 3000 Quadratmeter 
Wald und tausend Tonnen Mutterboden 
verlieren wir sekündlich. Der Artentod 
grassiert. Ozonloch und Treibhauseffekt 
bedrohen uns. Und wir im Norden ver­
brauchen rund zehnmal soviel Energie, 
Wasser, land und Rohstoffe pro Kopf 
wie die Entwicklungsländer. Eine 
Verfünffachung der weltweiten Ver­
bräuche hält die Erde nicht aus. Es ist 
absolut zwingend, daß wir im Norden 
uns auf geringere Verbräuche einstel­
len. Die jetzige Form von Wohlstand, 
den wir für erreicht, für die Ausgangs­
linie künftiger goldener Zeiten halten, ist 
nicht durchhaltbar. Wenn wir diese 
banale Tatsache verdrängen, bereiten 
wir einen politischen und ökologischen 
Weltenbrand vor, gegen den der zweite 
Weltkrieg wie ein Scharmützel wirken 
würde. 

Wenn ich einen das Kriterium der Dau­
erhaftigkeiterfüllenden neuen Wohlstand 
fordere, dann spreche ich nicht von 
einem idyllischen, idealistischen Wunsch­
traum, sondern von einer äußerst ern­
sten Gefahrenabwehr. Den Ernst der 
Lage können wir nicht erkennen, wenn 
wir nicht über den nationalen Tellerrand 
hinausblicken. Erstdererdpolitische Hori­
zont zwingt uns, den Ernst der Lage zu 
erkennen. 

Aber wenn es so ernst um uns steht, 
warum verwende ich dann so konse-
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quent das Wort „ Wohlstandsmode/1"2 
Warum rede ich nichtdirektvon Umkehr 
und Verzicht? Meine Antwort ist ganz 
einfach: weil eine Holbie-rung oder 
Drittelung der Verbräuche an Energie, 
Wasser und Mineralien, Stillstand im 
Bodenverbrauch und ein konsequenter 
Übergang zu sauberen Technologien 
ohne Verzicht auf Wohlstand möglich 
ist. Und weil sich andererseits ein politi­
scher Konsens zum Verzicht auf Wohl­
stand nicht rasch genug herbeiführen 
läßt. Aber den Verteidigern von Komfort 
und Wohlstand muß mit oller Schärfe 
klargemacht werden: Wenn wir uns 
nicht rasch und gemeinsam auf den 
Pfad zu einem dauerhaften Wohlstand 
begeben, dann ist der verlust- und ver­
zichtreiche Zusammenbruch der alten 
Wohlstandsidylle vorpro-grammiert. 

Und die Rolle der Ökonomie? 

Im Einleitungs_kopitel hatte ich das Jahr­
hundert der Okonomie als Episode be­
zeichnet und zum Aufbruch ins Jahrhun­
dert der Umwelt aufgerufen. Und doch 
sind die konkreten Vorschläge des gan­
zen Buches an der ökonomischen Rea­
lität, an der Wirtschaftsverträglichkeit 
und an der Wohlstandspräferenz der 
Menschen orientiert. Wie verträgt sich 
das? Darauf gibt es zwei Antworten. 

Die erste lehnt sich an die laienhafte 
Geschichtsp_hilosophie des ersten Kapi­
tels an. Der Ubergang von einem kultur­
bestimmenden Prinzip auf ein anderes 
weist keine wirklichen Brüche auf. Die 
Ablösung d_es Nationalstaatsgedankens 
durch die Okonomie vollzog sich über 
die „Nationalökonomie". Für die Ablö­
sung derFürstenherrschaftwares höchst 
bedeutsam, daß man das Volk als „Sou­
verän" titulierte-ein Begriff, der ein Jahr­
hundert später schon einen antiquierten 
Klang hat. 

Die Konfessionskriege wurden nicht 
durch die Entwertung der Konfessionen, 
sondern durch die heute höchst eigenar­
tig klingende Zauberformel „cuius regio, 
eius religio" (die Region übernimmt die 
Konfession des Fürsten) zu einem Ende 
gebracht. Ohne gute Verankerung in 
der Gegenwart sind Zukunftsentwürfe 
politisch nicht tragfähig_. Umweltpolitik 
ohne oder gegen die Okonomie ist in 
unserem Jahrhundert Traumtänzerei. 

[?er zweite Grund geht etwas tiefer. Die 
Okonomie ist denn doch etwas zeit­
unabhängiger, als es die Konfessions­
kriege waren. Auch wenn der Erhalt der 
Natur zum dominanten Handlungs­
prinzip wird, so werden doch dadurch 
bestimmteökonomischeGrundtotsachen 
wie Wohlstandsorientierung, Egoismus, 
Neid, Gewinnstreben und das Vergnü­
gen an Machtakkumulation nicht aus­
gelöscht, sondern lediglich in einen lang­
fristig tragfähigen Rahmen eingefaßt. 
Auch hat der Erhalt der Natur und ihrer 
Produktivität durchaus eine ökonomi­
sche Rech~ertigung: Umweltschutz ist 
Langzeitökonomie. Und daS neue 
Wohlstandsmodell will nichts anderes 
als langzeitwohlstand. 

Worin besteht das neue 
Wohlstandsmadell? 

Wie sieht es aber aus, das neue 
Wohlstandsmodell? Die erste Antwort 
mag überraschen: Das „Modell'' sieht 
überhaupt nicht aus. Es ist nicht ein 
Zustand, sondern ein Vorgang. Es ist der 
historische Wandlungsprozeß vom heu­
tigen Verschwendungswohlstand zu ei­
ner neuen Kultur. 

,.,, .. , 

Die zweite Antwort ist rein ä~h 
und ist eine Art Negativ-Definiti~ji\~.ie 
nach dem bisher Gesagten fast~s~ 
verständlich ist: Der neue Wohlstand, 
die neue Kultur ist durch eine rasche 
Verminderung der Verschmutzung und 
des Naturverbrauchs pro Kopf gekenn­
zeichnet. Aber die Antwort geht noch 
weiter. Der neue Wohlstand besteht auch 
darin. daß die Vermeidung von Kosten 
endlich auch als der Nutzen wahrge­
nommen wird, der sie ist. Und die 
Vermeidung von Luftverschmutzung, von 
Wasservergiftung, von Rohstoff- und 
Energieverschleiß ist eine Vermeidung 
von Kosten. Wieder frei durchatmen 
können, ist Nutzen, und Energiever­
geudung zu vermeiden sowieso. 

Der Umweltschutz scheint sich historisch 
von einem Kostenfaktor(Sanierung, Filter­
bau) zu einem Nutzen Faktor (Effizienzre­
volution) zu entwickeln. Aber bislang ist 
die Wahrnehmung noch beim „Kosten­
faktor" stehengeblieben. Die Wahrneh­
mung der guten Umwelt und der 
Effizienzsteigerung als Nutzen führt zu 
der dritten, der schwierigsten Antwort 



~ 

auf die Frage nach dem Gesicht des 
neuen Wohlstandes. Nur Anhaltspunkte 
sind möglich. Jeder Leser mag zunächst 
versuchen, sich selbst vorzustellen, wie 
sich Wünsche und Lebensumstände ver­
ändern, wenn Heizöl, Autofahren, Flie­
gen, Fleisch, Kunststoffe, Aluminium und 
manches andere wesentlich teurer und 
Information, viele Dienstleish.Jngen, Kul­
tur deurlich billiger werden; wenn die 
Anbieter von Waren deren Haltbarkeit, 
Reparierbarkeit oder Rezyklierbarkeit 
preisen, wenn das öffentliche Verkehrs­
netz im Nah- und Fernbereich bedeu­
tend besser funktioniert (aber teuer 
bleibt); wenn Eigenversorgung und 
Eigenarbeit gefördert oder zumindest 
geduldet werden: wenn die Erwerbs­
arbeit flexibilisiert wird; wenn die 
ökologische Verödung des ländlichen 
Raums rückgängig gemacht wird und 
sich das Naherholungsgewerbe neue 
Verlockungen ausdenkt !was hat das für 
Auswirkungen auf die Urlaubsplanung?); 
wenn sich das Bildungswesen verstärkt 
auf neue Lebensstile einstellt und wenn 
neue Kommunikationstechniken alltäg­
lich verfügbar sind. 

~ Aus der Summe von Millionen individu-ii eller Anfworten auf solche Fragen und 
~··-·· 
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aus deren laufender, zum Teil modischer 
Veränderung ergibt sich dann eine neue 
Kultur. Aber schon die Art der Fragen 
deutet an, daß es sich dabei nicht um 
einen tristen Marsch ins materielle Elend 
handelt. sondern tatsächlich um neue 
Formen des Wohlstands. 

Um diese Aussage noch zu verstärken, 
spreche ich sogar ungeniert von Luxus 
im Jahrhundert der Umwelt. Durch die 
Umweltkrise wird der Wunsch nach 
Luxus ebensowenig verstummen, wie er 
durch die französische, russische oder 
chinesische Revolution verschwunden 
ist. Der Luxus wird aber ein ganz ande­
res Gesicht haben. Unter der Rand­
bedingung, daß die Umwelt und die 
unwiederbringlichen Ressourcen ge­
schont werden müssen, wird sich der 
Luxus mit einiger Sicherheit auf andere 
Gebiete verlagern. Exquisite Kunst­
genüsse, exquisite Bildung und eine 
exquisite (aber ohne Natur-Raubbau 
auskommende) Küche scheinen 
ökologisch unbedenklich zu sein. Selbst 
Reiten, Segeln, gute Hotels und park­
ähnliche Grundstücke !mit hoher Arten­
vielfalt) sind nicht sonderlich umwelt­
schädlich und könnten einer Luxuskaste 
von Genießern nicht weniger Vergnü-

gen vermitteln 9ls Rennfahrten im 
Maserati und mitOI geheizte Schwimm­
bäder. 

Es wird immer ein legitimes Ziel der 
Gesellschaftspolitik sein, den Luxus zu 
bekämpfen und den Bedürlrigen zu hel­
fen; aber des ökologischen Arguments 
kann sich die Gesellschalrspolitik nicht 
mehr so gut bedienen, wenn sich der 
Luxus ökologisch anpaßt. 

Der private Luxus ist nur das grellste 
Merkmal von menschlichen Gesellschaf­
ten mit ungleicher Wohlstandsverteilung. 
Der tägliche Arbeitskomfort der Mana­
ger vom Kurzstreckenflug und dem 
Wagenpark bis zur klimatisierten, ge­
räumigen Zimmerflucht im Büro und den 
Konferenzen in verschwendungshotels 
ist nicht weniger umweltgefährdend als 
der private Luxus. Auch hier ist eine 
Umstellung nötig und wahrscheinlich. 
Im Vier-Sterne-Hotel werden die Minu­
ten unter der heißen Dusche gezählt 
werden, während vielleicht der Konsum 
ousderMinibaroderdie Telefoneinheiten 
in bestimmten Grenzen kostenlos wer­
den. Für die Büroarchitektur werden 
umweltschonendere Alternativen wieder­
entdeckt, und die Benutzung von Flug­
zeugen und Autos wird auf das 
funktionale Minimum beschränkt. 

Längerfristig ist es durchaus denkbar, 
daß sich die Vorstellung von Wohlstand 
und Luxus weitgehend vom Verbrauch 
von Natur abkoppelt. Unsere heutige 
Idee von Wohlstand und Luxus durch 
immer weiter wachsenden Konsum ist 
nicht nur ökologisch unhaltbar, sondern 
auch unter dem Gesichtspunkt der 
Bedürfnisbefriedigung äußerst fragwür­
dig. Die „Grenzen der Bedürfnisbefrie­
digung" hat der Kanadier William Leiss 1 

aufgezeigt. Ivan lllich wird nicht müde, 
immer neue „Kontraproduktivitäten" in 
den Homsterrädchen der Konsum­
gesellschalr und ihren Dienstleistungen 
aufzuzeigen. 2 Und eine Arbeitsgruppe 
um Klaus M. Meyer-Abich hat die Feh~ 
leitung der Bedürfnisse in Deutschland 
analysiert.3 

Das Feiern von Festen mit Freunden, die 
Erfüllung in geistigen, religiösen und 
künstlerischen Erfahrungen sowie die 
ästhetische Freude an einer sich 
regenerierenden Natur sind Formen der 
Befriedigung, die uns schon heute ver­
traut oder zumindest vorstellbar sind. 

Nichts spricht dagegen, daß sich die 
kulturelle Bedeutung solcher Erfahrun­
gen verstärkt und daß neue hinzukom­
men, vorausgesetzt, daß die materielle 
Versorgung nicht insgesamt in Gefahr 
gerät. 

Die ersten drei Antworten auf die Frage 
nach dem Gesicht des neuen Woh~ 
standsmodells sind weitgehend unpoli­
tisch formuliert. Das darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die Frage in Wirk­
lichkeit politisch höchst brisant ist. 

Ökodiktatur im Jahrhundert 
der Umwelt? 

Die vierte und vielleicht wichtigste Ant­
wort auf die Frage nach dem Gesicht 
des neuen Wohlstands ist politischer 
Natur, und es ist eine aus der Besorgnis 
stammend~ Forderung. Es ist das klare 
Nein zur Okodiktatur. 

Die Mangelwirtschalr in Krieg oder Nich~ 
krieg war schon immer der ideale An­
satzpunkt für Diktaturen. Die freiheitli­
che Demokratie umgekehrt konnte sich 
am leichtesten dort ausbreiten, wo es 
genug zu verteilen gab. Die ökologischen 
Sachzwänge, die uns, ob wir es wollen 
oder nicht, in ein Jahrhundert der Um­
welt hineinzwingen, wären ein gerade­
zu idealer Vorwand für Staaten, Staaten­
bünde oder Wirtschalrsgiganten, eine 
Art Ökodiktatur zu errichten. 

Diktaturen haben immer irgendeinen 
populären oder moralischen Grund 
gehabt oder herbeimanipuliert, der ihr 
totalitäres Auftreten legitimiert. Die im 
ersten Kapitel charakterisierten Jahrhun­
derte der Konfessionskriege, der Fürsten­
höfe und der Nationalstaaten bieten 
jede Menge· Anschauungsmaterial Für 
diese Tatsache. Das erste Jahrhundert 
seit langem, in welchem die Ablehnung 
des Totalitarismus zum Prinzip erhoben 
wurde, ist tatsächlich unser jetziges. 
Aber eben um den Preis, daß mehr 
verteilt und versprochen wurde, als ei­
gentlich da ist. Es wird ein großes Kunst­
stück sein, die ontitotalitären Prinzipien 
des Rechtsstaates, der Demokratie und 
der ökonomischen und kulturellen 
Entscheidungsfreiheit des ~Jnzelnen, 
welche dem Jahrhundert der Okonomie 
seine Kraft verliehen haben, in eine Zeit 
hinüberzuretten, in welcher weniger zu 
verteilen ist. 

OKO-UMBAU 

Die Versuchung für den Staat wird groß 
sein, die begrenzten Ressourcen zu ra­
tionieren, das Wirtschaftsgeschehen im 
Detail zu lenken und von oben festzule­
gen, was Bürger „um der Umwelt wi~ 
len" tun und lassen müssen. Experten Für 
,,Lebensqualität" könnten von oben de­
finieren, was für Bedürfnisse befriedigt 
werden dürfen. Die Umweltverwaltung 
kann ihrerseits zur Megamaschine llewis 
Mumfard) werden. Eine ökologische 
„schöne neue Welt" !Aldous Huxley) ist 
in Sicht. Und da die Umweltkrise welt­
weit ist, kann es theoretisch ganz leicht 
zur weltweiten Einigung auf totalitäre 
ökologische Prinzipien kommen. Der 
Ausweg der Emigration w9re verbaut. 
Wie verhindert man die Okodiktatur? 
Drei Wege müssen beschritten werden: 

1. Wir müssen die ökologische Um­
steuerung rechtzeitig, solange noch 
reichlich Freiheitsspielräume vorhan­
den sind und noch nicht alles der 
akuten Not untergeordnet ist, vor­
nehmen. 

2. Wir müssen unter den umwelt­
politischen Instrumenten systematisch 
diejenigen fördern, die freiheitsför­
mig sind, und diejenigen zurückdrän­
gen, die s~ukturell palizeirechNich 
sind. 

3. Wir müssen uns schon jetzt um 
Freiheitsräume kümmern, die unbe­
dingtzu schützen seinwerden, wenn 
die Zwänge und Nöte des Jahrhun­
derts der Umwelt zur alles beherr-

- sehenden Realitäf werden. 

Die ersten beiden Wege sind Gegen­
stand dieses Buches in seinen ersten drei 
Teilen.4 Der dritte Weg führt durch Neu­
land. Ich kann nur einige Stichworte 
dafür angeben, worauf zu achten sein 
wird5 : 

Die Menschenrechte heutiger Prä­
gung dürfen nichteingeschränktwer­
den. 
Die ökologische Begrenzung des 
Handelns soll sich in einem transpa­
renten Handlungsrahmen, nicht in 
Detail und Verhaltensvorschriften 
ausdrücken. 
Das Subsidiaritätsprinzip, nach wel­
chem die höhere Ebene nur dort tätig 
wird, wo die untere dies braucht und 
möchte, muß ein staatlicher Grund­
pfeiler sein. 
Die Selbstversorgungsfähigkeit soll­
te gefördert werden. Auch ganze 

Dörfer, Stadtviertel oder Regionen 
sollten vor staatlicher Detailregelung 
oder wirtschaftlicher Abhängigkeit 
geschützt werden; dies bedeutet eine 
Einschränkung des Wirtschafts­
handelns. 

Arbeitszeitmuster und Berufs"menüs" 
sollten verstärkt der individuellen 
Wahl überlassen werden. 
Rechtsstaat, Demokratie !einschließ­
lich lokaler Demokratie) und die 
Begrenzung wirtschaftlicher Macht 
gewinnen zusätzliche Bedeutung. 
Anti-Uniformitötsbestimmungen für 
Produkte, Landschaften und das 
Bildungswesen sollten enfwickelt 
werden. 

All dies klingt auf den ersten Blick idea­
listisch. Für Leute von heule ist der horte 
Konkurrenzkampf um Marktanteile, um 
Exporte und technologische Vorsprünge 
die alles beherrschende Realität. Mit 
schönen Worten über Subsidiaritötoder 
Berufsmenüs wird die Übernahme von 
Firmen durch japanische Banken oder 
das aggressive Marketing der "Vier 
Tiger" !Korea, Taiwan, Singapur und 
Hongkong) nicht abgewehrt. Wenn 
überhaupt, dann müßten solche hehren 
Prinzipien weltweit durchgesetzt wer­
den. 

Das ist sicher richtig, ober es m~tfer 
den Anfang mit den neuen Prinzipien 
machen. Die nächste Aufgabe· ist es 
dann, Bundesgenossen in Japan und 
anderswo zu finden. Die erdpolitischen 
Realitäten bereiten ja überall den Bcx:Jen 
für Proteste, Neubesinnung und neue 
rechNiche und institutionelle Bedingun­
gen. Zwei Ziele der weltweiten 
erdpolitischen Solidarität sollten im Vor­
dergrund stehen: die Abrüstung sowie 
die einschneidende Begrenzung der 
KäuAichkeit von ökologisch relevanten 
Dingen wie Wäldern oder Land durch 
Kapital von außen. 

Bildung und Kultur 

Kultur und Bildung verändern sich über 
die Jahrhunderte. Sie prägen auch die 
Jahrhunderte. Viele unserer Wertvor­
stellungen beziehen wir aus den Schu­
len unserer „Kultur". Wenn wir jetzt auf 
das Jahrhundert der Umwelt zugehen 
und ein neues Wohlstandsmodell ent­
wickeln wollen, dann müssen wir auch 
unsere Kultur weiterentwickeln und das 
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Daß in der Geschichte aller Ge­
sellschaften die Entwicklung der 
Aneignung und Bearbeitung der 
Natur und der Formen des Eigen­
tums an menschlicher Arbeit zu 
den Hauptmotoren historischer 
Prozesse gehört, ist eineinhalb 
Jahrhunderte lang nur von ganz 
wenigen bürgerlichen Historikern 
akzeptiert worden. Mit dem inter­
nationalen Aufschwung der So­
zialgeschichte in allen histori­
schen Disziplinen zeichnet sich 
eine Änderung ab. Die Dominanz 
der Politik- und Ereignisge­
schichte wird mittlerweile ent­
schieden in Frage gestellt. zu­
gleich verstärkt sich die Diskus­
sion um die verschiedenen Kon­
zepte, Kategorien und Begriffe 
von Sozialgeschichtsschreibung. 
Neu begonnen wurde die Ausein­
andersetzung mit marxistischen 
Historikern. Diese Debatte wird 
infolge des Zusammenbruchs 
des Marxismus-Leninismus in 
den ehemals sozialistischen Län­
dern eine neue Wendung neh­
men. 

Argument 

OKO-UMBAU 

Bildungswesen der neuen Aufgabe an­
passen. 

Das ist leichter gesagt als getan. Das 
heutige Bildungswesen ist weder inhalt­
lich noch strukturell auf die neue Aufga­
be vorbereitet. Es ist nach Schulfächern 
und Disziplinen geordnet und haup~ 
sächlich auf die Berufsqualifizierung 
ausgerichtet. Abfragborkeit, Gerechttg­
keitund objektive Leistungsmessung ran­
gieren hoch. Erziehung zur Verantwor­
tung ist zwar ein Ziel, aber der Haupt­
schulalltag, die Leistungskurse der Gym­
nasien oder die Berufsschulwirklichkeit 
lassen nur minimalen Spielraum für die 
Verfolgung des Ziels. Ökologische In­
halte werden von Biologie- und 
Geographielehrern vermittelt. Aber mit 
Feuchtbiotopsökologieund Lagerstätten­
kunde wird man den Herausforderun­
gen der Umweltkrise nicht gerecht. 
Ganze Schulfächer müßten umdefiniert, 
die Zusammenarbeit von verschiede­
nen Fachlehrern erleichtert und die Lehrer­
bildung und ~ortbildung von Grund auf 
reformiertwerden. Berufsprofile jeglicher 
Art, Wissenschaftsverständnis und der 
Praxisbezug der Bildungseinrichtungen 
müßten generalüberholt werden. Der 
Erwachsenenbildung könnten faszinie­
rende neue Aufgaben im Dienste der 
ökologischen Umgestaltung von Betrie­
ben, Haushalten und Gemeinden zu­
wachsen.6 Die Internationalität der 
Umweltkrise und der lokale Bezug der 
ökologischen Beobachtung bi Iden ei­
nen herausfordernden Spannungs­
bogen. Kein Schulfach, vielleicht mit 
Ausnahme von Sport, Musik und alten 
Sprachen, bleibt unberührt. 

So aufreibend und ärgerlich eine solche 
erneute tiefgreifende Reformwelle sein 
mag - sie hat einen großen Vorteil, den 
frühere Bildungsreformen nicht in dem 
Maße hatten: Diesmal werden die Schü­
ler mitmachen und nicht abseits stehen, 
geht es doch um ihre Zukunft. 

Die Kultur im Jahrhundert der Umwelt 
dürfte sich grundlegend von der heuti­
gen unterscheiden. Natur, Tiere und 
pflanzen müssen -wie in vielen Religio­
nen - einen Wert an sich darstellen. Sie 
müssen aus ihrer heutigen Rolle als blo­
ße „commodity" (Ware, vom Wortstamm 
her auch „Bequemlichkeit"!) heraus­
gehoben werden. 
Eine Asthetik der Vielfalt, der ökolo­
gischen Dauerhaftigkeit, der langfristig-

keit, der Langsamkeit, der Fehler­
freundlichkeit, der bewußten Grenz­
ziehungen !und dennoch der weltwei­
ten Zusammengehörigkeit), der 
Unverkäuflichkeit, der Eigenarbeit, der 
Allmende kann zum überlebenswichti­
gen Merkmal der Kultur im neuen Jahr­
hundertwerden. Wertvorstellungen und 
monetäre Bewertung von Waren und 
Diensten könnten sich tiefgreifend ver­
ändern, und viele Dinge und Tätigkeiten 
werden der monetären Bewertung wie­
der völlig entzogen. 
All dies ist aber keineswegs eine Vision 
des Rückschritts in mittelalterliche oder 
steinzeitliche Kulturen. Die Hoch­
technologie, der Wohlstand, der welt­
weite und der kosmische Horizont ge­
hen ja nicht verloren. 
Mit diesen Andeutungen über die neue 
kulturelle Richtung, die Europa der Welt 
schuldet, endet dieses Buch über die 
Erdpolitik. 
Die Erde verdient es, daß wir sie als 
unsere Heimat ansehen. Die Heimat, 
das wissen alle Kulturen, zerstört man 
nicht. 

Anmerkungen 

1 William leiss, The Limits to Satisfaction, 
University of Toronto Press, 1979. 

2 Z.B. Ivan lllich, Fortschrittsmythen {Schöpferi­
sche Arbeitslosigkeit Energie und Gerechtig­
keit- Wider die Verschulung), Reinbek 1983. 

3 Klaus M. Meyer-Abich/Dieter Birnbacher, 
Was braucht der Mensch, um glücklich zu 
sein. Bedürfnisforschung und Konsumkritik, 
München l 979. 
Es verdient insbesondere festgehalten zu 
werden, daß die „ökologische Steuerreform" 
(Kapitel 11) unter den wirksamen lnstrumen· 
ten das freiheitsförmigste zu sein verspricht. 

5 Sehr lesenswert sind hierzu: James Robertsons 
neues Buch >Future Wealth -A New Economics 
forthe 21 stCentury<. Cossell, London 1990, 
sowie das neue Buch von H. Daly, dem 
,,Klassiker" der dauerhaften Wirtschaftsweise: 
Herman E. Daly/John B. Cobb jr., For the 
Common Good. Redirecting lhe Economy 
Toward Community, the Environment and a 
Sustainable Future. Beacon Press, Boston 
1989. 
Eine bemerkenswerte Form der Erwachse­
nenbildung ist das gemeinsame Erarbeiten 
von Wunsch-und Planungsvorstellungen, wie 
sie z.B. Peter C. Dienel mit seinen „Planungs­
zellen" oder Robert Jungk mit den „Zukunfts­
werkstätten" entwickelt haben. lm Raum Ba· 
sei hat sich ein „Basler Regio Forum" 
konstituiert, welches die Zukunftswerkstätten· 
idee räumlich verwirklicht: HartmutE. Arras/ 
Willy Bierter, Welche Zukunft wollen wir? . 
Drei Seenarien im Gespräch, Basel 1989. 

Für den 
ökologischen 

Abbau des 
Kapitalismus 

· oder: Was 
ist Entropie? 

Eimer Altvater, Die Zukunft des Marktes 
-Ein Essay über die Regulation von Geld 
und Natur nach dem Scheitern des „real 
existierenden Sozialismus", Verlag 
Westfälisches Dampfboot, Münster 
1991, 386 Seiten, 38,-DM 

Halbe Revolution und 
große Krise 

Das Scheitern des „real existierenden 
Sozialismus" ist für Altvater keine Frage 
der zukünftigen Entwicklung, sondern 
eine Tatsache. Der Versuch, das kapita­
listische Vorbild einzuholen und zu über­
holen, machte aus der sozialistischen 
Revolution, die „ 1917 ihren Siegeszug 
begann, bis in ihre alten Tage . ein 
Dreivierteliahrhundert später - eine ha~ 
be Revolution: die gesellschaftliche 
Regulierung, das politische System, die 
ökonomische Planung wurden grundle­
gend umgestaltet, doch die „Techno­
struktur", die Arbeitsorganisation, die 
Produktionsmethoden, die Konsum­
standards . und mit ihnen das Bewußt­
sein der Menschen - waren vom 
entwickelteren Vorbild im Westen 
abgekupfert, ganz nach dem Motto: die 
entwickelteren Produktivkräfte können 
auch in den sozialistischen Aufbau inte-

griert werden." Allerdings- Altvoterw-ie­
derholt bei der Analyse des gescheiter­
ten Sozialismus nicht altbekann·t~: 
Verklärungsmuster, sondern stellt feSt: 
'.'Diean~e~e~teten KrisenerscheiOUngen 
im kap1tal1sttschen Westen sind durch 
die Auflösung der real-sozialistischen 
Gesellschaften in den Hintergrund ge­
treten; was bedeuten schon Dauer­
arbeitslosigkeit, Schuldenkrise der Dri~ 
ten Welt, Börsenkrach und Verfall 
hegemonialer Macht gegenüber dem 
Kollaps einer Gesellschaftsordnung?" 
Denn es sieht ja nicht so aus, als würden 
die kapitalistischen Gesellschaften vor 
einer organischen Krise !Gramsci). ste­
hen: "Dies wirft aber sofort die Frage 
auf, warum in einer großen gesellschaft­
lichen Krise die eine Gesellschafts­
formation zusammenbricht, während die 
andere transformiertwird." Diese Frage­
stellung durchzieht den ersten Teil des 
Buches: Die unterschiedlichen Gesell­
schaftsformationen Kapitalismus und 
Sozialismus werden mit ihren kleinen 
und großen Krisen und deren Ursachen 
historisch und aktuell beleuchtet. ,,Unter 
dem Primat der Ökonomie (im Kapitalis­
mus, d.A.) müssen Krisen schon poli­
tisch werden, um den Charakter der 
großen Krise anzunehmen, während im 
System des realen Sozialismus 9nter 
dem Primat der Politik, institutionell sich~ 

,: l"!J!,Si't'·'! 

bar in der Partei- und Staatsbü_~~. 
ökonomische Krisen unmittel~:\p:,li­
tisch sind. 1 ... ) Die destrukttve Kia{f'IOn 
Krisen ist also für die Entvvicklu'19-VOn 
kapitalistischen Gesellschaften eine 
Produktivkraft; sie ist eine materiale Basis 
für die heilsame Ingangsetzung der schon 
angedeuteten transformistischen Prozes­
se. In dem trägen Fluß krisenfreier Ent­
wicklung in real-sozialistischen, aber 
dennoch widersprüchlichen Gesellschaf­
ten sinken soviel destruktive Potenzen 
als Sedimente ob, daß der Fluß zum 
Stehen kommt." Die politischen Instan­
zen sind für Fehlentwicklungen und 
Fortschrittsblockoden verantwor~ich und 
haben kein Interesse daran, daß sie 
dafür verantwortlich gemacht werden -
geschweige denn, überhaupt Fehler 
zuzugeben: ,,Die gesellschaftliche 
Stagnation wird zur sozialen Explosiv­
kraft und treibt die Destrukturierung weit 
über die innersystemischen Transforma­
tionen im Verlauf der „großen Krise" 
hinaus. Nicht Mutation, nicht Transition 
und Transformation finden statt, son­
dern eine Revolution. Was danach 
kommt ist ungewiß. Revolutionen aber 



sind nicht per se progressiv; in der 
Geschichte gibt es regressive Involution. 
Die Versprechungen der russischen Re­
volution werden zurückgenommen und 
dem ProjektderMoclerne in seiner hoch­
entwickelten kapitali.stischen Form wird 
Tribut gezollt." Der Morkt ist noch einer 
solchen „Revolution" ober gerade nicht 
die zei~ose Antwort auf die Herausfor­
derungen der Zeit: ,,Die Möglichkeiten, 
mit marktwirtschaftlich gesteuerten Pro­
zessen Wohlstand, Industrialisierung und 
Modernisierung zu erreichen, sind nur 
im zei~ und raumlosen Modell gege­
ben, nicht aber in der Chootik der 
wirklichen Welt." Die Konsequenzen 

.. einer solchen Morktgläubigkeit sind 
bekannt: ,,Die „förmliche" Okonomie 
des Marktes kann saniert werden, aber 
um den gesellsc~oftlichen Preis der 
Verlagerung der Uberlebensstrotegien 
der Menschen in den „informellen Sek­
tor", durch die Schaffung der „Zwei­
Drittel-Gesellschah". Aber es geht Al~ 
vater dabei nicht nur um die Fehl­
entwicklungen in den Metropolen des 
Kapitalismus: Brasilien z.B., das hinter 
Japan und der BRD auf der liste der 
exportierenden Länder steht, befindet 
sich in einem Teufelskreis: ,,Das Wachs­
tum der Wirtschoh wird beschnitten, 
wenn seit Jahren an die fünf Prozent des 
Sozialprodukts für Zinszahlungen an 
internationale Banken aufgewendet 
werden müssen und folglich für 
Investitionen zur Ankurbelung des 
Wachstums zu wenig übrigbleibt. Die 
lnAation läßt sich nichteindämmen, wenn 
die Importe reduziert und die Exporte 
ausgedehnt werden müssen, um mit 
dem Hondelsbilanzüberschuß den 
Schuldendienst finanzieren zu können. 
Mit anderen Worten: es ist heute vor 
allem die Art und Weise der monetären 
Steuerung der internationalen Arbeits­
teilung, mit der der globale Gegensatz 
zwischen reichen und armen Ländern in 
Spannung gehalten wird. Wir müssen 
uns also dem Geld des Weltmarktes 
zuwenden." 

Über Geld und Revolutionen · 
oder: 

Die Herrschaft des Zinssatzes 

Im Abschnitt „Das Geld des Morktes" tut 
Altvater dies dann auch ausführlich. 
„Das Geld ist der Feind der Ware und 
umgekehrt. Denn Geld entfernt sie aus 
der Zirkulation und nimmt die geräumte 

REzENSION 

Stellung ein und die Ware ottrohiertdos 
Geld, um es aus der Zirkulation zu 
ziehen. Der wechselseitige Reiz existiert 
freilich nur so lange, wie sich beide 
knapp halten: Worum sollte Geld für 
Dinge im Überfluß gezahlt werden, die 
auch ohne Geld zu hoben sind - die Luh 
zum Atmen beispielsweise? Und warum 
sollten Waren gegen überschüssiges 
Geld hergegeben werden, mit dem nichts 
zu holen ist? Im Fall der Ware hat deren 
Besitzer wenigstens einen konkreten 
Gebrauchswert, im Fall des Geldes nur 
einen monetären Anspruch, dessen 
Einlösbarkeit unsicher ist: ,,Diese Unsi­
cherheit ist entscheidend - denn Geld 
kann die Ökonomien auf Trab bringen 
oder zerstören: ( ... J das Geld als Zah­
lungsmittel ist das Problem, weil es Schuld­
verhältnisse voraussetzt (und konstituier~, 
Gegenwart und Zukunh verknüph, also 
ein Moment von Unsicherheit enthält, 
und zur Produktion rückgekoppelt ist, 
die nicht nur den Bedingungen der 
Finanzsphäre von Zohlung und Nich~ 
zohlung gehorcht, sondern technischen 
und sozialen Verhältnissen, in denen 
erstens der KlossenkonRikt zwischen 
Lohnarbeit und Kapitol enthalten ist und 
zweitens die Umformung von Stoffen 
und Energien unbedingt das monetäre 
Resultat der Erwirtschahung von Tilgun­
gen und Zinsen haben muß." Der Über­
blick über die Geschichte des Geldes 
und des Kreditwesens verdeutlicht mit 
vielen Beispielen die „destruktive Kraft", 
die „menschliche Tragödien erzeugt und 
soziale Verhältnisse umwirft, und mit 
denen 'die Schneisen geschlagen'" 
werden, ,,in denen sich die kapitalisti­
sche Produktionsweise vorwärts be­
wegt." Schulden- und Kreditkrisen sind 
wesentlicher Bestandteil des industrie~ 
len Zyklus, die periodische Wiederkehr 
ist seit über 150 Jahren zu beobachten. 
Die Macht des Geldes ist der Kredit, mit 
dem die Modernisierung der Gesell­
schaft und der Produktionsverhältnisse 
angetrieben werden soll · was aber 
meist mißlingt. Die Darstellung der Ge­
schichte von Schuldenkrisen dient dabei 
nicht der Anhäufung von Wissen an und 
für sich, sondern liefert exaktes Material 
und Argumente gegen die Politik der 
Weltbank, die immer noch von der 
Hypothese des Schuldenzyklus ausgeht: 
,,Ein Land durchläuh nach der ideal­
typischen Lesart fünf Stadien der En~ 
wicklung, nämlich vom jungenSchuldner­
land (1 J über das reife Schuldnerlond 
(2) zum Schulden tilgenden land (31 und 

zum jungen Gläubigerland (4). Schließ. 
lieh erreichtes das Klassenziel als reifes 
Gläubigerland (5J. Dieser Schulden­
zyklus hat aber mit dem schleichenden 
Bankrott vieler Länder nichts zu tun, da 
die fallenden Rohstoffpreise und die 
steigenden Zinsen seit Beginn der 
achtziger Jahre alle Gewinne wieder in 
den Schuldendienst fließen lassen. Poli­
tische Lösungen sind gefragt, die zur 
Voraussetzung die Streichung der Schul­
den haben muß, damit eine andere Ent­
wicklung in den betreffenden Ländern 
überhaupt möglich werden kann.

11 

Ökologische Kritik der 
politischen Ökonomie 

Die Wirkung der Schulden ist noch eine 
andere: ,,Schulden können von Genera­
tion zu Generation vererbt werden, man 
kann die Zahlung seitens der Schuldner 
einstellen oder sie generös seitens der 
Gläubiger streichen. Doch von den heu­
te verbrauchten nicht erneuerbaren 
Ressourcen bleiben zukünhigen Gene­
rationen nur Abfall, Abwasser, Abluh; 
der Mensch ist ein Müll produzierendes 
Wesen. ( ... ) Die in Vergangenheit und 
Gegenwart degradierte oder zerstörte 
Natur verhindert ökonomische Entwick­
lung in der Zukunh. Die durch den Markt 
geforderte Effizienz ist zustandegekom­
men, weil aus dem Reservoir der natür­
lichen Ressourcen so geschöpft worden 
ist, als ob sie grenzenlos zur Verfügung 
stünden und die Menschen nicht mit der 
inneren wie der äußeren Natur haus­
halten müßten. Zwischen dem ökonomi­
schen System und der Natur kann sich 
ein positiver, also sich ein wechselseitig 
steigernder Rückkopplungsmechanis­
mus ausbilden: Die ökonomischen Zins­
signal~ erzwingen die Erwirtschaftung 
einesUberschusses, dieser kommt durch 
Übernutzung von natürlichen Ressourcen 
zustande. Die degradierte Naturbasis 
des Produzierens und Konsumierens er­
schwert die Erwirtschaftung einer den 
Zinsen angemessenen Rendite. Die 
Schuldenkrise hat negative ökologische 
Wirkungen und degradierte Natur ver­
schärh die Schuldenkrise." Für den Au>­
gleich dieser Naturschäden überall auf 
der Welt hält Altvater eine monetäre 
Herangehensweise Für ungenügend. 
„Selbst wenn die Veränderungen der 
natürlichen Umwelt in Preisen bewertet 
und in Geld kompensiert werden, blei­
ben sie zunächst als Sachverhalt beste-

~ ,. 

Ein zentraler Punkt 
der Man:schen 
Theorie ist die 
Erkenntnis, daß 
ökonomische 
Prozesse immer 

• einen 
Doppekharakter 
aufweisen: 
Als Transformation 
von Werten 
(Verwertung/ 
Wertbildung) und 
als Transformation 
von Stoffen und 
Energien 

hen, mit dem olle ökonomischen Akt­
eure umzugehen haben: Auch finanziell 
kom-pensierte Wasserverschmutzung 
macht das Wasser nicht sauber, und 
auch eine CO,-Abgobe für sich genom­
men hält den Treibhauseffekt nicht auf 
solange nicht technische Veränderu; 
gen des Produktionsprozesses forciert 
und die individuellen und kollektiven 
Konsumgewohnheiten nicht gemäß 
energiesparender Normen umgestellt 
werden. Anhand des tropischen Regen­
waldes mocht Altvater ausführlich dor­
':I.UF aufmerksam, wie die politische 
Okonomie des Kapitalismus in ihrer 
Bemächtigung der äußeren Natur Schä­
den hervorruft, die die Entwicklungs­
möglichkeiten der Menschen weltweit 
einschränkt. Altvater macht klar, daß 
von vornherein sparsam mit Energie 
und Naturstoffen umgegangen werden 
muß- auch bei der Reparatur von schon 
geschädigten Regionen, da sonst an 
anderer Stelle wieder der Natur­
verbrauch höher ist als der Nutzen. 
Dabei kommt Morx gut weg - Altvater 
bezeichnet dessen Theorie als einzigar­
tig, denn „sie erlaubt den theoretisch 
konzeptionellen Brückenschlag vom 
System der Werte zu den Gesetz­
mäßigkeiten der Natur, ohne die Natur 

REZENSION 

-wie in der Neoklassik-zu ökonomisieren 
oder die Ökonomie ganzheitlich­
anthroposophisch zu naturalisieren". 

Denn ein zentraler Punkt der Marxschen 
Theorie ist die Erkenntnis, daß ökonomi­
sche Prozesse immer einen Doppel­
charakter aufweisen: Als T ransFormation 
von Werten (Verwertung/Wertbildung) 
und als Transformation von Stoffen und 
Energien (Arbeitsprozeß/"Stoffwechsel" 
zwischen Mensch und Natur). Diesen 
Zusammenhang heute mit den Kenntnis­
sen über die Natur auch in einem Zu­
sammenhang zu sehen, ist für Altvater 
eine vordringliche Aufgabe. ,,Ökonomi­
sche Theorie kommt um eine Theorie des 
Gebrauchswerts nicht mehr herum; in 
ihr kommt dem Entropiebegriff ein zen­
traler Stellenwert zu." Abluh, Abwasser, 
Abfall und Energieverbrauch bei der 
Produktion von Gebrauchswerten müs­
sen vermieden werden. Die Qualitäts­
verschlechterung (En~opieJ von Energie 
[und Stoffen) als Folge ihrer Nutzung ist 
sozial gestaltbar - aber nur unter der 
Voraussetzung, daß das vorherrschen­
de verdinglichte Naturbewußtsein über­
wunden wird. Bei der Umsetzung und 
Gest~ltung einer Produ~tionsweise, die 
die Uberlastung des Okosystems der 
Erde verhindern könnte, brauchen die 
Menschen deshalb Beteiligungsrechte 
als Produzenten und Konsumenten· Dem 
Markt kommt eine widersprüchlich·~, Rolle 

zu. Zum einen ersetzen Planung und 
Produzentendemokrotie (Selbstverwal­
tung) die Funktion des Morktes als 
Findungs- und Abstimmungsmechanis­
musvon ökonomischen Entscheidungen. 
Auf der anderen Seite allerdings ist der 
Markt innerhalb eines komplexen de­
mokratisierten Systems der Regulation 
ökonomischer und gesellschanlicher 
Verhältnisse unverzichtbar; denn nicht 
alle ökonomischen Prozesse sind plan­
bar und in einer arbeitsteiligen Gesell­
schah sind die Menschen nicht nur Pro­
duzenten, sondern sie bleiben Konsu­
menten, die hoffnungslos überfordert 
wären, jede alltägliche Konsument­
scheidung als politischen Wahlakt 
artikulieren zu müssen. [ ... ) Der Fehler 
des liberalen Diskurses besteht ja nicht 
darin, die Leistungen des Marktes bei 
der Bildung von stimmigen (relotivenJ 
Preisen zu unterstreichen, sondern dar­
in, dieses Prinzip zu einem Für alle 
gesellschaftlichen Bereiche strukturieren­
dem Rationalprinzip zu deklarieren und 
andere nichtmorktmäßige Formen der 

R I ti "k egu a on o onomischer Prozesse zu 
beargwöhnen und in dermarktradikalen 
Variante! ... ) gor auszuschließen." 

Fazit: 

Auch wenn es woh I eher seiner Beschei­
denheit zuzurechnen ist . das Wort 
„Essay" im Titel von Altvaters neuestem 
Buch ist ein vollkommener Fehlgriff: Denn 
ein Essay ist eigen~ich eine „knappe, 
onspruchsvolle Abhandlung". Knopp ist 
d,e „Zukunh des Morktes" aber nicht 
abzuhandeln. Dafür ist dieses Essay 
aber sehr anspruchsvoll. 

Elmar Altvater ist eine detailreiche, erfri­
schende und kompetente Kritik am Kapi­
talismus gelungen, die es nicht nötig hat, 
ständig auf der Feststellung herumzu­
reiten, daß Markt und Plon kein Gegen­
satz sind. Zwar erzeugen manche sei­
ner theoretischen Abhandlungen auch 
mal Schweißperlen auf den Augen und 
Schwielen im Gehirn - ober konkrete 
Beispiele belohnen die Mühe immer. 
Und wenn der Überblick mal verloren 
geht: Jeder neue Abschnitt des Buches 
bringt eine Zusammenfassung des vor­
her dorgelegten Inhalts; so wird die 
Einordnung einfacher und der Stellen­
wert der einzelnen Abschnitte un~ri:­
ander deutlich. .\:fi!l{: 

Diese Rezension ist denn auch :rttehr 
eine Leseprobe - mit hoffenrlich den 
Stellen, die Lust auf mehr machen. Inter­
essierte werden Altvater allerdings ver­
zeihen müssen, daß der eigenwillige 
Sprachgebrauch von Worten wie 
„eskamotieren", ,,desoströs" oder 
„eklatieren" zuweilen die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit dem Buch un­
nötig erschwert. Aber: ,,Die Zukunh des 
Marktes" mit seinem ausführlichen 
Literaturteil sollte ohnehin nicht individu­
ell konsumiert werden, sondern besser 
in Lesekreisen oder Seminaren Gegen­
stand von Diskussionen und Gesprä­
chen sein - die vorliegende Anhäufung 
von Wissen in diesem Buch gibt der 
Linken ein Stück der Kompetenz, die sie 
brauchen wird, um die Zukunft zu ge­
stalten. Also: Lest los! 

Hanscloochim 0/czyck, Oldenburg 
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Uwe Kremer 

linke 
Weltsichten 
Vorbemerkungen zum Am"kel von 
Christoph Spehr 

Mit dem Artikel von Christoph Spehr in 
dieser und dem Aufsatz von Frank 
Wilhelmy in der letzten Ausgabe der 
spw ist es zu einer gewissen Zuspitzung 
in der laufenden Debatte um die „neue 
Weltordnung" gekommen - einer Ende 
des vergangenen Jahres in unserer Zeit­
schrift begonnenen Diskussion, in der es 
seitdem nicht nur um das Thema „Golf­
krieg", sondern zugleich auch um die 
linken Weltsichten nach dem Ende der 
„alten Weltordnung"' geht. Ich halte es 
an dieser Stelle für angebracht, die 
Diskussionslinien etwas nachzuzeichnen 
und auf Querverbindungen und Gegen­
sätze hinzuweisen, die vielleicht so aus 
den verschiedenen Artikeln nicht erkenn­
bar werden. Dieses diskursive Verfah­
ren (Aufspüren bzw. Entwickeln von 
Sinnzusammenhängen zwischen unter­
schiedlichen gedanklichen Linien und 
Elementen) ist aber unbedingt notwen­
dig, damit die ganze Diskussion „Sinn" 
macht und uns gemeinsam weiterhilft. 
Hierbei wird sich schon in den folgen­
den kurzen Ausführungen zeigen, daß 
der Diskurs um die „neue Weltordnung" 
außerordentlich weit greift und vor al­
lem um das Verständnis von moderner 
„Zivilisation" und in diesem Kontext 
auch um die „Zivilgesellschatt" kreist. 

Hierbei handelt es sich um zwei Begrif­
fe, die im laufe der 80er Jahre zuneh­
mend aus dem Schatten der klassischen 
Terminologie des System- und Klassen­
gegensatzes (auf der Basis von 
„Gesellschaftsformationen" und 
,,Produktionsverhältnissen") heraus­
getreten sind und sie in den letzten 
Jahren zunehmend überlagert oder so­
gar schon abgelöst haben. Es ist offen­
kundig, wie sich in diesem diskursiven 

Dr. Uwe Kremer, spw-Redakteur und 
Politikwissenschaftler, Dortmund 

Vorgang die realen Prozesse niederge­
schlagen haben - vermittelt über das 
„neue Denken" auf der einen, Debatten 
über die soziale Um- und Entstrukturie­
rung in der „Risikogesellschatt" auf der 
anderen Seite. Die Ausbreitung der Ka­
tegorien „Zivilisation" und „Zivilgesell­
schaft'' ging zwar von den existieren­
den globalen und sozialen Frage­
stellungen aus, zielte aber zugleich auf 
ein positives und noch zu realisierendes 
Programm der „Zivilisierung" der Welt­
gemeinschaft wie der Gesellschaft- ein 
Programm, das sich im Prinzip als kriti­
sche Fortführung der „Moderne" und 
auf der Basis westlicher Errungenschaf­
ten jv.a. Technologie und Demokratie! 
versteht. 

Es scheint aber so, daß diese Verbin­
dung von radikaler Kritik der globalen 
und gesellschattlichen Zustände auf der 
einen und „moderner" Programmatik 
auf der anderen Seite bislang nicht 
gelungen, zumindest aber kaum ver­
breitet ist. So hatte etwa das „Projekt 
Moderner Sozialismus" genau diesen 
Versuch unternommen: Aber darüber 
sind die Zeiten mittlerweile auch hin­
weggegangen und die Ausdifferenzie­
rungen haben eher noch zugenommen. 
Auf der einen Seite das „moderne" 
Spektrum: Bisherige System-und Klassen­
fragen sind hier noch stärker in einen 
Ansatz verwandelt worden, der vor al­
lem auf Strukturen der aufgeklärten Kom­
munikation und KonAiktregulierung zielt. 
Hinsichttich der „Zivilgesellschatt" des 
mOdernen Kapitalismus finden wir die­
sen Ansatz vor allem in verschiedenen 
Beiträgen zur „demokratischen Frage" 
jin der spw l /91 durch Klaus Dörre 
reflektiert), besonders deutlich übrigens 
in einem Interview mit Eberhard 
Fehrmann !ebenfalls in der spw l /91 ). 
Hinsichtlich der „Zivilisation" geht es in 
mehreren Aufsätzen um die „Zivili­
sierung" internationaler Konflikte (so 
Klaus-Peter Weiner in spw 2-91 / und 
Corinna Hauswedell in spw 3-91 /J, die 
im jüngsten Artikel von Frank Wilhelmy 
allerdings erheblich zugespitzt worden 
ist: Gestützt auf die Zivilisationsthearie 
von Norbert Elias verlangt er mit Blick 
auf den Golfkrieg ein 11 internationales 
Gewaltmonopol 11 mit - auch militäri­
scher - Interventionskapazität. 

Vor allem bei Frank Wilhelmy kann man 
unterstellen, daß diese Art der interna­
tionalen Konfliktregulierung sich im 

wesenttichen auf das Machtpalenij~l:i :: 
des „Westens" stützt. Dies düiftei.ahttri ·1- "· 
nicht nur eine Frage von „Machrlsej,t'! :· 
sondern wäre letztendlich nur.durch:di8. 
modernen Strukturen der wesdic.hen 
Staaten und vor allem ihrer Zivil­
gesellschaften" von links her zu r~htfer­
tig~n. Der diskursive Zusammenhang 
zwischen Fehrmann und Wilhelmykönn-
te demnach lauten: Je positiver die Be­
zugnahme auf die !mehr oder weniger) 
demokratische „Zivilgesellschatt" des 
Westens, desto stärker die Hinwendung 
zur modernen, d.h. westlich geprägten 
„Zivilisation" als Grundmuster für: die 
„neue Weltordnung". Genau an·dieser 
Stelle - dem modernen wesdichen, Zu­
scmmenhangvon „Zivilgesellschaft" und 
Zivilisation" -schlägt nun mehr Christoph 
Spehr mit seinem vorliegenden Artikel 
zu (ohne sich auf Fehrmann oder 
Wilhelmy explizit zu beziehen). 

Spehrs Argumentation knüptt dabei an 
einer anderen diskursiven Entwicklung­
slinie an, die sich vor allem während des 
GolfkonAiktes herausgebildet hat. In 
seinen Thesen zur „Neuen Weltordnung" 
in der spw 2-91 sieht lngolf Ahlers die 

11 moderne Zivilisation" mit ihrer 
Rationalität und ihrer „Aufklärung".ni_cht 
so sehr als ein positives Programm·:oder 
gar als fortschrittliche Realität, 1·_,:1,··,!i,i:n 

im wesentlichen als ein glo : ,'.·i~\'.- ~:'.'.:, 
~alt- und Ausplünderungsverh ··-.,·;._ ... '.~11. 
Okonomisch beruhe dieses Vemllltnis 
auf dem Raubbau an den natürlichen 
(incl. menschlichen) Ressourcen, der 
durch den Industrialismus weltweit aus­
gedehnt worden sei. In dieser HinSicht 
besteht eine Querverbindung zur histo­
rischen Ableitung einer „Politischen 
Ökonomie der Stoff- und Energie­
kreisläufe" durch Karl-Hermann Tjaden 
in der spw 1-91 !vergleiche auch die 
Kritik daran durch Ralf Krämer im vorlie­
genden Hett). 

Auf der anderen Seite wird dieses Ver­
hältnis als Herrschaft des „weißen Man­
nes" interpretiert und der „modernen 
Zivilisation" des Westens demnach ein 
tiefgehender Rassismus unterstellt, der 
aktuell im Verhältnis zum „Orient" be­
sonders krass zum Vorschein komme. In 
dieser Hinsicht bestehen Quer­
verbindungen zu mehreren Essays von 
Rainer Bäcker jspw 3-90 und - zum 
Bertolucci-Film „Himmel über der Wü­
ste" - spw 6-90], zu einem „kurzum" 
meinerseits 12-91 J und zur Besprechung 



des Mahmoody-Buches !bzw. -Filmes) 
„Nicht ohne meine Tochter" durch Birgit 
Zoerner in der letzten spw. Vor ollem die 
beiden Filmbesprechungen thematisie­
ren die massenhafte Verbreitung 
rassistischer Einstellungen „für gehobe­
ne Ansprüche" in den aufgeklärten „Zivi~ 
gesellschaften" des Westens. So wird 
auch in kultureller Hinsicht der positive 
Bezug auf die „Zivilisation" und die 
,,Zivilgesellschatt" !einschließlich man­
cher „multikulfureller" Konstruktionen auf 
der linken) in Frage gestellt. 

Allerdings geht Christoph Spehr nun 
darüber noch deutlich hinaus, zumal er 
etwas unternimmt, was bei Ahlers fehlt: 
die Diskussion einer Perspektive. Es ist 
eindeutig: Er sieht sie im Bruch mit dem 
Projekt der lwesriichen) Moderne und 
„Aufklärungsemanzipation", in der 
Abkoppelung aus den weltweit vorge­
gebenen ökonomischen Zusammenhän­
gen !Perspektive: selbstverwaltete 
Subsistenzproduktion) und in der Zurück­
weisung internationaler {letztlich west­
lich dominierter) Regulierungsversuche 
[festgemacht an der Migrationsfrage). 

Hierbei gerät Sabine Kebir in sein 
argumentatives Schußfeld: Erwirtt ihren 
Ausführungen in der spw 1-91 vor, die 
Menschen in der „3.Welt" den Erforder­
nissen und Normen des Industriesystems 
und damit des Westens ausliefern zu 
wollen. Dies ist im gesamten Diskursfeld 
insofern ein sehr spannender Punkt, als 
Sabine Kebir selbst in einem früheren 
Artikel [spw 1-91) die „Weltherrschaft 
des Industriemenschen [bzw. -mannes)" 
in einer zunächst durchaus ähnlichen 
Weitsicht wie Ahlers, Spehr u.a. 
thematisiert hat. Allerdings wendet sie 
sich in diesem wie auch im von Spehr 

g: kritisierten Artikel zugleich gegen jede 
Form von Nischenstrategien, sieht zur 
Industrialisierung der bisherigen Enfwick­
lungsländer keine Alternative und stellt 
„nur" die Frage, ob eine andere Form 

\, 
::c: der Industrialisierung jenseits des 
~ ,,Industrialismus" möglich sei. In gewis-
s, ser Hinsicht fordert sie die Teilhabe der 
~ Massen in den südlichen Erdteilen an 
§ den Errungenschaften der bislang west­
o' 
UJ liehen Modeme ein. Was gleichzeitig 
~ ihre Transformation und „Entwestli-
; chung" einschließen dürfte. 

a:: Tatsächlich sehe ich hierin auch den 
~ Ansatz dafür, die radikale Zivilisations-
!!, und Gesellschaftskritik wieder mit dem 
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„Projekt der Modeme" zu verbinden 
und damit den Sackgassen zu entfliehen, 
in die sich fundamentale Kritiker der 
Moderne wie Spehr und realpolitische 
Weltzivilisiererwie Wilhelmyverrennen. 

Kritik und Perspektiven für den weiteren 
Diskurs seien an dieser Stelle nur kurz 
zusammengefaßt: 

1 . Der Ansatz von Spehr zielt gerade­
wegs auf die von Kebir kritisierte 
Nischenkonzeption. Die geforderte 
Abkoppelung aus der weltweiten öko­
nom ischen Arbeitsteilung ist für die 
[zumeist rohstoffimen) Länder der '4. 
Welt' längst bittere Realität im Rah­
men einer ökonomischen Weltord­
nung, in der der größte Teil der Han­
delsbeziehungen zwischen den ent­
wickelten kapitalistischen Ländern ab­
gewickelt wird. 
Spehrs Abkoppelungswirtschaltspo­
sition akzeptiert faktisch die gegebe­
ne Weltordnung, indem sie den An­
spruch aufTeilhabe am weltwirtschafl. 
liehen Reichtum mit dem Loblied auf 
die Subsistenzwirtschaft konfrontiert. 
Weltweite Umverteilung zugunsten 
einer anderen, selektiven und ressour­
censparenden Industriestruktur {s. 
Kebir, aber auch De~ef Bimboes in 
diesem Hett) ist die einzige Perspek­
tive für den Süden. In der ökonomi­
schen, sozialen und politischen Kul­
tur müßte daher ein Weg gefunden 
werden, der die Modernisierung der 
südlichen Weltregionen mit einer 
Entwesriichung der Moderne verbin­
det. 

2. EinederartigeweltNeite Regulierungs­
konzeption is.~ allerdings nur schwer­
lich durch die Uberlegungen von Frank 
Wilhelmyabgedeckt: Die Suche nach 
einem I internationalen Gewaltmono­
pol' bedeutet unter den gegebenen 
Umständen tatsächlich, eine Wel~ 
herrschaft des 1zivilisierten 1 Westens 
[unter US-Führung) über die anderen 
Weltregionen zu reetablieren. Denn 
eben dies - hierin lngolf Ahlers fol­
gend - war der tiefere Sinn des Golf­
krieges, der auch einen Konflikt zwi­
schen der 'modernen' Zivilisation der 
weißen Völker und dem 10rient' dar­
stellt. Hierfür steht stellvertretend wie 
auch zugespitzt der Konflikt zwischen 
Israel und Arabien. Die Ausführun­
gen zum Thema Israel/Irak zeigen 
deuriich die grundsätzlich wesrliche 

Parteinahme durch Frank Wilhelmy, 
die faktisch die neue Weltordnung 
unter Führung der USA akzeptiert. Im 
Rahmen einer derartigen Welt­
ordnung kann man allerdings die nur 
angedeutete Perspektive weltweiter 
Umverteilung zugunsten des Südens 
ebenso getrost vergessen wie im Ar.­
salz von Spehr. 

3. Aus meiner Sicht bietet der von Ahlers 
skizzierte Diskur~. - in Verbindung mit 
der 'Politischen Okonomie der Stall­
und Energiekreisläufe' a la Tjaden 
und Bimboes und der kulturellen Kri­
tik am zivilisierten Rassismus hiesiger 
Prägung -durchaus geeignete Grund­
lagen für eine radikale 1neue Welt­
sicht1 der Linken. In der Konsequenz 
aber wird man auf der einen Seite 
eine derartige Politische Ökonomie 
weltweit etablieren müssen. Auf der 
anderen Seite- und dies ist ein sprirr­
gender Punkt - braucht der 'Süden' 
Bündnispartner im 1Norden'. Wie im­
mer man im einzelnen zur vergange­
nen Rolle der UDSSR gestanden ha­
ben mag: sie hinterläßt gerade in 
dieser Hinsicht eine Lücke, die man 
nicht durch Abkopplungsstrategien 
oder 'internationale Gewaltmonopo­
le1 ausfüllen kann. Nofwendig ist ein 
Aufbrechen der 1nördlichen1 bzw. 
1wesrlichen 1 Allianz und die Enfwick­
lung einer eigenständigen Rolle Euro­
pas [d.h. zunächst einmal Westeu­
ropos) mit Blick auf die weltweite 
Produktionsweise wie auch auf das 
internationale Sicherheitssystem. 

4. Die Linke wird daher nicht daran 
vorbeikommen, ihre radikale Kritik in 
eine machtpolitische Option umzu­
setzen, die den Ländern der 13. Welt' 
BündnisperspektivenfüreineModerni­
sierung jenseits des bisherigen - in 
der Tat gewalttätig und rassistisch 
geprägten - Zivilisationmodells ver­
schafft. Und es wird daher hierzulan­
de darauf ankommen, den Diskurs 
entsprechend fortzuentwickeln und 
zu organisieren: im Sinne einer radi­
kalen europäischen Perspektive für 
die 1neue Weltordnung 1
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Christoph Spehr 

''Westliche'' Kultur und 
''multikulturelle'' Weltgesellschaft 

„Die Beute wird, wie das immer 

so üblich war, im Triumphzug 

mitgeführt. Man bezeichnet sie 

ols die Kulturgüter." 

(Walter Ben;omin, Über den Begriff der 
Geschichte} 

„Wir" fühlen uns gut. Es ist uns praktisch 
nicht auszutreiben. ,,Linke unterschei­
den sich von Linken durch die Lern­
fähigkeit der Einen ... Der an­
geschimmelte linke heute jedoch ist nicht 
nur bewegungsunfähig, sondern dazu 
noch bequem geworden. Er malt sich 
die Kämpfe im sog. Trikont nicht mehr 
aus, sondern er holt sich diese ins eige­
ne Haus. Multikulturell ist das Stichwort. 
Ausdrücke dieser Bewegung, die es so 
toll findet, wenn alles so schön bunt ist, 
finden sich an jeder Straßenecke: in den 
postmodernen Trinkhallen wird der neue 
Rausch kreiert ... "111 

Man kann nicht mehr vom Golfkrieg 
reden um vorzuführen, daß die Selbst­
gefälligkeit westlicher kultureller „Über­
legenheit" und die von uns ausgeübte 
Gewalt zusammengehören. Es würde 
verdecken, daß wir es nicht mit einer 
Ausnahmeerscheinung zu tun haben. 
Die Gewaltförrnigkeit des westlichen 
Systems nach "außen" nimmt empirisch 
zu; und die Propagierung von „Zivil­
gesellschaft", ,,Aufklärung", ,,Demokra­
tie" als Exportschlager des westlichen 
Systems ist ein Teil dessen. Nicht nur im 
Rahmen „präventiver Strategien" ge­
gen Kontrollverluste in der „Driften Welt", 
auch über die ganz normale „Entwick­
lung". Und gleichzeitig möchten wir uns 
mit allen an den „multikulturellen" Tisch 
setzen ... 

Christoph Spehr, Historiker, Augsburg 

Aber viele möchten das nicht mehr mit 
uns. Über die „multikulturelle" Gestik 
wollen wir die Einhaltung unserer Haus­
ordnung garantieren: das Credo in un· 
sere Werte. Denn wir gehen davon aus, 
daß wir mit den Werten westlicher Kul­
tur, den Glaubenssätzen der Aufklä­
rung, den demokratischen Errungen­
schaften und der industriellen Orientie­
rung der Welt etwas Bleibendes gege­
ben haben, woran sie sich zu halten hat. 
Ich stimme dagegen denjenigen zu, die 
das bestreiten. 

1. 
Multikulti und rassistische 
Ordnung: die historische 
Einheit von „Aufklärung" 

und Unterdriickung 

Gegen das Dogma von der wesrlichen 
Zivilgesellschatt und ihrer historischen 
Errungenschatt der Freiheit und Gleich­
heit gilt es festzuhalten, daß ihre 
500jährigeGeschichte gleichzeitig das 
hervorgebracht hat, was wir heute unter 
Rassismus verstehen und was -
unbeschadet älterer und anderer 
Rassismen - von damals bis heute Kata­
strophen produziert. 

Historisch waren alle Gesellschaften mit 
einer florierenden Güterproduktion und 
einer herausgehobenen Stellung im 
Weltsystem Einwanderungsgesellschaf­
ten und insofern „multikulturell": die 
mittelalterlichen orientalischen Gesell­
schaften, die frühneuzeirlichen schwarz­
afrikanischen Staaten, im 15.Jhd. Spo­
nien, Portugal, Frankreich, usw. Die Ein­
gewanderten waren nicht „gleich" mit 
den Einheimischen, sie waren rechrlich 
beschränkt und leisteten häufig schwere 
und schlechte Arbeit.Jedoch landen sie 
sich grundsätzlich in allen Berufen und 
Positionen, die auch Einheimischen of­
fenstonden; so wie es umgekehrt genug 
Einheimische gab, deren Leben und 

Die 
Gewaltförmigkeit 
des westlichen 
Systems nach 
„außen" nimmt 
empirisch zu 

Arbeit denen der am schlechtesten ge­
stellten Immigrantinnen glich. 

Erst die westlichen Staaten seit dem 
16.Jhd. erfanden eine besonders starre 
Fixierung der Immigrantinnen auf_ min­
derwertige und schlechte Arbeit, die sie 
außerhalbdereigenNichenGesellschaft 
und zunehmend auch außerhalb des 

nationalen Kernterritoriums an~.~'.·.·.'''.··.· . ."; .. J.,' 
- in den Kolonien. So lebte ta · '" 11:h 
kein Weißer wie die Sklave~1~~j~alitn 
spanischen Zuckermühlen, dil?d~n 
amerikanischen Plantagen, Wj~~((die 
Zwangsarbeiter in den deutschen Kolo­
n ien. Schon gor nicht wie die Sklavinnen, 
die zugleich vergewaltigt und deren 
Kinder getötet werden konnten. 

Erst jetzt galten Nicht-Weiße pauschal 
als Menschen minderen Rechts, begrün­
det aus ihrer angeblich minderen Natur. 
Erst jetzt wurde allen fremden Gesell­
schaften eine unterlegene Kultur zuge­
schrieben. Die Kreuzritter kannten noch 
islamische Krieger, Venedig und Byzanz 
afrikanische Könige und Händler. Bis 
zum 18.Jhd konnten die weißen Herren 
dann nurmehr sich selbst [Menschen), 
nicht-weiße Untermenschen und weiße 
nicht-männliche „defizitäre Menschen". 
Der „moderne" Rassismus, der sich her­
ausbildete, war Teil einer neuen Logik, 
die auf den Grundlagen des Völker­
mords, der Zerstörung fremder 
Gesellschaftsgrundlagen und der mas­
senhaften Deportation wuchs. Die por­
tugiesische Krone, die englischen 
Sklaventransporteure und deutschen 



Finanziers des 16. und 17 Jhds lernten, 
daß sich eine vernichtete Bevölkerung 
der Neuen Welt erfolgreich und 
profitabel durch eine eingefangene Be­
völkerung Schwarzafrikas ersetzen ließ. 
Damit konnten sich erstmals Machtha­
ber von den Reproduktionsnotwen­
digkeiten unterworfener Fremdbevöl­
kerungen und ihrer gesellschaftlichen 
Mikrostrukturen „emanzipieren". Die 
ganze Welt wurde zum Rechenbrett 
austauschbarer Einheiten, Menschen­
leben eingeschlossen. 

Die 
Industrialisierung 

ist die Übersetzung 
der sozialen 

Technologie der 
Rationalisierung 

und der politischen 
Technologie der 

Aufklärung in eine 
maschinelle 

Technologie, die 
äußerste 

Festschreibung der 
Trennung von 

Produktion und 
Reproduktion. 

So war der gigantische globale Gewalt­
akt auch eine philosophische „Errun­
genschaft": die Geburtsstunde der „Auf­
klärung" und des „reinen Subjekts", das 
die Welt als totales Objekt konstruierte. 
Das Bekenntnis zum reinen Denksubiekt 
worein Bekenntnis zur neuen Herrschaft 
durch umfassende Manipulation. Daß 
die eigene Person, fremde Völker, aus­
gegrenzte Minderheiten, unterworfene 
Bevölkeruno und das andere Geschlecht 
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gleichermaßen zum Objektwurden, war 
eine scheinbare Gleichheit: denn der 
Machtzuwachs, den diese Konstruktion 
barg, war bei einer konkreten Gruppe 
angesiedelt, die davon profitieren konn­
te. Die „kartesianische Wende" war das 
Bekenntnis zum Willen zur Macht wei­
ßer gebildeter Männer in den verschie­
denen Staatsfunktionen der abendlän­
dischen Zentren. 

Dabei hat die „Aufklärung" alspolitisch­
soziale Bewegung historisch hinläng­
lich klar gemacht, für wen sie da ist. Im 
Zeichen der „Aufklärung" vertrat und 
organisierte männliche weiße Herrschaft 
die Ausübung von Macht auf einer 
antiklerikalen und antifeudalen Grund­
lage -durch die demokratische Organi­
sation der öffentlichen Sphäre, an der 
keineswegs alle teil hatten. Die 
„ Trittbrettfa hrerlnnen" der Gleichheit, die 
glaubten die Versprechen der Französi­
schen Revolution auch für sich in An­
spruch nehmen zu können, wurden 
abgeschmettert: die Frauenrechtlerin 
Olympe des Gouges starb auf dem 
Schafott, der Anführer der „schwarzen 
Jakobiner" auf SaintDomingue, Toussaint 
L'Ouventure, in einem französischen 
Kerker. 

Die patriarchal-weiße „multikulturelle 
Weltordnung" wurde in der Aufklärung 
aufrechterhalten, wie sie vorher mit dem 
„Siegeszug der Vernunft" entstanden 
war. Wenn heute über „multikulturelle 
Gesellschaft" und „multikulturelle Welt­
gesellschaft" positiv gesprochen wird, 
kann dies deshalb bedeuten, daß die 
vorhandene rassistische Unterdrückung 
und Ausgrenzung zur Normalität erklärt 
wird: Das Problem sind wieder einmal 
die „Anderen". Die rassistische Struktur 
der Weltordnung wird beschönigt. 

Wir müssen stattdessen uns selbst als 
das Problem erkennen. Hinter multiku~ 
tureller „Toleranz" befestigen wir die 
ideologische Gleichung: wesHiche „Auf­
klärung" =Emanzipation.Diese ideolo­
gische Gleichung ist die große Sackgas­
se heutigen emanzipatorischen Bestre­
bens, hier wie weltweit. Ihre Zerstörung 
erfordert die historische Klärung der 
Frage, ,,welche Emanzipation" sich mit 
der wesHichen Zivilgesellschaft verbun­
den hat, und die !Rück-)Gewinnung ei­
ner emanzipatorischen Theorie und Pra­
xis jenseits dieser „westlichen" Glei­
chung. 

II. 
Aufklärung als Auslieferung: 

Die logische Einheit 
von „Auffc:lärung"" und 

Unterdrückung 

„Verlieren wir keine Zeit mit sterilen 
Litaneien oder ekelhafter Nachäfferei. 
Verlassen wir dieses Europa, das nicht 
aufhört, vom Menschen zu reden, und 
ihn dabei niedermetzelt, wo es ihn trifft, 
an allen Ecken seiner eigenen Straßen, 
an allen Ecken der Welt. Ganze Jahr­
hunderte lang ... hat es im Namen eines 
angeblichen 'geistigen Abenteuers' fast 
die gesamte Menschheit erstickt."12) 
Sa hieß es 1961 bei Frantz Fonon in 
den „Verdammten dieser Erde". 30Jah­
re später triumphieren die Zumutungen 
an die Länder des Trikont. Das folgende 
Zitat jvon Sabine Kebir in spw 57) ist 
typisch, gerade weil es sich eines fort­
schrittlichen Anspruchs sicher wähnt: 

„Allen romantischen Vorstellungen zum 
Trotz sind die Länder der Dritten Welt 
dazu verdammt, die Herausforderun­
gen der Industrialisierung anzunehmen, 
wodurch sie auf Dauer nicht umhin­
kommen, auch gewisse neue, für die 
Industrialisierung notwendige Über­
bauten zu entwickeln, wie zum Beispiel 
einen mit dem Arbeitsrhythmus einher­
gehenden Lebensrhythmus Bei der 
Entwicklung von modern funktionieren­
den Industrienationen verwandeln sie 
sich jdie traditionellen Überbauten) je­
doch größtenteils in Hindernisse ... kann 
derEinAuß, der über Film und Fernsehen 
auf die Entwicklung eines neuen Bildes 
der Frau transportiert wird, niCht nur 
negativ gesehen werden. Er fördert das 
anzustrebende Resultat zwar nicht auf 
direktem Wege, sondern eher über den 
Umweg von Konsumwünschen, in Be­
zug auf das Freizeitverhalten, Mode, 
Reisen usw. Diese Wünsche können 
jedoch viele junge Mädchen in die Welt 
der Arbeit führen."j3) 

Man muß die einzelnen Bestandteile 
dieser Vorstellung analysieren, um den 
Zusammenhang zwischen westlicher 
„Aufklärung" und wesHicher Zumutung 
an die „Anderen" genau zu sehen, der 
darin beispielhaft zum Ausdruck kommt. 
Da ist zunächst die Unausweichlichkeit 
einer Entwicklung hin zu „modern funk­
tionierenden Industrienationen", die sich 
die Entwicklung der westlichen Staaten 
zur verbindlichen Zeitachse nimmt, auch 
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wenn damit Katastrophen (,,verdammt") 
impliziert werden. Soziale Gefährdung 
und Gewalt gelten dann als vertretbar, 
wenn sie gleichzeitig mit Industrialisie­
rung auftreten. 

Die Katastrophen der Industrialisierung 
werden als „Herausforderung" bezeich­
net- d.h. als zu akzeptierende „Härten". 
Die Industrialisierung ist die Überset­
zung der sozialen Technologie der 
Rationalisierung und der politischen Tech­
nologie der Aufklärung in eine maschi­
nelle Technologie, die äußerste Fest­
schreibung der Trennung von Produkti­
on und Reproduktion. Ihr Wesen ist es, 
daß dem Menschen real alles genom­
men und potentiell alles wiedergegeben 
wird - abhängig von seiner sozialen 
Machtstellung und produktiven Position. 
Dabei ist es gleichgültig, ob dies über 
einen Markt oder über Zuteilung erfolgt. 
Die Entäußerung ist auf jeden Fall total 
- und die Gefährdung immer vorhan­
den. 

Die Gesellschaft und der Mensch sollen 
sich selbst in umfassendem Sinne auslie­
fern an die rationalen Erfordernisse des 
Industriesystems - störende Denkweisen 
und Sozialnormen {,,traditionelle Über­
bauten") haben ebenso zu verschwin­
denwie ein dem erforderlichen ,,Arbeits­
rhythmus" entgegenstehender „Lebens­
rhythmus". Der ideale Mensch ist, wie 
die natürlichen Ressourcen, dem Prozeß 
der industriellen Wertschöpfung 
schrankenlos disponibel. Diese ldea~ 
person ist eine männliche, die von einer 
weiblichen reproduziert wird, was erst 
ihre volle Disponibilität garantiert. Jun­
ge Mädchen sind als das größte und 
billigste„neuzugewinnende" Arbeitskräf­
te-reservoir zu mobilisieren, bevor sie 
erwartungsgemäß in eine reproduktive 
Biographie fallen. Dieser Gesamtprozeß 
gilt als „vernünftig". 

Wo steckt bei all dem die Vernunft? Sie 
steckt nicht in der Entscheidungs­
kompetenz der einzelnen, die ja - durch 
Zerstörung unpassender Denkweisen 
und Verführung über „Konsumwünsche" 
• gezielt gebrochen werden soll. Der 
Gesamtprozeß selbst gilt als vernünftig, 
die Transformation in ein System, das 
die totale Verfügbarkeit von Menschen 
und Ressourcen gewährleistet; ,,Entwick­
lung" selbst wird als das Fortschreiten 
dieser Verfügbarkeit definiert. 
Tendenzen rationaler Durchdringung von 

traditionellen Annahmen, von Beweis­
führung, naturwissenschaftlichen Metho­
den und SelbstreAexion kannte auch die 
islamische „Aufklärung" des Mittelal­
ters. Demokratie im Sinne von allgemei­
ner, gleicher Partizipation an Entschei­
dungen ist ebenfalls keine abendlän­
dische Erfindung, sondern fand sich in 
afrikanischen „Dorfdemokratien "wie in 
vielen anderen frühen lokalen Struktu­
ren. Was wir als die philosophischen, 
politischen und sozialen Errungenschaf­
ten der konkret-historischen westlichen 
„Aufklärung" apostrophieren, hat seine 
Spezifik in der totalen gesellschaftlichen 
Neuorganisation unter der Führung zen­
traler Instanzen, und im Prinzip der 
totalen Disponibilität. Was wir uns als 
,,Aufklärung" vorstellen, bedeutet Aus­
lieferung. Und wir hängen an ihr, weil 
sie unsere Vormacht befestigt. 

Zivilisationstheorie, Rassismus und Sexis­
mus sind in dieser westlichen „Aufklä­
rung" genuin miteinander verbunden. 
Denn die Auslieferung an ein gesel~ 
schaftlich konstruiertes „ vernünftiges Sub­
jekt" und den von ihm initiierten Wandel 
kommt den Machthabern zugute. Sie 
kommt denen zugute, die erklärtermaßen 
i•produktive 11 Arbeit leisten und nicht 
etwa reproduktive: d.h. im gesamten 
Durchschnitt den Männern und nicht 
den Frauen bzw. den Zentrumsländern 
und nicht den Ländern der Peripherie. 
In den nicht-westlichen Ländern hat die­
ser Wandel nicht einfach katastrophale 
Nebenfolgen, sondern der Wandel ist 
die Katastrophe. Die Experimente der 
,,nachholenden Entwicklung", am be­
rühmtesten die „Grüne Revolution" Indi­
ens und die „Weiße Revolution" in Per­
sien, zerstörten zunächst die ländliche 
Subsistenzwirtschaft, um sie zur „ratio­
naleren" Massenproduktion von Lebens­
mitteln für den Export und Menschen in 
die Industrie zu treiben; die solcherart in 
Stadt und Land geschaffenen reinen 
Arbeitskräfte waren dann den Schwan­
kungen des (Welt-)Marktes ausgeliefert 
und Schüben von Verelendung ausge­
setzt. Vom Wandel profitieren konnten 
diejenigen, die über viel Grund verfüg­
ten oder in „qualifizierten" Stellungen 
tätig waren. Neue Ungleichheit und der 
Verlust von Resten einer selbst­
kontrollierten Lebensweise waren die 
Folge. 

Im Zentrum dagegen fällt für die meisten 
doch etwas ab. Die Integration in die 
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weiße heterosexistische Zwangs­
gesellschaft verspricht Teilhabe am Ge­
winn. Die Integration der weißen 
Arbeiterschicht und die ungleiche Inte­
gration weißer Frauen haben die 
Stabilität erhöht, den Großteil der Bevöl­
kerung auf den Erfolg „ ihrer" Staaten 
verpAichtet. 

Selbst im Zentrum gilt aber: man kann 
gar nicht so viel verdienen, wie man 
gleichzeitig an Selbstbestimmung und 
unmittelbarer Kontrolle verliert. Trotz der 
privilegierten Stellung im Weltsystem 
gilt der Befund, daß der Einschränkung 
von Lebensmöglichkeiten auch in den 
Zentren nicht mit dem „westlichen Eman­
zipationskonzept" zu begegnen ist. Die 
„Unbewohnborkeit" der Städte, die 
psychosomatischen Reaktionen auf 
Entfremdung und Vergiftung, die 
zerstörerischen Folgen einer komplett 
„ausgelieferten" Lebensweise und 
Selbstdisziplinierung, die Unerreichbar­
keit realer Entscheidungspartizipation 
sind Streiflichter darauf. 

Selbst wenn „multikultureller" Politik in 
den Zentrumsländern gewisse Verbes­
serungen der Situation von lmmigranttn­
nen gelingen sollten, kann die Parti­
zipation deren Unterdrückung nicht auf-

heben: sie stärkt die Grundlagen des 
Systems und damit die Voraussetzungen 
der Unterdrückungsverhältnisse, die ei­
nen selbst wieder treffen. Der „Erfolg" 
der westlichen Staaten erzeugt immer 
neue Katastrophen an der Peripherie, 
mit denen die lmmigrantlnnen in 
rassistischer Weise identifiziert werden. 
„Angebote" ändern nichts daran, daß 
der Erfolg des Auslieferungssystems die 
Kluft zwischen Gewinnern und Verlierern 
immer weiter steigert. 

Die Betrachtung heutiger emanzipa­
torischer Bewegungen, die sich gegen 
Ausbeutung und Gewalt wehren, zeigt, 
daß der Ideenkatalog westlicher „Auf­
klärung" vermehrt auf Ablehnung stößt, 
ja daß diese Bewegungen sich gegen 
die Vernunft der ausliefernden „Aufklä­
rung" direkt wenden. Die letzten Jahr­
zehnte sind voller Versuche, in andere 
Richtung davonzuschwimmen. Autono­
me „Basisprojekte" in den Trikont-Län­
dern; Befreiungsbewegungen und linke 
Trikontländer, die reale technisch-sozio­
le Alternativen schufen oder suchen; 
weißer und nicht-weißer Feminismus; 
schwarze Emanzipation und Militanz; 
„Ecoresistance"; Flüchtlingsbewegung 
etc.: Sie alle folgen zu einem erhebli­
chen Teil eigenständigen Logiken von 

Emanzipation, die nicht mehr auf „Über­
nahme und Anwendung" der westli­
chen „Aufklärungsemanzipation" auf die 
eigene Gruppe abzielen. 

III. 
Step across the border: 
Annäherung an einen 

emanzipatorischen Diskurs 
jenseits des westlichen 

Modells. 

Ich rede hier über „uns". Wir befinden 
uns in einer iener Detektivgeschichten, 
an deren Ende der Nachforschende 
sich selbst als den Täter erkennt. Autor 
und lesende sind vereint in unserer 
Täterschaft, wenngleich in unterschiedli­
chem Maße und unterschiedlichen Rol­
len. 

Deshalb kann es nicht ongehen, hier 
eine andere Emanzipationstheorie, eine 
Theorie der Unterdrückten, formulieren 
zu wollen. Diese Theorie und ihre Praxis 
formuliert sich gegen „uns", gegen die 
Herrschaft weißer nichtausgegrenzter 
Männer in den Zentrumsländern, mit 
ihrer „produktiven Rolle" und „westli­
chen Kultur". Diese Tatsache können we­
der ich noch „wir" !das heißt die weiße 
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männliche Mehrzahl der Leserinnen die­
ser Zeilen) durch flotte Solidarität über­
springen. Leute wie ich und mein aktuel­
ler „ideeller Gesamtleser" haben wenig 
vorzuweisen, was uns Teilhabe an ei­
nem alternativen Diskurs erlauben wür­
de; auch wenn ich glaube, daß unsere 
eigene wirkliche Befreiung, wenn wir 
sie denn wagen sollten, von diesem 
Diskurs lernen müßte. 
Wir können aber mit unserer selbst­
herrlichen theoretischen und praktischen 
Verhöhnung dieser anderen Emanzipa­
tion aufhören und besser begreifen, 
warum wir mit unserer Partizipation am 
System westlicher Aufklärungs- und 
Auslieferungsunterdrückung brechen 
müssen. Und sei es, um den Feuerlö­
scher stehen zu lassen, wenn Teile des 
westlichen Hauses aus berechtigten 
Gründen angesteckt werden. 

Meine These ist, daß sich in den 
alternativen Versuchen der erwähnten 
Emanzipationsbewegungen Annäherun­
gen und Überschneidungen erkennen 
lassen, die ich hier um drei Hauptbegrif­
fe gruppiere, und daß diese alternativ­
emanzipatorischen Begriffe sowohl über 
einen utopischen Gehalt, eine Andeu­
tung eines möglichen anderen Lebens, 
verfügen, als auch Maßstäbe für konkre­
te Handlungsentscheidungen setzen. Es 
sind keine Bausteine einer „Logik", die 
über den Subjekten und Bewegungen 
steht, sondern eher Verständigungs­
begriffe. 

( 1 ) ,,Selbstbestimmung" 

Selbstbestimmung meint: Das eigene 
leben, die eigene Körperlichkeit, die 
eigene Lebensführung und Gedanklich­
keit, die eigene Biographie bestimmen, 
entscheiden und verwirklichen können. 
Sie ist nicht aufspaltbar in einzelne 
,,Individualrechte", sondern meint tat­
sächliche, umfassende Kompetenz. Uto­
pisch gesehen zielt sie auf eine selbst­
verwaltete Ökonomie, die Formen der 
Subsistenzproduktion nicht via Zirku­
lation und Warenform von der 
Konsumption trennt, und auch die Unter­
bindung von Eigentumsrechten jenseits 
der eigenen Reproduktions- und Lebens­
sphäre. 
Strategische gesehen bedeutet „Selbs~ 
bestimmung", die Bereitstellung bzw. 
Aneignung kostenloser Arbeit zu ver­
weigern. Dies betrifft weibliche Arbeit, 
die sich Männer kostenlos aneignen, 

wenn sie Reproduktionsorbeit für sich 
selbst !und für Kinder, Alte, Kranke usw.) 
auf Frauen abwälzen. Und es betrifft die 
Zurichtung von Gesellschaften der welt­
wirtschaftlichen Peripherie zu Lebens­
mittel- und Textilfabriken und Rohstoff­
lagern, deren Gesamtarbeit unbezahlt 
in unseren privaten und industriellen 
Konsum Aießt. ,,lohn für Hausarbeit" 
und „gerechte Preise" können diese 
Struktur nicht brechen, sondern nur Ab­
koppelung und „vernetzte Autonomie". 

Selbstbestimmung muß mit der spezifi­
schen Zusatzbedeutung für Frauen ge­
sehen werden, ihre Reproduktions­
fähigkeit und ihren Anteil an der not­
wendigen Reproduktionsarbeit selbst 
vollständig kontrollieren zu können. -
Auf „multikulturelle" Fragen bezogen, 
folgt aus der „Selbstbestimmung" z.B., 
daß Migration aus elenden und unwür­
digen Verhältnissen ein Element von 
Selbstbestimmung und nicht rechtmäßig 
zu verhindern ist. 

(2) ,,Definitionsmacht" 

Der Begriff der Definitionsmacht bedeu­
tet den Bruch mit der „Erziehungs­
funktion" und dem „Fürspracherecht" 
über andere. Die Verteidigung unter­
drückter Gruppen in ihrer Identität kann 
nicht an eine überpersönliche Rechts­
oder Argumentationslogik übertragen 
werden. Konkret gesagt: was als Ge­
walt von den Betroffenen definiert wird, 
i~t Gewalt - und impliziert ein 
Verweigerungsrecht(auch Verweigerung 
von Information und Kooperation etc.). 

Entsprechend gibt es in allen Entschei­
dungen ein Recht der Differenz - die 
Vermittlung kann nicht durch ,,logische" 
oder „gerechte" Gesetze erfolgen. Uto­
pisch wie strategisch gesehen geht es 
um Strukturen freier Einigung zwischen 
Individuen bzw. Gruppen, die nicht in 
einem homogenen Körper nach 
Mehrheitsrecht zusammengefaßt sind. 
Zur Definitionsmachl gehört das Recht 
auf Zutrittsverweigerung anderer, auf 
lemporären Abschluß der eigenen Grup­
pe. 

(3) ,,Selbstbewußtsein" 

Selbstbewußtsein meint die selbst­
gelenkte Arbeit an der eigenen Identität, 
durch Aufklärung über sich selbst, die 
eigene Geschichte/Lage/Perspektive/ 

Diskussion, etc. _ und zwtir _tj!fhe·" 
andere, sondern durch sich selbst! 
bewußtseinistdieF 'h ·1 ··A·.· '.·'.'""."'"""'"•"'.,.· re1 e1 zur , us~~~···• .'', 
der eigenen Definitionsmocht(:fü~.::i ,· 
Freiheit muß unterstützt werdeh·\jU}th 
freien Zugang zu Wissen und ~o~i­
gen Arbeitsmitteln, und sie hat frei zu 
sein von Kontrolle. 

Es geht nicht um einen über den Markt 
vermittelten Pluralismus, sondern um das 
Recht jeder sozialen Gruppe, das für sie 
notwendige und eigene Wissen und 
Denken kollektiv entwickeln zu können. 
Handlungen, die nötig sind, um· dfeses 
Selbstbewußtsein zu erlangen, hqben 
ihre Rechtfertigung - auch Wider's!ond 
und symbolische Gewalt. - Ich mei.ne, 
daß eine Konsequenz von „Selbstbe­
wußtsein" z.B. ist, der Schaffung eige­
ner universitärer Zusammenhänge und 
Einrichtungen für ethnische Gruppen 
den Vorzug vor Bemühungen auf „Inte­
gration" und Stellenanteile zu geben. 
Die Ausgestaltung einer Praxis, die sich 
auf solche Bruchstücke einer alternativen 
emanzipatorischen Begrifflichkeit be­
zieht, wird auf den verschiedenen Ebe­
nen des Weltsystems notwendig ver­
schieden aussehen. Immer wird sie aber 
davon gekennzeichnet sein, eine: .Ein­
heit von Selbslveränderung, ei~er 

Selbstorganisation und Zerstös.'.;~1.::. Pr 
herrschenden Zwangsverge · ··· -
tung anzustreben. ?lfi~!frii;i 1 

'."~~;-:.' 
Migration kann hier eine positive ~olle 
spielen, wenn wir nicht versuchen, die 
Auseinandersetzung über die Grenzen 
der Zentrumsländer hinaus und zwi­
schen verschiedenen Kulturen und· Be­
wegu ngen durch „multikulturelle" 
Zimmerdialoge zu ersetzen, sondern zu 
ergänzen und zu vertiefen. Dabei geht 
es nicht mehr um Integration und soziale 
Befriedung. Es geht um einen interkul­
turellen, antirassistischen Diskussions­
und Praxiszusammenhang, der das Ende 
der „westlichen" Dominanzkultur zum 
Thema hat. 

Weiße Herrschaft . Rassismus und 
lmperialisrnus. In: Metropolenjgedanken) & 
Revolution. Berlin 1991. 

2 Franlz Fanon: Die Verdammten dieser Erde. 
Frankfurt a.M. 1981. S. 263. 

3 Sabine Kebir: Die Internationalisierung der 
Zivilgesellschaft. spw 57, Köln 1991. 
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~sehe Quersdiliiger 

Klaus BITTERMANN (Hr;g.): ,,Liebesgrülle 
aus Bagdad", Edition Tiamot, Berlin 
1991, 155S., 20,-

IIDer 
Ölteppich 
kam nicht 
bis Sylt ••. '' 
,,Während überall in der Welt die Men· 
sehen erleichtert aufatmen, während die 
irakischen Soldaten den amerikanischen 
Gl's ... aus Dankbarkeit um den Hals 
fallen, macht sich in Deutschland eine 
klammheimliche Enttäuschung breit. Die 
Apokalypse wurde bis auf weiteres ver­
tagt, der Dritte Weltkrieg hat nun doch 
nicht ~tattgefunden ... und -vor allem! -
der Olteppich aus dem Golf konnte 
schon weit vor Sylt gestoppt werden." 
(7 /8) · Die elf Schriftsteller und Autoren, 
hier Henryk BRODER, die sich mit dem 
Essaybändchen „Liebesgrüße aus 
Bagdad" zu einer Nachbetrachtung auf 
den deutschen Umgang mit dem Golf. 
krieg zusammengefunden haben, set­
zen bewußt auf Polemik und Provoka· 
tion. Nachdem der Al~inke Wolf Bier­
mann mit seinem Stoßseufzer 'Gottsei­
dank-.für lsrael-geht's den USA am Golf 
um's 01!' den Stein ins Rollen und als 
erster Sand ins ideologische Getriebe 
der ehemals eigenen Reihen gebracht 
hatte, will Herausgeber Klaus BIITER· 
MANN im Rahmen seiner Reihe „critica 
diabolis" eine diabolische Breitseite auf 
alle Mitwirkenden nachschieben. Das 
sind ,~9ie Friedensbewegung", ,,Presse 
und Offenttichkeit" (unter besonderer 
Berücksichtigung von SPIEGEL, TAZ und 
ZE11], ,,die guten Bürger dieses Landes" 
und viele weitere Mitwirkende. 

Es gibt viel zu kritisieren an einem viel­
fach zu beobachtenden Auftreten der 
Friedensbewegten in jenen späten 
Januartagen, das mir persönlich - als 
Mitorganisator der drei großen Stuttgar­
ter Kundgebungen - von Tag zu Tag 
mehr Unbehagen bereitete. Polemik und 

Provokation sind dem Sachverhalt wie 
auch den Adressaten angemessen. Ralph 
GIORDANO beklagt den „einseitigsten 
'Pazifismus' der mir je begegnet ist" 
(81 ), der alle möglichen Beteiligten (au­
ßer Saddam) zu den Feuerteufeln vom 
Golf erklärte. Er besteht zudem darauf, 
daß zwar „ohne die sowjetische und 
westliche ... Waffenhändler- und 
Rüstungsmafia der Iraker ein lokaler 
Despot geblieben" wäre (84), daß je­
doch letztendlich eines klar bleiben soll­
te: ,,Der Täter heißt Saddam ussein!" 
!und nicht Edzard Reuter, möchte man in 
Erinnerung an die vielen Transparente 
anfügen). 

Differenzierend will GIORDANO auch 
die Rolle der USA betrachtet wissen . 
nicht zuletzt aufgrund seiner eigenen 
Erfahrung der Befreiung aus der Nazi­
herrschaft: ,,Ich weiß nicht mehr, wie oft 
ich mich gegen eine amerikanische 
Außenpolitik empört habe, die sich mit 
allen rechten Diktaturen rund um den 
Erdball liiert hat ... · ein Gesicht der 
Weltmacht USA, aber nicht ihr einzi­
ges." (82) Arnos OZ legt· auf der Suche 
nach der Befindlichkeit der Friedens­
bewegung - dazu passend nach indem 
er treffend einen Hang zur Auffassung 
konstatiert, ,,die Dritte Welt sei das abso­
lut Gute", während die nord­
amerikanisch-wesHiche „die Koalition 
der schlechten Kerle, in jedem Fall mit 
Amerika als dem Teufel für alle Ewig­
keit'' darstelle (Interview mit Frank 
Schirrmacher, 87). ,,Aber das ist Theok>­
gie, nicht Politik". Wie wahr! 

Zu dieser „Koalition der schlechten Ker­
le" in ihrer spezifischen Ausformung 
zum Jahresbeginn gehörte natürlich Is­
rael. Die Vorwürfe aller Autoren an die 
diesbezügliche deutsche Beteiligung lie­
gen auf der Hand: Zum einen HilAosig­
keitgegenüber Aggression: Die „Naivi­
tät, mit der, getreu der Parole 'Krieg ist 
nur ein Ergebnis unserer Phantasie­
losigkeit', in jedem Winkel für den Frie­
den getrommelt und gepfiffen wird, 
gleicht im Resultat den bunten Bildchen, 
zu denen die Kinder ihre Angst mit 
Maistiften und kreativ verarbeiten sol­
len." Uoachim BRUHN, 131 f.J - ,, ... als 
eine Zuhörerin die bedenkenswerte 
KonRikttösungsstrategie (im Rundfunk) 
unterbreitete, man möge doch an Bush 
und Saddam die Worte richten: 'Du bist 
okey, ich bin okey"'. (BIITERMANN, 
104) 

Zum anderen Heuchelei: ,,Wenn nicht 
gerade die israelische Armee involviert 
ist, fällt das Medienecho solcher Greuel 
[gemeint sind Ziviltote wie bei den 
Gemetzeln in Afghanistan oder Indien] 
eher neutral aus ... " (123)- ,,Es geht nicht 
um Waffenruhe. Welcher ARD-Korre­
spondent hätte je den ANC darum an­
geAeht?" Uörg FRIEDRICH, 124) 

Insbesondere wird der Finger in die 
Wunde des Widerstands gegen die 
Lieferung deutscher Patriot-Raketen zum 
Schutz Tel-Avivs gegenüber den Scud­
Raketen sowie der Weigerung des Per­
sonals in diversen deutschen Kranken­
häusern, amerikanische Verwundete zu 
behandeln, gelegt. Der SPD-Kanzler­
kandidat hatte im Wahlkampf und spä­
tereineandere Varaiante im Köcher, die 
auch mir nie einzuleuchten vermochte: 
„Traditionsverbunden dünkt es Oskar 
Lafontaine das perverseste von der Welt, 
daß Bundeswehrsoldaten das Gas hei­
mischer Hersteller einatmen. Minder 
pervers wäre demnach, daß die 
Inhalation deutscher Gase anderen [ge­
meint sind amerikanische Soldaten und 
israelische Zivilisten] zuteil wird". (122) 
Leider kippt bei einer Reihe von Autoren 
die Polemik um. Der Herausgeber selbst 
ist kräftig dabei, wenn er schreibt, die 
peinliche europäische Zusammenarbeit 
bei Husseins Aufrüstung sei „also ge­
meint, als Weizsäcker vom erfüllten Le­
ben im europäischen Haus schwafelte". 
(BIITERMANN, 100) Es kommt noch 
derber, wenn er Analogien zu Demon­
strationen „mit HiHer für den Frieden" 
bemüht und die „Leitfigur Weizsäcker", 
die dem Ausland drohe (113) gleich 
noch mit verhackstückt. Eike GEISEL 
schließt sich nahrlos an mit der von ihm 
ausgemachten „pazifistische Werwolf­
Truppe" der Friedensbewegung (56). 

Den Vogel schießtfreilich Henryk Broder 
mit seinen Analyse des „Gedanken­
schrotts von Leuten wie Schwarzer, 
Ströbele, Schröder ... " ob: ,Je heftiger 
der Vergleich 'Hussein = Hitler' abge­
wehrt wird, umso stärker wird der Irak 
von heute mit dem Deutschland von 
damals identifiziert" (30). ,,Die mögli­
che Vernichtung Israels wurde nicht nur 
als die logische, fast zwangsläufige 
(also verdiente) Konsequenz der israeli­
schen Politik billigend in Kauf genom­
men, diese Option hat Saddam Hussein 
genau den Sympathie-Bonus verschafft, 
den er mit seinem antiimperialistischen 

Gedröhne allein nicht erreicht hätte. 
Daß ich ia richtig mißverstanden werde: 
Ich meine nicht, daß sich die Mehrheit 
der Deutschen die Vernichtung Israels 
wünscht, im Gegenteil. Ich meine nur, 
daß in einem relevanten Teil der Friedens­
bewegung der unbewußte aber über­
aus heftige Wunsch das Fühlen, Denken 
und Handeln bestimmt, Saddam Hussein 
möge die historische Chance nutzen 
und den Job vollenden, den die Nazis 
nicht zu Ende bringen konnten" (32). 

Da gibt es freilich nichts mehr mißzu­
verstehen. Schon gar nicht, wenn zwi­
schen jenen Befunden bzw. Zitaten von 
Friedensbewegten aus jener Zeit immer 
wieder Hussein-freundliche bzw. 
antisemitische Äußerungen junger Neo­
Nazis geschickt eingeflochten sind. Die 
Friedensbewegung - im Vollrausch der 
Deutschen Einheit- auf dem Weg zur SS 
des 21. Jahrhunderts?? 

Es bleibt sehr fraglich, ob die überfälli­
gen Anstöße zur Selbstreflexion eines 
nicht unbedeutenden Teils der deutschen 
Linken über die zunehmende Verstrickung 
in einfache, schwarz-weiß gezeichnete, 
von 'idees re<;ues' bestimmte Weltbilder 
nicht an einer Mauer beleidigten Schwei­
gens abprallen müssen. Der Hinweis 
von Cora STEPHAN, daß „die Parole 
'Keine Deutschen Soldaten an den Golf' 
auch als nationalistische Selbstbezo­
genheit interpretiert werden" könne, 
wäre dabei ebenso bedenkensund 
verbreitenswert ~ie der Befund eines 
deutschen „prinzipienstarken Hangs zu 
absoluten Werten anstelle des weniger 
hehren, dafür aber menschenfreundli­
cheren Relativismus der Sphäre des 
Aushandelns, eben der Politik" (148). 
Ebenso verdiente der Umstand nähere 
Betrachtung, daß die Friedensbewegung 
-anders als noch 1983 - mäglicherwei· 
se sogar die Mehrheit der 'Macher' von 
elektronischen und Print-Medien, in je­
dem Fall jedoch die Sympathie eines 
Heeres von Journalisten auf ihrer Seite 
hatte, während der Rückhalt in der Be­
völkerung eher geringer war. (Selbst 
heute noch könnte man aufgrund der 
Fernsehberichterstattung aus Kuweit 
manchmal zu dem Schluß kommen, die 
Alliierten seien Für di~ Verwüstungen 
durch die brennenden Olquellen verant­
wortlich) 

Schade, daß hier durch redaktionellen 
pfusch einigen Autoren ein Forum gege-

ben wurde, auFdem sie sich seitenweise 
(und offenbar mit Wollust) verbal über­
geben konnten. Fast die Hälfte der Bei­
träge (an vorderster Front der von 
Enzensberger) lesen sich mit ihren bei­
nahe wortgleich und gebetsmühlenhaft 
wiederholten Klischees wie die Tonband­
abschriften von einem Zecherstammtisch 
des Dan-Diner-Fanclubs nach der vier­
ten Runde. 

Schade möglicherweise auch um den 
Interview-Beitrog von OZ, der als Betrof­
fener der Scud-Angriffe und Aktivist der 
israelischen Friedensbewegung die 
Ausgangslage für deutsche Friedens­
bewegte auf den Punkt bringt, den Au­
ßenminister Genscher anläßlich seines 
Israel-Besuchs im Februar auch für sich 
akzeptierte: ,,Es geht nicht darum, jede 
dumme israelische Politik gut zu finden 
[gemeint sind z.B. Westbank und Gaza­
Streifen] ... Aber wenn der Versuch un­
ternommen wird, Israel durch einen 
unprovozierten Angriff zu vernichten, 
auszulöschen, dann sollte ein Deutscher 
dies als einen Angriff auf sich selber 
empfinden ... " 

VermuHich wird es dabei bleiben, daß 
nur wenige politische Diskussionsforen 
(wie die NG/FH) die notwendige De­
batte über Deutschlands neue Rolle in 
der Welt und vor allem in der anstehen­
den Europäischen Politischen Union of­
fen Führen werden. Die meisten linken 
Gazetten - die sozialdemokratisch ori­
entierten sind dabei ausdrücklich nicht 
aUsgenommen - betreiben stattdessen 
mit aller Kraft weiterhin das immer wie­
der beliebte Gesellschaftsspiel „Wir 
enrlarven den US-Imperialismus in all 
seiner Niedertracht". 

Der vielfach geäußerte Vorwurf eines 
grassierenden „Antiamerikanismus" er­
scheint mir in diesem Zusammenhang 
als unpräzise und harmlos. Mich 
beschleicht manchmal vielmehr der Ein­
druck, ein neues grün-rosa Spieß­
bürgertum . entstanden aus den 
verblichenen idealen der „Alt" und 
„Nach"-68er. würde sich wie Mehltau 
über die politische Kultur in diesem 
unserem lande legen ... 

Ul/i Stark, Esslingen 

Peter von Oertzen/Susi Möbbeck (Hrsg.] 

Vorwärts, 
rückwärts, 
seitwärts ••• 

Dcu Lesebuch zur 
SPD·Orgonisotionneform 

ca. 200 Seiten/ Suchhond•lspr.is: DM l 9,80 
Ersc~einung,t•min, Navwnber 1991 

Aus .,.n, Inhalts 
Solidarität u~d Individualisierung • Wie 
man einen Parteitag aufmischt • Die 
AfA·Betriebi9ruppe - der Ornverein 
neuen Typs? • Der Ortsverein • leben­
dige Basi$einheit _ oder tote H()

1
~f !i:~ .. , 

Arbeitnehmerpartei, Volkspartei, :1:ÄII,:,;; · 
welhpartei? • SPD zwischen ~~·~w·: 
und Proleten? • Was erw~%Clh'· 
spruchsvolle Frauen von der sfl'Öt}• 
Mitmachen, Mitentscheiden, -Mitglied 
sein - worauf kommt es on? • Gibt es 
Politik ohne Partei? • Partei uod 
Computer · mit neuer Technik zu neuen 
Ufern? • Profeuionalitöt · Mythos oder 
Chance? • Projektarbeit in der SPD • 
Kultur· und Medienorbeit heule 

B•llräg• von untl' mit 
Rudolf Dreßler • Diether Dehm • Kon· / 
rod Eimer • Peter Grofe • Horst Kern 
• Werner Kindsmüller • Dieter Latt- / 
monn • Susi Möbbeck • Peter / 
von Oertzen • Hons Scheibner / ~.: 
• Ulf Skirke • Franz Sommer· / 
feld • Kurt Tucholsky • / ........ &pi. """ 

Karin Vogel • Claudia / "!•.::::•· 
Walther und vielen / _;:..,._ •• :: 
anderen mehr zum Sub,.kriplion,prei,· 

/ vonjeDM15,·ngl. 
- - - - - foOMl,·Venondl.osl.n. 

D kh zahle rnil V..-,echnun9stch•c~ 
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D kh zahle noch Erl,a~ • bei Direldbeslalkm9„ 
der R.din""9, beim Venog bis 31.1.1992 
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kh abonniere SPW ob sofort/ob Heft .......... SPW er.scheint in 
sechs Heften mit einem Gesamtumfang- von ca. 360 Seilefl, Die 
Kündigung des Abonnements isl unter Einholrung eine,- dreimonoli-_ 
gen Frist nur zum Johresende möglich. Jahre$0bo; Inland DM '51,-; 
Ausland DM 54,- [incl. Versand). SPW kemn johrgongswei!>e ou'.ch 
rückwirkend abonniert werde11. 

§ zum Normalpreis DM 51,­
zum ermäßigten Preis DM 42,· 
zum Auslandspreis DM 54, 

Hiermit erteile ich dem SPW-Verlog gleichzeilig eine 
Einzugsermächtigung für die Abbudiung des Abo-Betrags von 
meinem Konto. 

Ich wünsche eine Rechnung 

Konlo--Nummer BonkleHzahl 

Bonkverbirtdung 

Norne f,n Druckbuch$1oben) Geburl.datum 

S1raße und Hausnummer 

PlZ Wohnort 

Oolum/Unte,.chrih 

Diele Bestellung kann innerhalb einer Woche $Chriflfich widerrufen' 
werden (Poststempel]. Erfolgt ir,oerholb diW!r Frist kein Widernd, i,t 
ein wirksomer Vertrag zustandegekommen. kh bestätige hiermit, 
iiber mein Widerrulsrecht entsprechend dem Abzahlungsgesetz 
1§ 1 b, Aln.. 1) in Kenrrtnis gesetzt worden zu sein. 

Dotum/Unlers,:hrift 

!Achtung! Zwei Unterschriften bitte, damit wir die Beste!· lung zügig 
beoibeiten können!) 

.. 
PRAMIE 
kh habe spw benits abonniert oder ..... /n A1MN1-··· 
nenten/in .-t,en. kh möca.. gerne cle 8uchprilmi9 ·:: 

"'·---Die Prämie steht mir zu, sobald cle Abo-Gebühren bahll 
Verlag eia gegangen sind. 

Name (in Droc:lbudu1<1benl 

Straße und Hausnummer 

Pll 'Wohnort 

Ooham/Un!er>cluift 

,..., S,,00 ("'>) 

Kohl­
Zeit ---

3 .. 4. 

Geg•aMass•r, 
art-e,ls<lSt~i"I 
und ü,rn, -
Aulba-Jpolt,i,o 
Ostdetltm>aod 

5. 

spw Hefte 1 bis 51 
sind sämtlich noch lieferbar: 

- Hefte 1-29 für Abonennttnnen zu je 5,- DM 
- Hefte 30-50 für Abonennttnnen zu je 7,50 DM 

Ich bestelle 

c::::::::::J gegen Rechnung 

c::::::::::J durch Vorkasse 

c::::::::::J mit Verrechnungsscheck 

c::::::::::J Expl. Josef Hindels, Marxismus u. Gegenwart 

c::::::::::J Expl. Frauenbilder 

c::::::::::J Expl. Kapitalistische Krise 

c::::::::::J Expl. Herforder Thesen 

c::::::::::J Expl. linke Sozialdemokraten ? ... 

c::::::::::J Expl. Sozialismus der Zukunft 

c::::::::::J Expl. Projekt Moderner Sozialismus. 53 Thesen 

spw Hefte Nr. 

Name, Vorname 

Straße und Hausnummer 

PLZ und Ort 

D<ltvm und Unter..chrift 

Geschichte wird gemacht, 
spw war dabei. 

spw 39 bis spw 50 zum Sonderpreis von 
60,- DM (incl. Versand). 

Ich bestelle 

c::::::::::J Ich habe einen Verrechnungsscheck beigelegt 

c::::::::::J Ich wünsche eine Rechnung 

Name, Vorname 

Straße- und Hausnummer 

PLZ und Ort 

Datum und Unterschrift 

Josef Hinclels 
MARXISMUS UND GEGENWART 
2. Auflage 1985, 146 Seiten, Ladenpreis 9,-DM, für Abonnen­
tinnen 6,-DM, bei Abnahme von min. 10 Expl. 5,- DM ie Stück. 
Für die Schulungsarbeit erprobt und bestens geeignet! 

FRAUENBIIDER: 
Die weibliche Wirklichkeit ist anders 
(Hrsg. von den Jungsozialistlnnen Berlin), 80 Seiten mit Fotos, 
Ergebnisse des Fotowettbewerbs der Berliner JUSOS, Laden­
preis 19,80 DM, für Abonnentinnen 15,- DM 

KAPITAUSTISCHE KRISE UND 
STRAnGIEN DER EUROUNKEN 
Fragen einer sozialistischen. Politik in Westeuropa, hrsg. von 
Detlev Albers, Josef Cop, Jeon-Pierre Chevenement und Pietro 
lngroo, mit Beitrögen von Autorinnen aus der gesamten 
westeurop. Linken, 160 S., Ladenpreis 21,50 DM, für Abonnen­
ttnnen 12,- DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten in der SPD 
2. überarbeitete Ausgabe 1981, hrsg. vom Vorstand der JUSOS 
Ostwestfolen-lippe, Ladenpreis 8,- DM, für Abonnentinnen 5,­
DM. Die Herforder Thesen waren Anfang der achtziger Jahre 
die grundlegende Positionsbestimmung marxistischer Kräfte 
innerhalb der Sozialdemokratie, die dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie der internationalen Sozoziolde­
mokrotie anknüpften. 

UNKE SOZIAIDEMOKRAnN & 
BUNDESREPUBUKANISCHE UNKE. 
Diskussion am Beispiel der Herforder Thesen 
Hrsg. von Detlev Albers u.o., mit Beiträgen v. Wolfgang 
Abendroth,Rudolf Bahre, Joachim Bischoff u.a., Ladenpreis 
10,80 DM, für Abonnenttnnen 8,-DM. 

SOZIALISMUS DER ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue Programm der SPD 
Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, H. Lienker u. Kurt Neumann, 
mit Beiträgen von Dieter Dehm, Jürgen Egert, Katrin Fuchs u.a., 
185 S., Ladenpreis 17,50 DM, für Abonnenttnnen 15,. DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politikerlnnen, Okonomen und Polito­
logen, Abgeordnete aus Bundestag und Europäischem Parla­
ment, skizzieren Ziele und Wege sozialdemokratischer Politik 

auf lange Frist. 

PROJEKT MODERNER SOZIALISMUS. 53 Thesen 
Hrsg. von Susi Möbbeck, Fiele Saß und Birgit Zoerner, Laden­
preis 8,- DM, für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD hoben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeit und eine moderne soziol!~tische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Welt im Umbruch; Okonomische Regulierung; 
Veränderung von Arbeits- und Lebensweise; Entwicklung des 
politischen Systems; Reform und Revolution heute; Bündnis von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur; Perspektiven des modernen 

Sozialismus. 

Anzeige 

Auf der Suche 
nach der 
verlorenen Zeit 

Ich möchte den Freitag kennenlernen: Sechs 
Wochen lang zur Probe für 10.- DM (nur 
Vorkasse: bar, Scheck oder Briefmarken). 

Name/Vorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/LI nterschrift 

Vertrauensgarantie: Ich weiß, daß ich diese Bestellung 
innerhalb einer Woche beim Freitag widerrufen kann. Wird 
der Bezug nicht vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, 
wandelt sich das Probeabo in ein reguläres Abo um. 

Einsenden an: Vertrieb Freitag, PF 360 520, 
W-1000 Berlin 36 



hilf von 01fl11n, Suli Möbb1d1 (Hrsg .) 

_ ...... 

Peter von Oertzen/ Susi Möbbeck (Hrsg.) 

Vorwärts, 
rückwärts, 
seitwärts .•. 

Das Lesebuch zur 
SPD-Organisationsreform 

ca. 200 Seiten / Buchhandelspreis: DM 19,80 
Erscheinungstermin: November 1991 

Aus dem Inhalt: 
Solidaritöt und Individual isierung • Wie man einen Par­
teitag aufmischt • Die A fA-Betriebsgruppe - der Ortsver­
ein neuen Typs? • Der Ortsverein - lebendige Basis­
einheit oder tote Hose? • Arbeitnehmerpartei , Volks­
partei , Allerweltspartei? • SPD zwischen Yuppies und 
Proleten? • Was erwarten anspruchsvolle Frauen von 
der SPD? • Mitmachen, Mitentscheiden, Mitglied sein -
worauf kommt es an2 • G ibt es Politik ohne Partei? • 
Partei und Computer - mit neuer Technik zu neuen 
Ufern? • Professionalität - Mythos oder Chance? • Pro­
jektarbeit in der SPD • Kultur- und Medienarbeit heute 

Beiträge von und mit / 

/ 
/ 

Rudolf Dreßler • Diether Dehm • Konrad Eimer • / 
Peter Grofe • Horst Kern • Werner Kindsmüller / beste

1
1~~ 

• Dieter Lattmann • Susi Möbbeck • Peter / 
von Oertzen • Hans Scheibner • Ulf Skirke • / / 
Franz Sommerfeld • Kurt Tucholsky • / 

.... Expl. von 
"Vorwärts, 
rückwärts, 

seitwärts ... 11
, 

zum Subskriptiom,preis" 
von je DM 15,- zzgl. 

je DM 1,- Versandkosten. 

Karin Vogel • Claudia Walther und / 
vielen anderen mehr / __________ __ ..../ 

Norne, Vorname 

Straße 

PlZ, Ort 

Datum, Unterschrih 

D kh zahle mit Verrechnungsscheck (beiliegend). D Ich zahle noch Erholt der Rechnung. 


